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124. Sitzung 

Bonn, den 15. Februar 1989 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Meine Damen und Herren, die Themen der heuti-

gen Kabinettssitzung, die der Bundesminister für be-
sondere Aufgaben und Chef des Bundeskanzleramtes 
mitgeteilt hat, sind den Fraktionen bekannt. Es han-
delt sich um eine umweltpolitische Grundsatzdebatte 
sowie den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
und Vereinfachung der Vereinsbesteuerung. 

Die Bundesregierung hat weiter mitgeteilt, daß der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit berichtet. 

Ich gebe dem Umweltminister das Wort. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Bun-
desregierung hat die gegenwärtig anstehenden Auf-
gaben im Umweltschutz heute in einer umweltpoliti-
schen Grundsatzdebatte erörtert und ebenfalls die 
bisher schon abgearbeiteten Aufgabenfelder zur 
Kenntnis genommen. Es war nicht Ziel dieser Debatte, 
zu Beschlußvorlagen zu kommen. 

Wir haben uns einleitend sehr klar darauf bezogen, 
daß Umweltpolitik immer stärker in internationale 
Dimensionen hineingewachsen ist, daß sie globale 
und kontinentale Rahmen setzt und daß die Probleme 
an vielen Stellen — ich erinnere an die Frage des 
Treibhauseffektes, des Schutzes der Ozonschicht, 
aber auch an die Sicherheit im Umgang mit modernen 
Technologien — nur im globalen Maßstab wirklich 
ursächlich bewältigt werden können. Es war ganz 
deutlich, daß etwa auch im Zusammenhang mit dem 
Schutz so bedeutsamer ökologischer Randmeere wie 
der Nordsee und der Ostsee kontinentales Zusam-
menarbeiten erforderlich ist, um wirklich ursächliche 
Sanierung und vorsorgende Umweltpolitik zu ermög-
lichen. 

Die Bundesregierung ist sich aber darüber im kla-
ren, daß dies nicht zu einem Alibi für nationales Ab-
warten führen kann, sondern daß sie — wie in der 
Vergangenheit — weiterhin auch im nationalen 

Alleingang als Vorreiter der Umweltpolitik in Europa 
und darüber hinaus handelt. 

Es ist dies auch mit Blick auf die wirtschaftlichen 
Konsequenzen erörtert worden. Es ist deutlich, daß 
eine solche verstetigte, aber anspruchsvolle Umwelt-
politik umwelttechnologischen Fortschritt ermöglicht 
und damit auch in Zukunft Märkte sichert, die für die 
deutsche Wirtschaft von außerordentlicher Bedeu-
tung sind. Umweltschutz ist also keineswegs als ein im 
Gegensatz zu wirtschaftlicher Stabilität zu entwik-
kelnder Politikbereich verstanden worden. 

Genauso ist deutlich geworden, daß immer mehr 
Bürger in der Umweltpolitik mehr sehen als das tech-
nokratische Korrigieren an negativen Begleiterschei-
nungen wirtschaftlichen Wachstums, daß sie sich für 
die Erhaltung von Schöpfung und für die Gewährlei-
stung einer lebenswerten Umwelt auch für kom-
mende Generationen engagieren und daß sie bereit 
sind, dafür auch Leistungen finanzieller Art zu erbrin-
gen, so daß damit auch gleichzeitig Anreize bestehen, 
in Sachen Umweltschutz weiterhin voranzuschreiten. 
Das, was der Bundeskanzler in seiner Regierungser-
klärung als Überschrift gesetzt hat, nämlich „Schöp-
fung erhalten" , zeigt die hohe Priorität, die die Bun-
desregierung diesem politischen Aufgabenfeld zuord-
net. 

Über die einzelnen politischen Aufgabenfelder ist 
ebenfalls umfassend diskutiert worden. Wir haben die 
breiten Entwicklungen im Bereich der Luftreinhal-
tung unter dem Gesichtspunkt dessen angesprochen, 
was in dieser Legislaturperiode schon abgearbeitet 
worden ist. Ich erinnere hier an die sogenannte Klein-
feuerungsanlagen-Verordnung. Ich erinnere an die 
Verminderung des Schwefels im leichten Heizöl, aber 
auch an die vielen Maßnahmen zur Verminderung 
von Fluorchlorkohlenwasserstoffen. 

Wir haben aber darüber hinaus im Luftreinhaltebe-
reich — genauso wie im Bereich der Störfallvor-
sorge — noch Sorge dafür zu tragen, daß in einer 
Novelle zum Bundes-Immissionsschutzgesetz sowohl 
die Anlagensicherheit als auch marktwirtschaftliche 
Anreize und die Verbesserung der Luftreinhaltepläne 
ermöglicht werden. 

Es ist darüber hinaus der Gesamtbereich der Che-
mikalien im Zusammenhang mit den Verordnungen 
erörtert worden, die in dieser Legislaturperiode be- 
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reits ergangen sind. Ich erinnere an die PCB-Verord-
nung, die in der letzten Woche im Bundeskabinett 
verabschiedet worden ist. Aber auch hier ist es not-
wendig, durch eine Novelle zum Chemikaliengesetz 
die in der Regierungserklärung gekennzeichneten 
Ziele zu verwirklichen. 

Wir haben im Zusammenhang mit dem Gewässer-
schutz deutlich gemacht, daß die von der Bundesre-
gierung in den letzten zwei Jahren vorangetriebenen 
Maßnahmen außerordentlich viel Positives ermöglicht 
haben. Ich erinnere an die harten Arbeiten im Zusam-
menhang mit den Verwaltungsvorschriften zu § 7 a 
des Wasserhaushaltsgesetzes und daran, daß darüber 
hinaus allseits die Notwendigkeit akzeptiert ist, das 
Abwasserabgabengesetz zu novellieren. Auch dieser 
Referentenentwurf ist fertig und wird entsprechend 
den jetzt anlaufenden Diskussionen auch im Bundes-
kabinett eingebracht. 

Wir sind darüber hinaus der Überzeugung, daß es 
dringlich notwendig ist, im Naturschutz voranzukom-
men. Auch dies ist ein Aufgabenbereich aus der Koali-
tionsvereinbarung. Der Entwurf einer Novelle zum 
Naturschutzgesetz ist mit dem Kollegen Kiechle abge-
stimmt worden. Wir gehen davon aus, daß das, was die 
Koalitionsabsprache enthält, nämlich ein Ersatz von 
Aufwendungen für Landwirte, die durch Naturschutz-
bezüge stärker betroffen sind, auch gewährleistet 
werden muß und daß die damit verbundenen finanzi-
ellen Regelungen abgeklärt werden müssen. Ich habe 
vorgeschlagen, eine entsprechende Naturschutzab-
gabe zu entwickeln. 

Insgesamt haben wir darüber hinaus die vielen Ar-
beiten erörtert, die in dieser Legislaturperiode bereits 
durchgeführt worden sind. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Eine ganze Regie

-

rungserklärung! — Dr. Klejdzinski [SPD]: 
Dürfen wir auch so lange fragen?) 

Ich erwähne nur das Umweltverträglichkeitsgesetz 
und das Gesetz über das Bundesamt für Strahlen-
schutz. 

Recht herzlichen Dank. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die erste Wortmeldung 
kommt vom Abgeordneten Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ich lese eine von vielen 
Meldungen: Töpfer plant für mehr Katalysatorautos 
bei Umrüstung Geld auf die Hand. Ich frage den 
Herrn Bundesfinanzminister: Haben Sie diesem Töp-
fer-Plan zugestimmt oder werden Sie dies tun? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Präsidentin! Herr Kollege! Wie Sie sicher auch aus der 
öffentlichen Diskussion in den Zeitungen wissen, ha-
ben wir folgenden Beratungsstand. 

(Lachen bei der SPD) 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben im 
Dezember den Bundesumweltminister, den Bundesfi

-

nanzminister und zwei Vertreter der Länder beauf

-

tragt, Konzeptionen für die nachhaltige Förderung 
des umweltfreundlichen Autos zu erarbeiten. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Ein 
„umweltfreundliches Auto" gibt es doch gar 

nicht!) 

— Umweltverträgliches Auto, wenn Ihnen das recht 
ist, ist vielleicht der bessere Ausdruck. 

(Dr. Penner [SPD] : „Geld auf die Hand" ! ) 

Diese Beratungen sind in vollem Gange. Es besteht 
Einvernehmen darüber, daß wir bestimmte auslau-
fende gesetzliche Regelungen im steuerlichen Be-
reich für die Nachrüstung verlängern und fortführen 
möchten. Andere Punkte, die auch von den Ländern 
nicht einheitlich gesehen werden, müssen weiter be-
handelt werden. Ich nehme an, daß wir in Kürze den 
Regierungschefs Bericht erstatten können. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Es folgt der Herr Abge-
ordnete Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Bundesumweltminister, 
beabsichtigen Sie, im Rahmen unseres bestehenden 
und ständig verbesserten Ordnungsrechts den Ein-
satz von marktwirtschaftlichen Instrumenten auszu-
bauen, und streben Sie auch gesetzgeberische Vorha-
ben in diesem Zusammenhang an? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Laufs, ich kann diese Frage vorbehaltlos mit Ja beant-
worten. Wir wollen, wo immer möglich, Anreize so 
entwickeln, daß sie auch ein unmittelbares Handeln 
einzelner für den Umweltschutz unterstützen. Ich 
nenne dafür drei Beispiele. Das erste Beispiel findet 
sich in der Novelle zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz, wonach die Möglichkeiten zu der sogenannten 
Kompensationslösung wesentlich erweitert werden 
sollen, so daß also der Stand der Technik, wenn er von 
einem nicht erfüllt werden kann, von anderen überer-
füllt werden kann. Diese Kompensation ist gegenwär-
tig angelegt, aber nicht breit genug. Wir sind der Mei-
nung, daß dies im Gesetz und in der Folge auch in der 
TA Luft seinen Niederschlag finden muß. 

Ein zweites Beispiel. Wir sind der Meinung, daß sich 
der informierte Bürger klarer und eindeutiger für den 
Umweltschutz entscheiden können sollte. Folglich 
möchten wir die Kennzeichnungsmöglichkeiten in 
der Novelle zum Chemikaliengesetz erweitern, damit 
sich auch der umweltbewußte Bürger besser infor-
miert, entsprechend umweltfreundlich verhalten 
kann. 

Ein drittes Beispiel ist, daß sich Abgaben ebenfalls 
als ein marktwirtschaftliches Instrument darstellen 
können. Das schlägt sich im Abwasserabgabengesetz 
nieder, wo wir ja auch gerade die Restverschmutzung 
nicht mehr abgabenfrei lassen wollen, so daß es einen 
Anreiz gibt, über den Stand der anerkannten Regeln 
der Technik hinauszudenken. Die eben angespro-
chene Naturschutzabgabe wirkt in genau dieselbe 
Richtung. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Garbe. 
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Frau Garbe (GRÜNE): Herr Minister, Sie haben sich 
heute morgen im Kabinett über den Fahrplan der 
Umweltgesetzgebung für den Rest der Legislaturpe-
riode unterhalten. Meine Frage ist: Was gedenken Sie 
gegen die schleppende Umsetzung der — so sage ich 
einmal — schönen Gesetze bei der Industrie sowie bei 
den Ländern und Kommunen zu tun, damit die Um-
weltgesetze nicht ein riesiger Publikumsbluff blei-
ben? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Frau Abgeordnete, ich 
darf mich zunächst herzlich dafür bedanken, daß Sie 
die von uns vorgelegten Gesetze als gute und schöne 
Gesetze gekennzeichnet haben. Ich stimme dieser Ih-
rer Wertung ausdrücklich zu. 

Nun zur Umsetzung: Das ist immer eine Frage, die 
mit auf die Landesebene bezogen ist. Wir wollen alles 
daransetzen, auf Bundesebene den Vollzug bereits 
mit zu bedenken. Ich gebe Ihnen dazu ein ganz kon-
kretes Beispiel: In der Novelle zum Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz wird die Möglichkeit verstärkt wer-
den, auch externe Sachverständige mit heranzuzie-
hen, wie wir das, wie Sie wissen, auch bei der Stör-
fallverordnung, die im September letzten Jahres ver-
abschiedet worden ist, getan haben. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Die gestern nicht 
funktioniert hat!)  

— Die gestern funktioniert hat! — Wir möchten des-
wegen mit großem Nachdruck unterstreichen, daß es 
uns darum geht, nicht nur Gesetze zu verabschieden, 
sondern auch die Mechanismen zum Vollzug dieser 
Gesetze zu verbessern. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke. — Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Minister Töpfer, wer 
gibt nun wem Geld auf die Hand, wenn sich jemand 
ein neues Katalysatorauto kauft? Oder haben Sie 
mehr versprochen, als der Bundesfinanzminister hal-
ten kann oder will? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Jahn, es geht in diesem Falle um die Nachrüstung von 
Autos. 

(Lachen bei der SPD) 
Es geht nicht um die Frage der Anschaffung von 
Autos. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Im Nachrü-
sten sind Sie ja Spezialisten!) 

— Ich hatte mir gedacht, daß der Begriff der Nachrü-
stung bei der SPD-Fraktion zu Heiterkeit führen 
könnte. Ich habe jedenfalls vor, mich auch sehr nach-
haltig um die vielen Autos zu kümmern, die gegen-
wärtig über unsere Straßen fahren. Sich um sie zu 
kümmern ist mindestens so wichtig, wie über die Au-
tos nachzudenken, die neu gekauft werden. Wir ha-
ben gegenwärtig über 26 Millionen Autos mit Otto-
motor auf deutschen Straßen, und deswegen ist es 
sinnvoll und richtig, 

(Zuruf von der SPD: Wer bekommt nun das 
Geld?) 

sich über deren Nachrüstung zu unterhalten. — Auf 
das Geld komme ich zurück. 

Ich möchte deutlich machen — dies ist genau das, 
was der Bundesfinanzminister gerade ebenfalls ge-
sagt hat — , daß wir ein finanzielles Programm zur 
Nachrüstung gehabt haben und noch haben und daß 
wir uns darüber einig sind, daß es verlängert werden 
kann. Zu entscheiden ist jetzt noch über die Frage, ob 
wir die finanziellen Angebote noch verstärken kön-
nen, nicht in der gesamten Summe, sondern unter 
dem Gesichtspunkt, daß die bisher bewilligten Steu-
erbefreiungen oder -nachlässe kapitalisiert werden 
könnten. Dies ist eine der zusätzlichen Überlegungen, 
die wir mit den Bundesländern erörtern. Herr Abge-
ordneter Jahn, Sie werden es dem Bundesumweltmi-
nister nicht übelnehmen, ganz im Gegenteil, Sie wer-
den es von ihm erwarten, daß er in diese Gespräche 
mit klaren Vorstellungen davon, was er will, hinein-
geht, und genau das ist geschehen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Also daß er mehr ver

-

spricht, als er hält!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wir kommen zur letzten 
Frage zu diesem Komplex, weil ich dann den ange-
meldeten zweiten Fragenkomplex — deutsche Rake-
tenentwicklung — eröffnen möchte. Bitte, Herr Abge-
ordneter Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Ich darf den Herrn Mini-
ster Töpfer fragen, ob sich die Bundesregierung heute 
auch zu dem Problembereich Schutz der Erdatmo-
sphäre, zu dem es sehr viele Initiativen im parlamen-
tarischen Raum gibt, geäußert hat, und zwar auch im 
Licht des ersten Zwischenberichts der Enquete -Kom-
mission des Deutschen Bundestages dazu, was die 
Reduzierung der Fluorchlorkohlenwasserstoffe an-
langt. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Schmidbauer, die Arbeit der Enquete-Kommission 
und der Zwischenbericht haben in der Diskussion 
selbstverständlich eine Rolle gespielt, auch was die 
Reduzierung der Fluorchlorkohlenwasserstoffe be-
trifft. In Übereinstimmung mit den Ergebnissen der 
Enquete-Kommission wollen wir in der Bundesrepu-
blik eine Vorreiterrolle übernehmen. Wir werden die 
Vermeidung dieser Stoffe bis Mitte des kommenden 
Jahrzehnts, also bis 1995, zu erreichen haben, und wir 
haben uns dabei instrumentell sowohl auf der Ebene 
der Absprachen als auch auf dem Gebiet notwendiger 
Deklarierungen und sonstiger rechtlicher Schritte zu 
bewegen. 

Wir haben es aber auch mit Blick auf die Frage der 
CO2-Emissionen erörtert. Wir wissen, daß die En-
quete-Kommission hierzu zwar sehr ambitionierte, 
aber richtige Zielsetzungen formuliert hat. Wir sind 
ganz sicher, daß uns die Frage der Reduzierung von 
CO2 auch und gerade über Energieeinsparung noch 
weiter beschäftigen wird. 

Gegenstand der Diskussion ist es gewesen, weil es 
eines der zentralen Themen überhaupt ist, die wir in 
der Umweltpolitik zu bewältigen haben. 
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Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich darf einmal dazwi-
schen fragen, ob sich Ihre Frage, Herr Knabe, noch auf 
den ersten Komplex bezieht. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Meine Fragen beziehen sich 
auf den Komplex Umwelt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Dann lasse ich diese 
noch zu, und anschließend nehmen wir den zweiten 
Komplex. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Herr Bundesminister, als ich 
gestern nach Krefeld gerufen wurde, um mir die Fra-
gen besorgter Bürger zu dem Brand im Krefeld-Uer-
dinger Werk anzuhören, habe ich eine große Unsi-
cherheit darüber gespürt, welche Schadstoffe dort 
emittiert worden sind. Hat die Bundesregierung über 
die Schadstoffe, die bei dem Brand entstanden sind, 
nähere Informationen? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Knabe, Sie wissen, daß im Vollzug der Störfallverord-
nung hier ebenfalls zunächst das Land Nordrhein-
Westfalen gefragt ist. Wir haben uns natürlich mit 
Nordrhein-Westfalen entsprechend kurzgeschlossen 
und die Informationen ebenfalls eingeholt. 

Ich kann Ihnen sagen, daß Messungen vornehmlich 
mit Blick auf die beiden Stoffe TDI und Blausäure 
durchgeführt worden sind, daß die Messungen in der 
Umgebung des Werkes bei dem Brand keine signifi-
kanten Ergebnisse erbracht haben und daß die kurz-
zeitigen geringen Einleitungen in den Rhein zu den 
entsprechenden Messungen im Rheinwasser geführt 
haben, ohne daß sowohl über einen biologischen noch 
über einen sonstigen Test signifikante Ergebnisse er-
zielt worden sind. Dennoch ist vorsorglich der „Inter-
nationale Warndienst Rhein" informiert worden; ein 
Alarm war durch die Meßergebnisse in Nordrhein

-

Westfalen nicht begründet. 
Ich kann aber darauf hinweisen, daß z. B. das Auf-

fangen des Löschwassers nach den uns mitgeteilten 
Informationen entsprechend den Vorstellungen, die 
wir in die Störfallverordnung eingebracht haben, 
möglich gewesen ist, d. h. das Löschwasser ist in vor-
handene Klärkapazitäten eingeleitet worden und ist 
nicht, wie es im Falle Sandoz geschehen ist, zu einer 
entscheidenden Belastung des Rheins geworden, weil 
es keine Leerkapazitäten gab. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke. Ich bitte um Ver-
ständnis; wir müssen jetzt den zweiten Fragenkom-
plex aufrufen. Wir haben im ersten Fragenkomplex 
den Umweltbereich abgehandelt, und wir haben jetzt 
den zweiten freien Fragenkomplex. 

Als erste nimmt dazu Frau Däubler-Gmelin das 
Wort. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Danke schön, Frau 
Präsidentin. 

Mitglieder der Bundesregierung äußern sich ja 
durchaus unterschiedlich zur Rolle, die sie Auslän-
dern in unserer Gesellschaft und in der Gesellschaft 
Europas einräumen wollen. Nun hat der Herr Bundes-
innenminister durch seinen Staatssekretär bei der  

letzten Sitzung des Bundesrates am 10. Februar wört-
lich erklären lassen: 

Bei uns kann auch kein Platz sein für eine multi-
kulturelle Gesellschaft. 

Darf ich Sie, Frau Dr. Adam-Schwaetzer, in Vertre-
tung des Herrn Bundesaußenministers fragen, was 
der Herr Bundesaußenminister von dieser Auffassung 
hält und ob er sie teilt? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Frau Abgeordnete, selbstverständlich 
sind wir uns alle bewußt — ich bin sicher, die Bevöl-
kerung genauso wie alle Mitglieder der Bundesregie-
rung — , daß innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land viele Ausländer leben, die aus unterschiedlichen 
kulturellen Bereichen und mit unterschiedlichen kul-
turellen Traditionen zu uns gekommen sind. Es ist 
immer die Politik der Bundesregierung gewesen 
— sie wird es sicherlich auch in der Zukunft sein —, 
daß diese Ausländer im von uns gesetzten rechtlichen 
Rahmen natürlich die Möglichkeit haben müssen, hier 
ihre eigene kulturelle Identität weiter zu pflegen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Als unsere 
Mitbürger?) 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Das heißt, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, Sie teilen diesen Satz 
nicht? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Frau Abgeordnete, ich habe die Posi-
tion der Bundesregierung in dieser Frage darge-
stellt. 

Auf den Zwischenruf der Kollegin kann ich nur sa-
gen: Ich glaube, wir sind uns alle einig, daß es sich 
hier um Mitbürger handelt. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herzlichen Dank. 
Aber darf ich den Satz noch einmal vorlesen? Ent-
schuldigung, Frau Präsidentin. Er heißt: „Bei uns" 
— gemeint ist die Bundesrepublik Deutschland — 
„kann auch kein Platz sein für eine multikulturelle 
Gesellschaft." Meine Bitte war, daß Sie freundlicher-
weise die Stellungnahme des Herrn Bundesaußenmi-
nisters oder Ihre persönliche Stellungnahme dazu vor-
tragen. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Frau Abgeordnete, ich bin hier in Ver-
tretung des Bundesaußenministers — wie Sie wis-
sen — als Mitglied der Bundesregierung, und als sol-
ches gebe ich dem Parlament auch Antwort. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das wäre 
gut!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich denke, es ist klarge-
stellt, daß es sich um die Regierungsbefragung han-
delt. 

Bezieht sich die nächste Wortmeldung noch einmal 
auf die Ausländerpolitik? 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Ja, meine Frage 
bezieht sich auch auf ein Zitat aus derselben Rede am 
10. Februar 1989 im Bundesrat. Frau Adam-Schwaet-
zer, da hat der Bundesinnenminister durch seinen Par- 
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Frau Dr. Sonntag-Wolgast 

lamentarischen Staatssekretär Spranger geäußert 
— ich zitiere —: 

Für das Asylrecht ist festzustellen, daß die 1949 
gefundene Konzeption nicht mehr trägt. Sie ent-
spricht weder der politischen Vernunft noch un-
seren ökonomischen Möglichkeiten noch unserer 
humanitären Verantwortung. 

Ich frage: Teilt der Bundesaußenminister diese Auf-
fassung? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Frau Abgeordnete, die Bundesregie-
rung hat deutlich gemacht, daß sie, was die Asylver-
fahren anbetrifft, bereits wieder in Überlegungen dar-
über eingetreten ist, wie man diese Verfahren verkür-
zen kann. Es gibt innerhalb der Bundesregierung kei-
nerlei Überlegungen, das in Art. 16 des Grundgeset-
zes garantierte Recht auf politisches Asyl in der Bun-
desrepublik in irgendeiner Weise zu ändern und da-
mit auch einzuschränken. 

(Sehr gut! bei der SPD) 
Selbstverständlich gilt darüber hinaus die von der 

Bundesrepublik gezeichnete Genfer Flüchtlingskon-
vention, die in ihren Artikeln ja zum Teil über das 
hinausgreift, was in Art. 16 des Grundgesetzes gere-
gelt ist, 

(Zustimmung bei der SPD) 
und damit auch die Grundlage dafür liefert, daß nicht 
alle abgewiesenen Asylbewerber abgeschoben wer-
den, sondern ihnen bei uns Aufenthaltsrecht gewährt 
wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich darf noch einmal dar-
auf aufmerksam machen, daß die Bundesregierung 
befragt wird und auch die zuständigen Vertreter des 
jeweiligen Ressorts antworten können. 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD) : Dann bitte ich 
Herrn Spranger, jetzt doch zu dieser Frage und auch 
zur Aussage von Frau Adam-Schwaetzer — im Auf-
trag des Bundesaußenministers — Stellung zu neh-
men. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das machen wir nicht!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Antwort auf Ihre 
Frage ist erteilt. 

Wir fahren fort. Bis 13.25 Uhr behandeln wir den 
Komplex Ausländerfragen. Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär Spranger, in 
der heutigen „Bild"-Zeitung steht die Schlagzeile 
„Asylanten, Aussiedler, Umsiedler — 500 000 kom-
men — Wie sollen wir das verkraften?" Dann wird 
ausgeführt, daß der Innenminister meint, das koste 
allein 5 Milliarden DM für die Asylanten. 

Ich möchte Sie fragen, ob der Innenminister damit 
sagen will, daß seine Bereitschaft zur Aufnahme poli-
tisch Verfolgter finanziell begrenzt ist? Ich möchte Sie 
bitten, uns zu sagen, ob der Innenminister und Sie 
bereit sind, uns hier und heute mitzuteilen, wie viele 
denn pro Jahr das Land wieder verlassen, wie viele 

Fälle entschieden werden, wie viele weiterwandern, 
wie viele zurückwandern, wie viele abgeschoben 
werden und um wieviel Mark der deutsche Steuer-
zahler dadurch entlastet wird. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Hirsch, erstens ist der 
Bundesinnenminister für die Schlagzeilen, die in den 
Zeitungen im Zusammenhang mit diesem Thema pro-
duziert werden, nicht verantwortlich. Er kann nichts 
dafür, wenn entgegen seiner Absicht 

(Zuruf von der FDP) 
— nein, ich sage das in aller Deutlichkeit, und er hat 
das wiederholt zum Ausdruck gebracht — nicht zwi-
schen Aussiedlern, Asylbewerbern und Ausländern 
getrennt wird, sondern — wir haben das leider auch in 
diesem Hause erlebt — geradezu systematisch ver-
sucht wird, das alles in einen Problemtopf zu schmei-
ßen. Das bedauert der Innenminister außerordent-
lich. 

(Zuruf von der SPD: „Schmeißen"?) 
Was zweitens die Kostenbelastung anbelangt, so ist, 

glaube ich, auf Grund der Erwiderungen des Innen-
ministers, die in diesem Artikel zu lesen sind — unab-
hängig von der Schlagzeile und der Vorbewertung 
durch die Zeitung — , klar erkennbar, daß er das Pro-
blem sehr differenziert sieht. Er hat auch auf Lösungs-
möglichkeiten hingewiesen. Ich glaube, es ist richtig, 
wenn er auf die Dringlichkeit hingewiesen hat, dieses 
Problem insgesamt wirkungsvoll zu lösen. 

Dr. Hirsch (FDP): Meine Frage war aber eine an-
dere, nämlich ob die Aufnahmebereitschaft des In-
nenministers finanziell begrenzt ist und um wieviel 
denn der deutsche Steuerzahler durch die Erledigun-
gen eigentlich entlastet wird, dadurch, daß die Ver-
fahren entschieden werden, daß Leute auswandern, 
weiterwandern, abgeschoben werden, von dem 
Flüchtlingskommissar — über 10 000 pro Jahr — in 
andere Länder weitergeleitet werden. Würden Sie uns 
bitte hier und heute die Kosten angeben, die uns da-
durch erspart bleiben? 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist ein Fall für eine 
Große Anfrage!) 

— Nein, die Zahlen haben wir alle im Kopf. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Erstens hat der Innenminister in diesem 
Interview in keinem Bereich zum Ausdruck gebracht, 
daß die Aufnahmebereitschaft der Bundesregierung 
oder des Innenministers, bezogen auf die Aussiedler, 
in irgendeiner Weise finanziell begrenzt ist. Es ist eine 
Frage, inwieweit sich dieser Staat diesen Mißbrauch 
des Asylrechts mit den ungeheuren Lasten, die vor 
allem die Kommunalbereiche zu tragen haben, tat-
sächlich leisten kann. Ich kann nur empfehlen, sich 
einmal mit Kommunalpolitikern zusammenzusetzen 
und deren Meinung zu hören, was sie über das An-
schwellen der Sozialhilfekosten sagen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Antworten 
und nicht immer „Mißbrauch" sagen!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Eine Frage zur Auslän-
derpolitik? — Herr Carstensen. 



9094 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Februar 1989 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär Spranger, könnten Sie sich vorstellen, daß 
eine solche Schlagzeile nicht entstehen würde, wenn 
dieses Asylrecht nicht mißbraucht werden würde? 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Carstensen, ich bitte sehr um 
Verständnis, daß ich wie üblich auf eine Beantwor-
tung von hypothetischen Fragen verzichten möchte. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke. — Noch zur Aus-
länderpolitik oder zu anderen Fragen? — Herr Sel-
lin. 

Sellin (GRÜNE): Ich möchte die Bundesregierung 
fragen, welche Konsequenzen außenpolitischer Art 
sie zieht, da Sie eben erklärt haben, es bestünden 
keine finanziellen Grenzen, was die Aufnahme von 
Aussiedlern in der Bundesrepublik angehe. Gibt es 
eine außenpolitische Diskussion angesichts dessen, 
daß jedes Jahr ca. 200 000 kommen wollen und uns 
alle willkommen sind? Welche außenpolitische De-
batte ist da in Gang gesetzt worden? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, nach dem Grund-
gesetz ist definiert, daß natürlich Deutsche in der Bun-
desrepublik aufgenommen werden. Dieses wird von 
uns bejaht. Es ist nicht Ziel unserer Politik, die Men-
schen ausdrücklich zu ermutigen, zu uns zu kommen. 
Wir wollen aber alles tun, was wir tun können, um zu 
erreichen, daß ihnen das Verbleiben in dem Land, in 
dem sie jetzt wohnen, erleichtert wird. Das Ziel unse-
rer Politik gerade im Rahmen der Verhandlungen mit 
der polnischen Regierung, aber natürlich auch bei vie-
len Vorstößen, die wir in der Sowjetunion unternom-
men haben, ist es, den deutschen Minderheiten in die-
sen Ländern zu ermöglichen, ihre eigene kulturelle 
Identität zu pflegen. Das bezieht sich im Falle Polen 
ganz besonders auf den Gebrauch der deutschen 
Sprache in der Schule, aber auch im Schriftgut, das 
dort verbreitet wird, und natürlich auch auf die Benut-
zung von Ortsbezeichnungen. Alles dieses sind Fra-
gen, die immer wieder diskutiert werden. 

Im Zusammenhang mit der Sowjetunion möchte ich 
sehr deutlich machen, daß wir, ich glaube, auch im 
Interesse der Aussiedler, begrüßen können und müs-
sen, daß die sowjetische Regierung eine gesetzliche 
Grundlage für die Familienzusammenführung ge-
schaffen hat und in der Tat einhält. Dieses gibt eine 
größere Sicherheit für diejenigen, auch was die Ent-
scheidung über ihr eigenes künftiges Leben betrifft, 
die sich mit dem Gedanken tragen, in die Bundesre-
publik Deutschland zu kommen. Dies sind Entwick-
lungen, die von uns positiv aufgenommen werden. 
Wir werden unserer Verantwortung, die aus dem 
Grundgesetz erwächst, auch außenpolitisch gerecht. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke. — Herr Abge-
ordneter Lüder. 

Lüder (FDP): Ich frage die Bundesregierung — ich 
vermute, daß Herr Staatssekretär Spranger antworten 
wird — : Ist die Bundesregierung bereit, die Frage von 
Herrn Dr. Hirsch zu dem zweiten Themenkomplex, 
die Sie eben nur damit beantwortet haben, daß wir  

uns mit Kommunalvertretern zusammensetzen sollten 
— ich unterstelle, daß Sie sich schon einmal zusam-
mengesetzt haben —, zu beantworten, indem sie die 
Ergebnisse entweder durch Sie oder durch den Herrn 
Minister persönlich am Montag in der öffentlichen 
Anhörung des Innenausschusses zu Kenntnis gibt? Es 
geht um die Frage, wieviel abgewiesene Asylbewer-
ber tatsächlich in deutschen Kommunen leben. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Selbstverständlich, Herr Kollege Lüder, ist 
der Innenminister zu jeder Auskunft bereit, die offen-
geblieben ist, insbesondere angesichts einer sehr breit 
dimensionierten Frage, die der Abgeordnete Hirsch 
hier vorgetragen hat, und angesichts der Tatsache, 
daß wir seitens der Bundesregierung hier unter dem 
Druck stehen, möglichst kurz und prägnant zu ant-
worten. Was noch offengeblieben ist, Herr Kollege 
Hirsch, und soweit überhaupt noch Zahlen lieferbar 
sind, die Ihnen noch nicht zugänglich gemacht wor-
den sind, sind wir gerne bereit zu ergänzen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke. — Herr Abge-
ordneter Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär Spranger 
hat in einer Rede im Bundesrat Äußerungen gemacht, 
zum einen zu der Frage, ob ausländische Mitbürger 
ihrer eigenen kulturellen Identität entsprechend hier 
leben und sich verhalten können, und zum anderen 
hinsichtlich der Frage einer Änderung des Grundge-
setzes in bezug auf Asyl. 

Frau Staatsminister Adam-Schwaetzer erklärt, das 
sei nicht die Meinung der Bundesregierung, die Herr 
Staatssekretär Spranger da zum Ausdruck gebracht 
habe, sondern ihre Aussagen zu diesen beiden Punk-
ten, die genau gegenteiliger Art sind, stellten die Mei-
nung der Bundesregierung dar. 

Ich frage nun denjenigen, der für den Bundeskanz-
ler hier Antwort geben kann: Wer hat die Meinung 
der Bundesregierung mitgeteilt, der Staatssekretär 
des Innenministers oder Frau Staatsminister Adam-
Schwaetzer? Wenn Frau Schwaetzer die Meinung der 
Bundesregierung wiedergegeben hat, was ich sehr 
hoffe, wie wird der Bundeskanzler in Zukunft sicher-
stellen, daß von der Bundesregierung abweichende 
Äußerungen durch Staatssekretäre im Bundesrat bei 
offiziellen Erklärungen nicht mehr zutage treten? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bitte schön, Herr Staats-
sekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich möchte mich sehr herzlich — — 

(Dr.  Emmerlich [SPD]: Seit wann ist dieser 
Herr Staatssekretär in der Lage, für den Bun

-

deskanzler zu sprechen? — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Herr Dr. Emmerlich, ich bedanke mich zunächst 
sehr herzlich, daß durch Ihre Fragen diese Rede, die 
ich am vergangenen Freitag gehalten habe, eine so 
außerordentliche nachträgliche Resonanz gefunden 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Ich habe Sie im Bundesrat allerdings etwas vermißt, 
weil sich alle anwesenden Vertreter der SPD-regier-
ten Länder diese Ausführungen schweigend und ohne 
irgendeine Mißbilligung angehört haben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Hört! Hört! — Jahn [Mar-
burg] [SPD]: Das gibt es doch gar nicht! Das 
ist doch dummes Zeug! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Darf ich um Ruhe bitten 
für die Antwort. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Zum anderen habe ich in Vertretung des 
Innenministers als der für dieses Thema Zuständige 
im Bundesrat gesprochen. Diese Rede, die Ihnen si-
cher auch im Wortlaut vorliegt, spiegelt einen Diskus-
sionsstand wider, der der Sachlage auch angemessen 
ist. 

(Widerspruch des Abg. Jahn [Marburg] 
[SPD]) 

Es kann ja wohl nicht bestritten werden, daß sich die 
Situation des Jahres 1949 im Bereich des Asylrechts 
bis 1989 ganz entscheidend verändert hat und daß es 
geradezu eine Pflicht politisch Verantwortlicher ist, 
sich zu diesem Thema Gedanken zu machen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich bitte um Verständnis, 
daß wir noch einen angemeldeten Fragenkomplex 
haben: deutsche Raketenentwicklung. Wenn wir die-
sen Bereich noch behandeln wollen, muß er jetzt auf-
gerufen werden. Die erste Frage hat Herr Abgeordne-
ter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Ich möchte die Bundesregie-
rung oder den Bundesminister der Verteidigung oder 
auch den Außenminister fragen — mir ist es gleich, 
wer antwortet — : Wie bewertet die Bundesregierung 
die Tatsache, daß sie einerseits ein komplementäres 
Luftangriffssystem konzipiert, andererseits nicht 
daran denkt, Abrüstungsschritten des Warschauer 
Pakts, wie sie gemacht wurden, etwas Entsprechen-
des entgegenzusetzen? 

Wimmer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Herr Kollege Dr. Klejdzinski, Sie 
wissen, daß es über viele Jahre hinweg die Aufgabe 
einer jeden Bundesregierung gewesen ist, auf dem 
Feld der Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik 
entscheidende Schritte auch dem Warschauer Pakt 
vorzuschlagen, mit der Folge, daß wir uns heute in 
einer sehr zufriedenstellenden Entwicklungsphase 
der Ost-West-Beziehungen befinden. Von daher 
glaube ich, daß Ihre Frage, was für die Perspektive 
unserer Sicherheitspolitik adäquat noch zu unterneh-
men ist, in die Richtung geht, was mit dem Gesamt-
begriff KOLAS in Verbindung zu bringen ist. 

Sie wissen, Herr Kollege Dr. Klejdzinski, daß wir 
heute morgen beide an der Sitzung des Verteidi-
gungsausschusses teilgenommen haben, in der durch 
den Bundesminister der Verteidigung in nachdrückli-
cher Weise darauf aufmerksam gemacht wurde, daß 
der Begriff KOLAS ein Arbeitsbegriff ist, dem keine 
konkrete Planung zugrunde liegt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Knabe, ist Ihre 
Frage ebenfalls eine Frage zur Raketenentwick-
lung?  — 

(Dr.  Knabe [GRÜNE]: Nein, eine freie 
Frage!) 

Gibt es weitere Fragen zur Raketenentwicklung? — 
Sie gestatten, daß ich zunächst noch die Frage von 
Herrn Erler zulasse. Dann komme ich wieder zu den 
freien Fragen. 

Erler (SPD): Ich habe eine Frage an den Außenmi-
nister oder seine Vertretung hier: Nach der überra-
schenden Rückzugsentscheidung der Bundesregie-
rung in Sachen eines deutschen Raketenangriffssy-
stems hat es verschiedene Reaktionen des Auslands 
gegeben. Können Sie mir bitte sagen, wie Sie diese 
Reaktionen werten, ganz besonders im Hinblick dar-
auf, daß diese Maßnahme angeblich auch eine posi-
tive Ausgangsposition für die KRK-Verhandlungen, 
die im März in Wien beginnen sollen, sein soll? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, Sie wissen, daß die 
Bundesregierung alles in ihren Kräften Stehende dazu 
getan hat, daß in Wien bei den Verhandlungen auf der 
KSZE-Nachfolgekonferenz ein Mandat für die KRK

-

Verhandlungen, also für die Verhandlungen über 
konventionelle Stabilität in Europa, verabschiedet 
worden ist. 

Wir haben natürlich ein besonderes Interesse daran, 
daß diese Verhandlungen zügig beginnen und auch 
zügig durchgeführt werden; denn die Bundesrepublik 
befindet sich immerhin an der Nahtstelle zwischen 
Ost und West. Wir sind ein geteiltes Land, und wir 
haben deshalb, verständlicherweise auch in der Be-
völkerung, ein besonders hohes Interesse an Stabilität 
und Frieden in Mitteleuropa. Das derzeit noch existie-
rende konventionelle Ungleichgewicht ist eine Ge-
fährdung. Wir müssen alles in unseren Kräften Ste-
hende dazu tun und werden es auch tun, damit dieses 
möglichst rasch beseitigt wird. Insofern ist es folge-
richtig, daß die Bundesregierung alles unterläßt, was 
diese Verhandlungen in irgendeiner Weise beein-
trächtigen könnte. 

Erler (SPD): Frau Staatsministerin, darf ich meine 
Frage noch einmal aufgreifen? Ich habe vor allen Din-
gen wissen wollen, ob der Bundesaußenminister die 
Ansicht des Verteidigungsministers, die er uns heute 
morgen im Ausschuß mitgeteilt hat, teilt, daß es sich 
hier um einen Beitrag der Bundesregierung im Sinne 
einer einseitigen Verzichtsmaßnahme im Hinblick auf 
eine gute Ausgangsposition in Wien handle. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, wir haben Ihnen 
heute schon einmal gesagt, daß wir hier heute als Bun-
desregierung stehen und Ihre Fragen gemeinsam be-
antworten. Ich kann nur noch einmal unterstreichen, 
daß die Bundesregierung ihre Entscheidungen natür-
lich immer im Lichte der Überlegungen trifft, die sie 
anstellen muß 

(Lachen bei der SPD) 
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und die auch notwendig sind, um möglichst rasch 
konventionelle Stabilität in Europa herzustellen. 

(Zuruf von der SPD: Sprechblase!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Dazu noch Herr Horn. 

Horn (SPD): Herr Staatssekretär Wimmer, ich habe 
noch eine Frage an Sie: Könnten Sie uns vielleicht die 
Gründe darstellen, weshalb unmittelbar nach der 
„Report"-Sendung die Bundesregierung auf eine 
Fortführung des Projektes KOLAS verzichtet hat? 

Wimmer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Wir haben auf die Fortführung des 
Projektes Technex, Herr Kollege Horn, verzichtet, und 
zwar deshalb, weil sich der Bundesverteidigungsmi-
nister im Zusammenhang mit der Gesamtvorlage der 
Bundeswehrplanung ausdrücklich für den Februar 
1989 — und in diesem Monat befinden wir uns — eine 
Entscheidung darüber vorbehalten hatte, was aus die-
sen Studien überhaupt werden sollte. Sie wissen, daß 
sich der Bundesminister der Verteidigung bei diesem 
Fortgang der Dinge an dem orientiert, was der Blan-
keneser Erlaß und die entsprechenden Planungsvor-
lagen des Bundesministeriums der Verteidigung vor-
schreiben. Sie wissen genauso gut wie ich, Herr Kol-
lege Horn, daß dieser Blankeneser Erlaß auf den Bun-
desminister der Verteidigung Helmut Schmidt zu-
rückzuführen ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Jetzt hat er aber die 
Kurve gekriegt!) 

Insoweit verhalten wir uns kontinuierlich auf dem 
Hintergrund dessen, was Planungsvorgabe des Bun-
desministeriums der Verteidigung seit inzwischen 
Jahrzehnten ist. Deswegen ist die Entscheidung des 
Bundesministers der Verteidigung im Zusammen-
hang mit Technex logisch, zielgerichtet, optimal. 

(Lachen bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Till-
mann, Sie haben eine Frage zur Vereinsbesteuerung. 
Bitte. 

Tillmann (CDU/CSU): Herr Bundesfinanzminister, 
nachdem das Kabinett heute den Entwurf eines Ge-
setzes zur Verbesserung und Vereinfachung der Ver-
einsbesteuerung verabschiedet hat: Können Sie im 
einzelnen sagen, inwieweit die Vorschläge und Stel-
lungnahmen des Deutschen Sportbundes und der be-
troffenen Verbände bei der Beschlußfassung des Ka-
binetts berücksichtigt werden konnten? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Präsidentin! Herr Kollege! Das Kabinett hat heute den 
Gesetzentwurf, wie eingangs erwähnt wurde, verab-
schiedet und den gesetzgebenden Körperschaften zu-
geleitet. Ausgangspunkt ist ja eine Initiative im Bun-
desrat. Aber in der Vorbereitung der heutigen Kabi-
nettsentscheidung haben für uns in der Tat viele Ge-
sichtspunkte, Argumente, viele Gespräche mit den 
Vereinen, insbesondere auch mit dem Deutschen 
Sportbund eine wesentliche Rolle gespielt. 

Ich möchte im Rahmen einer knappen Regierungs-
befragung jetzt nicht alle wichtigen Punkte hervorhe-
ben, aber folgende gerne nennen: 

Der Gesetzentwurf bringt Vereinfachungen und 
steuerliche Erleichterungen für rund 90 % der ge-
meinnützigen Vereine. Vor allem für die kleinen Ver-
eine, die ja ganz entscheidend auf ehrenamtlicher 
Mitarbeit — auch in ihren Vorständen — beruhen, 
sollen die entsprechenden Bestimmungen auch im 
Steuerrecht drastisch vereinfacht werden. 

Ich hebe besonders hervor, daß weitere förderungs-
würdige Freizeitbetätigungen als gemeinnützig aner-
kannt werden sollen und daß wir bei der Besteuerung 
wirtschaftlicher Betätigung gemeinnütziger Körper-
schaften eine Besteuerungsgrenze einführen. Bei 
sportlichen Veranstaltungen wird eine Zweckbe-
triebsgrenze von 60 000 DM Einnahmen im Jahr ein-
geführt. Kleinere gemeinnützige Vereine können die 
Vorsteuer pauschal mit 7 % der Einnahmen abziehen. 
—Das ist eine der entscheidenden Vereinfachungen, 
die ich soeben allgemein erwähnt habe. — Die Frei-
grenzen bei der Körperschafts- und Gewerbesteuer 
werden in Freibeträge umgewandelt und auf jährlich 
7 500 DM angehoben. 

Sodann gibt es einzelne begrenzte Verbesserungen 
auch im Bereich der Stiftungen. 

Das ist die knappste Zusammenfassung, die ich ge-
ben kann. Ich würde mich freuen, wenn Bundestag 
und Bundesrat diesen Gesetzentwurf so fristgerecht 
beraten könnten, daß er zum 1. Januar 1990 in Kraft 
treten kann. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Pen-
ner. 

Dr. Penner (SPD) : Herr Bundesfinanzminister, 
bleibt es also dabei, daß entgegen den freundlichen 
Ankündigungen der Bundesregierung vor der Wahl 
die 60 000 Sportvereine mit zirka 20 Millionen Mit-
gliedern nicht mehr auf die versprochene Anhebung 
der Übungsleiterpauschale rechnen können? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Kollege Penner, die unabhängige Kommission, die wir 
eingesetzt haben, hat im Rahmen eines weitreichen-
den Vereinfachungskonzepts sogar die Streichung 
dieser Pauschale empfohlen. 

(Dr. Penner [SPD]: Ja, das war nicht verwun

-

derlich!) 

—Ich beantworte Ihre Frage, wenn Sie mir das höflich 
gestatten. 

(Dr. Penner [SPD]: Entschuldigung!) 

— Schönen Dank. — Wir tun das nicht. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Ja oder 
nein! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ich meine, Sie können die Debatte ja in der Art 
führen, wie Sie Ihre Fraktionssitzungen durchführen. 
Ich möchte eine ernsthafte Frage im Zusammenhang 
ernsthaft beantworten. Das scheint mir der Sinn der 
Regierungsbefragung zu sein. 

Wir halten an dieser Übungsleiterpauschale fest. Es 
ist nicht so, daß die Bundesregierung vor der Wahl 
oder in der Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
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eine weitergehende Ausgestaltung versprochen hat. 
Das trifft nicht zu. 

(Dr. Solms [FDP]: Das hat der Herr Spöri er-
klärt!) 

Aber richtig ist, Herr Kollege Penner, daß wir uns in 
den vorhergehenden Gesprächen in der Regierung 
und in den Koalitionsfraktionen in der Tat vorgenom-
men haben, zu einer Vereinheitlichung derartiger 
Pauschalen zu kommen, weil sie in gewissen Berei-
chen zurückgeblieben sind. Wir haben heute sehr un-
terschiedliche Regelungen für ehrenamtliche Tätig-
keiten in den Vereinen, in der Kommunalpolitik und 
in anderen Organisationen, deren Tätigkeit im öffent-
lichen Interesse liegt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Pen-
ner, gestatten Sie mir, daß ich keine Zusatzfrage von 
Ihnen zulasse. Es ist jetzt fast 13.45 Uhr, und es warten 
noch drei weitere Kollegen. 

Herr Abgeordneter Knabe, bezieht sich Ihre Frage 
auf die Vereinsbesteuerung? 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Nein!) 
— Dann bitte ich Sie, noch einen Augenblick zu war-
ten, damit hier noch einmal nachgesetzt werden kann. 
— Herr Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Bundesfinanzminister, 
welche Lösungen faßt die Bundesregierung mit ihrem 
Beschluß von heute vormittag für das alte und leidige 
Problem ins Auge, das durch die exzessive Auslegung 
des Zweckbetriebsbegriffes vor allem für die ländli-
che Gastronomie durch ein exzessives Ausdehnen von 
Vereinsfesten entstanden ist, und welche Möglichkei-
ten sieht die neue Regelung vor, um hier zu einem 
ausgewogenen Verhältnis zu kommen, das diesen 
mittelständischen Betrieben auch gerecht wird? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Finanzminister. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Kollege Jäger, es läßt sich nicht bestreiten, daß es im 
Vorfeld der heutigen Kabinettsentscheidung unter-
schiedliche Voten gegeben hat: der Vereine einer-
seits, deren Bedeutung wir hoch einschätzen, und des 
mittelständischen gastronomischen Gewerbes ande-
rerseits. Allen ist das bekannt. Ich glaube aber, daß es 
gelungen ist, durch intensive Gespräche, die Mitglie-
der der Bundesregierung mit dem Bereich des mittel-
ständischen gastronomischen Gewerbes geführt ha-
ben, diese Bedenken ein Stück zu reduzieren, viel-
leicht weitgehend auszuräumen. Wichtig ist im 
Zusammenhang mit Ihrer Frage, daß für sportliche 
Veranstaltungen eine Zweckbetriebsgrenze von 
60 000 DM Einnahmen im Jahr vorgesehen ist. Kultu-
relle Einrichtungen und Veranstaltungen werden 
stets als steuerbegünstigte Zweckbetriebe behan-
delt. 

Ich glaube, daß wir mit diesen und anderen Maß-
nahmen auch der Tatsache Rechnung tragen, daß 
manche Vereine, vor allem große Vereine mit gewerb-
lichem Charakter, im Bereich der Gemeinnützigkeit 
bisher ein Stück zu großzügig gefördert worden sind. 
Wir hoffen, diesen Zielkonflikt damit weitgehend zu 
entschärfen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich möchte jetzt die Fra-
gen zur Vereinsbesteuerung abschließen. 

Abschließend haben das Wort die Abgeordneten 
Herr Knabe, Herr Börnsen und Frau Unruh. Dann 
müssen wir schließen. — Herr Knabe. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Ich frage die Bundesregie-
rung, nachdem ich in Krefeld erfahren habe, daß bis 
heute, bis 1989, noch keine gültige Erlaubnis für die 
Einleitung von Abwässern durch Bayer Uerdingen 
besteht, wie so etwas möglich ist, zumal der Umwelt-
minister des Landes Nordrhein-Westfalen erklärt, das 
liege daran, daß die Bundesregierung bisher noch 
keine Regelung der gefährlichen Stoffe nach § 7 a des 
Wasserhaushaltsgesetzes vorgenommen hat. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Grüner. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ich 
kann auf Ihre Frage, da sie in die Zuständigkeit des 
Landes fällt, keine sachkundige Auskunft geben, die 
Anspruch darauf erheben würde, vollständig zu sein. 
Ich werde diese Frage aber gerne aufgreifen und Ih-
nen dazu eine schriftliche Stellungnahme zuleiten. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Nur eine Nachfrage. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Knabe, darf ich bit-
ten. Es ist Ihnen jetzt eine schriftliche Beantwortung 
zugesagt worden. Wenn sie noch weiter ausgeführt 
werden soll, kann darum ja gebeten werden. Wir müs-
sen zum Ende kommen. 
— Herr Börnsen. 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Zum Programm 
der Bundesregierung gehört nach der Koalitionsver-
einbarung die Einführung von Rußfiltern für Omni-
busse und für Lastkraftwagen in Ballungszentren. Ich 
finde, daß ist eine sehr wichtige Maßnahme, und ich 
hoffe, daß sie nicht auf Eis gelegt worden ist. Deshalb 
möchte ich die Bundesregierung gerne fragen, wann 
und in welcher Weise sie plant, diese Maßnahme um-
zusetzen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ruß-
filter für Omnibusse und Lastwagen sind leider noch 
nicht serienreif; aber die Entwicklungen sind so weit 
vorangetrieben, daß wir in absehbarer Zeit mit der 
Möglichkeit des serienmäßigen Einsatzes rechnen 
können. Es gibt in diesem Bereich jetzt anlaufende 
Demonstrationsvorhaben, die der BMU mit einem 
breit angelegten Förderprogramm unterstützen 
wird. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß ange-
sichts der Kosten, die zusätzlich mit dem Einsatz sol-
cher Rußfilter verbunden sind, insbesondere die Kom-
munen in den Ballungszentren mit gutem Beispiel 
vorangehen werden. Darüber hinaus wird es ein 
Thema der Überlegungen sein müssen, ob es etwa bei 
der Anschaffung von Lastwagen, dann allerdings auf 
europäischer Ebene, zu weitergehenden Förderungs-
maßnahmen kommen kann; denn die Kosten dieser 
notwendigen Umweltschutzmaßnahme sind im Wett-
bewerb um Arbeitsplätze von ganz ausschlaggeben- 
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der Bedeutung, so daß ein Alleingang der Bundesre-
publik Deutschland, etwa auf gesetzlichem Wege mit 
Zwang zu arbeiten, nicht in Betracht kommen kann, 
abgesehen von unseren europäischen Verpflichtun-
gen, die wir in diesem Zusammenhang haben. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die letzte Frage, Frau 
Abgeordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE) : Meine Frage war an Minister 
Blüm gerichtet; leider ist er nicht da. 

(Hüser [GRÜNE]: Der Bundeskanzler oder 
sein Vertreter ist auch nicht da! — Zuruf des 

Parl. Staatssekretärs Vogt) 
— Ja nun, der Minister ist doch noch etwas anderes als 
Sie. 

Sie hängt mit den verlorenen Wahlen der CDU und 
der FDP in Berlin zusammen. In diesem Zusammen-
hang hat Frau Adam-Schwaetzer in einem Fernseh-
interview gesagt: Die Verabschiedung der 9. AFG

-

Novelle war falsch und muß zurück. 
(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Gut ist 

das!) 
Frage: Was haben Sie falsch gemacht? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär 
Vogt. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin, die Bundes-
regierung hat im Zusammenhang mit der 9. Novelle 
nichts falsch gemacht. Diese Novelle bewährt sich. 

(Lachen bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich beende die Befra-
gung. 

Meine Damen und Herren, wir setzen die Beratun-
gen mit dem nächsten Tagesordnungspunkt fort. 

Fragestunde 
— Drucksache 11/3970 — 

(V o r s i t z : Vizepräsidentin Renger) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beantwortung 
steht Herr Staatsminister Dr. Stavenhagen zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Zan-
der auf: 

Welche Vorhaben der Regierungspolitik dienten der Verwirk-
lichung der von Bundeskanzler Kohl in seiner Regierungserklä-
rung vom 4. Mai 1983 angekündigten „geistigen Erneue-
rung" ? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Herr Kollege Zander, die geistige Erneuerung ist 
keine Frage einzelner Regierungsvorhaben, sondern 
sie ist eine Frage des Leitbildes von der Gesellschaft, 
das wir haben. Dazu darf ich auf die Regierungserklä-
rung des Bundeskanzlers vom 18. März 1987 verwei-
sen, wo er sagt: 

Unser Leitbild ist eine Gesellschaft, in der sich der 
einzelne frei entfalten kann — auch und gerade in 
der Verantwortung für den Nächsten. 

Daraus leitet der Bundeskanzler fünf Ziele ab. Ich 
kann diese Ziele nicht im einzelnen hier vortragen, 
aber die Regierungserklärung liegt Ihnen ja vor. Zur 
Umsetzung dieser Ziele in der Regierungsarbeit 
nenne ich Ihnen nur wenige Beispiele: größere Frei-
räume für Eigeninitiative und Eigenverantwortung 
durch Privatisierung, Deregulierung und den Abbau 
leistungshemmender Steuern. 

Durch die Konsolidierung des Bundeshaushaltes 
wurde deutlich gemacht, daß wir immer auch an die 
Interessen künftiger Generationen denken müssen. 

Umweltpolitik, Schöpfung bewahren heißt es in der 
Regierungserklärung. Unsere Vorreiterrolle in Europa 
besteht darin, auch umweltentlastenden technischen 
Fortschritt hier einzubeziehen. 

Die Familie wurde aus dem gesellschaftspolitischen 
Abseits geholt, die Bedingungen für den Schutz des 
ungeborenen Lebens — ich erinnere nur an die Stif-
tung Mutter und Kind — wurden verbessert. 

Als weiteres Beispiel von vielen anderen, die man 
nennen könnte: Mit ihrer Deutschlandpolitik hat die 
Bundesregierung das Bewußtsein für die Einheit der 
Nation nachhaltig geschärft. Zur vertiefenden Lektüre 
darf ich die Halbzeitbilanz empfehlen zu lesen, die der 
Chef des Bundeskanzleramtes Ende des vergangenen 
Jahres vorgelegt hat. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Zander. 

Zander (SPD): Herr Staatsminister, kann es sein, 
daß außer Ihnen niemand bemerkt hat, daß in der von 
Ihnen eben aufgezählten Summe von Maßnahmen 
eine geistige Erneuerung zu sehen ist? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, das 
kann nicht sein. 

Zander (SPD): Herr Staatsminister, teilen Sie meine 
Meinung, daß es noch nie eine Bundesregierung gab, 
zwischen deren Absichten zu Beginn ihrer Tätigkeit 
— ich erinnere an die Zusage, die Arbeitslosigkeit 
abzubauen, die Subventionen zu senken oder aber auf 
neue Steuern und Abgaben zu verzichten — und de-
ren Ergebnissen heute ein so eklatanter Widerspruch 
ist, und meinen Sie nicht, daß das das Gegenteil von 
einer geistigen Erneuerung ist? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, das 
Gegenteil ist richtig. Ich bin dankbar, daß Sie gerade 
diese drei Beispiele gewählt haben. Beispiel Num-
mer 1, Abbau der Arbeitslosigkeit: Wir haben noch 
nie einen höheren Beschäftigungsstand gehabt als 
derzeit, 

(Lachen bei der SPD) 
was auch durch die Volkszählung deutlich wird. Wir 
haben fast 1 Million zusätzlicher Arbeitsplätze ge-
schaffen. 

Beispiel Nummer 2: Es ist in der Tat richtig, daß wir 
beim Subventionsabbau noch weiter gehen müssen. 
Wenn Sie den Anteil der Subventionen allerdings am 
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Bruttosozialprodukt messen, stellen Sie erstens fest, 
daß wir in der Europäischen Gemeinschaft im Mittel-
feld liegen, und zweitens, daß die Subventionen rela-
tiv abgenommen haben. 

Entschuldigen Sie, was war Ihr drittes Beispiel? Ich 
bitte um Nachsicht. 

Zander (SPD): Verzicht auf neue Steuern und Abga-
ben. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Ja, da bin ich nun 
dankbar, daß Sie dies erwähnen; denn mit der großen 
Steuerreform in drei Schritten machen wir eine Net-
toentlastung, auch wenn man die Verbrauchsteuerer-
höhung dieses Jahres einbeziehen will, was im 
Grunde genommen nicht zulässig ist. Wir führen eine 
Nettoentlastung von rund 40 Milliarden DM durch. 
Dies ist die größte Steuersenkung insgesamt, die es in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland ge-
geben hat. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Staatsminister, ist das An-
steigen der Zahl der Parlamentarischen Staatssekre-
täre auch eine Folge der geistigen Erneuerung? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Das Ansteigen der 
Zahl der Parlamentarischen Staatssekretäre ist eine 
Maßnahme der Bundesregierung, um das Parlament 
und andere Gremien überall mit Informationen und 
mit Diskussionsmöglichkeiten umfassend zu bedie-
nen und auch unserer Verpflichtung im Parlament 
gerecht zu werden. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatsminister, sind die mit 
Ihren Maßnahmen der geistigen Erneuerung ver-
knüpften materiellen Änderungen solcher Art, daß die 
Bevölkerung endlich begriffen hat, was ihr dort wider-
fährt, und sie die geistige Erneuerung dadurch voll-
zieht, daß sie Ihnen als Wähler wegläuft? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn Sie sich die Meinungsbefragungen anschauen, 
die regelmäßig zur Jahreswende durchgeführt wer-
den, dann stellen Sie fest, daß eine eindrucksvolle 
Zunahme des Optimismus, was die persönlichen Le-
bensumstände, aber auch was die gesamtwirtschaftli-
chen Lebensumstände angeht, festzustellen ist: Die 
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung schätzt ihre 
persönlichen Umstände und ihre Zukunftserwartun-
gen und auch die gesamtwirtschaftliche Zukunftser-
wartung gut ein. Es ist Optimismus da, Herr Kollege. 
Das ist eine eindrucksvolle Bestätigung unserer Poli-
tik. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Zählt zu der geistigen Erneuerung 
auch die skrupellose Exportpolitik der Bundesregie-
rung gegenüber anderen Ländern in der Hinsicht, daß 
sie Chemiewaffenanlagen oder Atomkraftanlagen ex-

portiert oder daß sie die Umgehung des Atomwaffen-
sperrvertrages hinnimmt? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Formulierung „skrupellose Exportpolitik" muß ich mit 
großem Nachdruck und mit Empörung zurückweisen. 
Die Bundesregierung exportiert überhaupt keine 
Chemieanlagen. Einzelne Firmen haben Anlagen ex-
portiert, die zu einem anderen Zweck verwandt wer-
den können, als das ursprünglich vielleicht von ande-
ren gedacht war. Darüber werden wir am Freitag im 
Bundestag sehr genau zu diskutieren haben, wo die 
Bundesregierung darlegen wird, daß sie erstens alles, 
was menschenmöglich ist, unternommen hat, um die 
Informationen zu bekommen, und daß sie zweitens im 
Gegensatz zu vorangegangenen Regierungen meh-
rere Male die entsprechenden Gesetze verschärft hat 
und weitere Verschärfungen vornehmen wird. Drit-
tens wird die Bundesregierung alles dazu tun, daß 
unser Ansehen in der Welt nicht leidet und das Anse-
hen auch der überwiegenden Zahl guter und gutwil-
liger Exporteure in der Welt nicht ramponiert wird. 

Vizepräsidentin Renger: Bitte, Herr Abgeordneter 
Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, teilen Sie 
die Auffassung, daß die außerordentlich erfolgreiche 
Tätigkeit des Bundeskanzlers in der Hinwendung der 
Bundesrepublik Deutschland auf Europa, Voranbrin-
gen der europäischen Einigung einerseits und die au-
ßerordentlich, ich würde beinahe sagen: einmalig 
großzügige Politik des Schuldenerlasses an ärmste 
Staaten der Dritten Welt zeigen, daß die geistige Er-
neuerung in der Bundesrepublik Deutschland von der 
Bundesregierung auch auf diesen Feldern erfolgreich 
vorangetrieben worden ist? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
teile diese Einschätzung und bin dankbar, daß Sie 
diese wichtigen Beispiele hier genannt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr Abgeordne-
ter Schreiner. 

Schreiner (SPD) : Herr Staatsminister, nachdem Sie 
soeben erklärt haben, die geistige Erneuerung hatte 
wesentlich zum Ziel, die Freiheitsräume der Bürger zu 
erweitern, die individuellen Gestaltungsmöglichkei-
ten, möchte ich Sie fragen, ob es auch unter den Be-
griff der geistigen Erneuerung fällt, daß wir inzwi-
schen in der Bundesrepublik nach neueren Untersu-
chungen etwa 400 000 Kinder zwischen 12 und 
15 Jahren haben, die vor allen Dingen aus arbeitslo-
sen Familien stammen und die verbotene Kinderar-
beit leisten, und ob es auch ein Beitrag zur geistigen 
Erneuerung ist, daß die Bundesregierung bislang 
völlig tatenlos dem weiteren Anwachsen der Lang-
zeitarbeitslosen, die systematisch aus dem Arbeits-
markt unserer Gesellschaft ausgegrenzt werden, zu-
guckt. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Prämisse, die in Ihrer Frage liegt, ist unzutreffend. Die 
Bundesregierung hat sich nicht „völlig tatenlos" dem 
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Problem der Langzeitarbeitslosigkeit gegenüber ver-
halten. 

(Schreiner [SPD]: Was macht sie denn?) 
— Ich habe ja gesagt, zur vertiefenden Lektüre emp-
fehle ich Ihnen den Erfolgsbericht von Bundesminister 
Schäuble zur Halbzeitbilanz, wo gerade auch zum 
Thema Arabeitslosigkeit nicht nur Fragen des Wirt-
schaftswachstums, sondern auch Maßnahmen der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik dargestellt worden sind so-
wie Fragen der Qualifizierungsoffensive. Es würde 
jetzt zu weit führen, dies im einzelnen darzulegen. 
Dies alles hat die Bundesregierung getan, und ich will 
auf einen Punkt hinweisen. 

Herr Kollege, es ist in der Tat so, daß wir gerade im 
Bereich der Kinder in der Bundesrepublik Deutsch-
land durchaus noch von anderen Ländern lernen kön-
nen. Es ist in der Tat auch so, daß die geistig-morali-
sche Wende sich nicht auf dem Absatz vollzieht und 
auch nicht auf Weisung der Bundesregierung, son-
dern daß alle, die in der Gesellschaft Verantwortung 
tragen, aufgerufen sind, hieran mitzuwirken. Das gilt 
auch für das Thema, daß wir ein kinderfreundlicheres 
Land werden. 

Vizepräsidentin Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müller (Pleisweiler). 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatsminister, ist 
es ein Zeichen geistig-moralischer Erneuerung, daß 
jene Menschen in Deutschland, die sich z. B. um die 
Flugtage in Nörvenich, in Ramstein, um Tiefflug oder 
um die Vorgänge im Zusammenhang mit der mögli-
chen Produktion von Giftgas in Libyen kümmern, der 
Bundesregierung fast nichts mehr glauben können, 
wie man das auch wieder in dem neu vorgelegten 
Bericht sieht, der in vielem dem widerspricht, was Ihr 
Kollege Schäuble noch am 18. Januar hier im Parla-
ment kundgetan hat? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Prämisse, die in Ihrer Frage liegt, ist unzutreffend; 
deswegen ist natürlich auch die Schlußfolgerung, die 
Sie daraus ziehen wollen, unzutreffend. 

In dem Bericht, der noch sehr viel ausführlicher ist 
als das, was Bundesminister Schäuble hier schon vor 
dem Parlament vorgetragen hat, ist noch einmal dar-
gelegt, daß sich die Bundesregierung um eine lücken-
lose und präzise Information bemüht hat. Dieser Be-
richt geht wesentlich weiter. 

Es wird Ihnen in dem Bericht, wenn Sie ihn studie-
ren, auch deutlich werden, daß Hinweise nachrichten-
dienstlicher Art, die früher datiert sind als etwa Okto-
ber 1988, in ihrem Informationsgehalt ungleich vager 
waren als das, was sich in der Zwischenzeit herausge-
stellt hat. Dies alles wird in dem Bericht in einer lük-
kenlosen, bisher ohne Beispiel, glaube ich, dastehen-
den Chronologie dargelegt. Darüber werden wir, 
glaube ich, am Freitag ausführlich diskutieren kön-
nen. 

Vizepräsidentin Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, da Sie 
mir mitgeteilt haben, daß der Bundeskanzler erfolgs-

gewöhnt ist und diese Bundesregierung großen Erfolg 
hat, darf ich Sie im Hinblick auf Ihre gegenwärtigen 
Wahlergebnisse fragen, ob das Volk im Lande das 
eigentlich nicht begriffen hat. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Lieber Herr Kol-
lege, lassen Sie uns gemeinsam auf die Wahlergeb-
nisse 1990 warten! Die Bundesregierung wird diesen 
Wahlergebnissen auf Grund der sehr guten Bilanz 
ihrer Arbeit mit großer Gelassenheit entgegensehen. 
Ich hoffe, daß Sie ebenfalls einen Teil dieser Gelas-
senheit aufbringen können, wenn Sie dann Ihre Wahl-
ergebnisse studieren. 

Vizepräsidentin Renger: Danke, Herr Staatsmini-
ster. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Die Frage 2 des Abgeordneten 
Geis soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Dr. Häfele steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Dr. Klejd-
zinski auf: 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, den Abzugsbetrag 
bei der Einkommensteuer vor Errechnung der Kirchensteuer 
von ehemals 600 DM für das erste, 960 DM für das zweite und 
1 800 DM für jedes weitere Kind auf generell 300 DM pro Kind 
ab 1990 zu kürzen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Dr. Klejdzinski, ich 
darf so antworten: Schon durch das Steuersenkungs-
gesetz 1986/1988 sind die gestaffelten Beträge durch 
einen einheitlichen Abzugsbetrag von damals 
600 DM für jedes Kind ersetzt worden. Die Einführung 
eines gleich hohen Abzugs für alle Kinder war erfor-
derlich, um auch bei den sogenannten Annexsteuern 
die nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts erforderliche Halbteilung im Lohnsteuerab-
zugsverfahren mit noch vertretbarem Verwaltungs-
aufwand durchführen zu können. 

Durch das Steuerreformgesetz 1990 ist der Kinder-
freibetrag um 540 DM auf 3 024 DM angehoben wor-
den. Diese Anhebung des Kinderfreibetrags führt 
auch zu einer deutlichen Senkung der Bemessungs-
grundlage für die Kirchensteuer und damit zu einer 
Senkung der Kirchensteuer selbst. Die dadurch be-
dingte erweiterte Entlastung für Steuerpflichtige mit 
Kindern rechtfertigt die Senkung der Abzugsbeträge 
nach § 51 a Einkommensteuergesetz auf 300 DM für 
jedes zu berücksichtigende Kind. 

Diese Halbierung der Abzugsbeträge entspricht ei-
nem Wunsch der Kirchen. Sie ist wegen der Auswir-
kungen auf das Kirchensteueraufkommen für die Kir-
chen von erheblichem Interesse. Eine vom Wunsch 
der Kirchen abweichende Änderung stieße auf Be-
denken, weil die Kirchen bedeutsame soziale Aufga-
ben wahrnehmen und weil sie in Kirchensteuerange-
legenheiten ein verfassungsrechtlich gesichertes Mit-
spracherecht haben. 
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Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wäre 
denn nicht eine steuerrechtliche Regelung möglich 
gewesen, nach der nicht — abgesehen davon, daß Sie 
den Kinderfreibetrag für das Einzelkind erhöht haben, 
wenn ich die Anhebung der Kirchensteuer als Einzel-
maßnahme betrachte — ausgerechnet die kinderrei-
chen Familien im Grunde genommen einen Teil der 
Steuerreform über eine Erhöhung der Kirchensteuer 
bezahlen müssen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Durch die Halbie-
rung des Abzugsbetrags von 600 DM auf 300 DM wird 
die Entlastung bei Familien mit Kindern in aller Regel 
nicht etwa kleiner gemacht. Bei Familien mit bis zu 
fünf Kindern verbleibt auf jeden Fall auch eine Kir-
chensteuerentlastung. Nur im Einkommensbereich 
zwischen 50 000 und 70 000 DM und nur bei Familien 
ab sechs Kindern tritt bei der Kirchensteuer — allein 
bei der Kirchensteuer — durch diese Halbierung eine 
geringfügige Mehrbelastung ein, nämlich von monat-
lich 1 DM bis 1,50 DM. Dem gegenüber steht hier 
allein durch die dritte Stufe der Steuerreform eine Ent-
lastung für die gleiche Familie von 1 600 DM. Diese 
Mehrbelastung ist also wirklich völlig unbeachtlich. 

Vizepräsidentin Renger: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Kollege, bitte. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie kön-
nen mir doch nicht klarmachen, daß Sie die Freibe-
träge für Kinder deswegen erhöht haben, um mögli-
cherweise Einbußen bei der Kirchensteuer zu kom-
pensieren. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Nein, aber man muß 
die Wirkungen im Zusammenhang sehen; dies ist im 
Steuerrecht immer das Problem. In der öffentlichen 
Diskussion — nicht von Ihnen — wird meistens der 
Fehler gemacht, daß immer nur auf einen Punkt ge-
achtet wird. Leider ist das Steuerrecht so kompliziert, 
weil es ein System von Normen, von allgemeinen Tari-
fen und vielen Ausnahmen, Befreiungen und Sonder-
regelungen ist. Nur wenn Sie alle Einzelwirkungen 
miteinander kombinieren, sehen Sie die tatsächliche 
Entlastung. Es gilt also auch hier auf jeden Fall, daß 
für Familien mit Kindern eine gewaltige Entlastung 
eintritt, auch in dem Fall, wo allein bei der Kirchen-
steuer bei Familien ab sechs Kindern, und zwar nur 
im Einkommensbereich zwischen 50 000 DM und 
70 000 DM, eine Mehrbelastung von monatlich 1 DM 
bis 1,50 DM erfolgt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, kann es 
sein, daß in Zukunft Familien mit Kindern vorhanden 
sein werden, die im Eingangsbereich zwar Kirchen-
steuer, aber noch keine Einkommensteuer zahlen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Es passiert im 
Steuerrecht zwar alles Mögliche, aber ich kann mir 
das eigentlich nicht vorstellen, weil die Kirchensteuer 
eine reine Annex-Steuer ist. Bemessungsgrundlage 
ist die zu zahlende Einkommen- oder Lohnsteuer. 

Wenn die nicht vorhanden ist, kann es auch keine 
Kirchensteuer geben. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe Frage 4 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski auf: 

Wie hoch ist der Kirchensteuergewinn ab 1990 für die Kir-
chen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ihre Frage 4 darf ich 
so beantworten: Durch die Absenkung der Abzugs-
beträge von 600 DM auf 300 DM vermindern sich die 
Kirchensteuerausfälle infolge der Steuerreform jähr-
lich um etwa 200 Millionen DM. Das heißt, die Kir-
chen haben 1990 statt eines Ausfalls von 1,8 Milliar-
den einen solchen von 1,6 Milliarden DM. 

Vizepräsidentin Renger: Bitte schön, eine Zusatz-
frage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich bin 
Ihnen dankbar, daß Sie die 200 Millionen DM ge-
nannt haben. Kann ich aus den 200 Millionen DM 
weniger an Steuerausfällen schließen, daß die alte 
Regelung bei der Erhebung der Kirchensteuer, würde 
sie beibehalten, weiterhin den Familien zugute ge-
kommen wäre, und kann ich daraus weiter schließen, 
daß Ihre Rechnung, daß nicht mehr Kirchensteuer er-
hoben wird, unter diesen Umständen nicht schlüssig 
ist, weil die 200 Millionen DM sonst nicht im Raume 
stehen würden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Wir müssen den 
Standpunkt der Kirchen, glaube ich, doch fair beurtei-
len. Es war ja so, daß die Kirchen 1975, als die Kinder-
freibeträge abgeschafft worden sind und das einheit-
liche Kindergeld eingeführt wurde, zugunsten der Fa-
milien mit Kindern freiwillig gesagt haben: Wir sind 
trotzdem bereit, da steuerlich etwas zu tragen, obwohl 
das gegen das damalige Steuersystem war. Das war 
von den Kirchen fair, anständig, großzügig. Jetzt sa-
gen sie mit Recht, da wir das duale System — Kinder-
freibeträge und Kindergeld — wieder eingeführt ha-
ben, daß es natürlich nicht nur bei den Vorzügen des 
alten Systems bleiben kann. Im Grunde ist es eine 
Konzession der Kirchen, daß überhaupt so ein Ab-
zugsbetrag geltend gemacht wird; das will ich doch 
einmal zugunsten der Kirchen sagen. Die Frage ist 
jetzt nur: Wie weit geht das? Wir haben gesagt, es 
kann allerdings nicht ohne Folgen bleiben, wenn wir 
die Kinderfreibeträge anheben, wie es jetzt ab 1990 
auf 3 024 DM geschieht. Deswegen wurde die Hal-
bierung des Abzugsbetrags von 600 DM auf 300 DM 
vorgenommen. Ich glaube, das ist ein fairer Kompro-
miß. 

Vizepräsidentin Renger: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
wende mich nicht dagegen, daß die Kirchen die not-
wendigen Einnahmen haben, um ihre sozialen Aufga-
ben zu erfüllen. Ich wende mich nur dagegen, daß 
punktuell gesehen die kinderreichen Familien hier 
ihren Obolus zahlen müssen, um diesen Einnahme-
ausfall zu kompensieren. Es hätte durchaus die Über- 
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legung sein können, den Kirchensteuersatz um einen 
halben Punkt oder einen Punkt anzuheben. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ja, das ist die 
Autonomie der Kirchen. 

Aber, Herr Dr. Klejdzinski, es stimmt nicht, was Sie 
soeben gesagt haben, daß die Kinderreichen das 
finanzieren müssen. Ich habe Ihnen nachgewiesen, 
daß gerade Familien mit mehreren Kindern besonders 
entlastet werden. Selbst in den Fällen, in denen eine 
Mehrbelastung bei der Kirchensteuer von 1 DM oder 
1,50 DM monatlich eintritt — bei Familien ab sechs 
Kindern, nur bei denen und nur im Einkommensbe-
reich zwischen 50 000 und 70 000 DM — , werden kin-
derreiche Familien in der Summe um 1 600 DM entla-
stet. Es ist also nicht so, daß sie da eine Belastung tra-
gen müssen, sondern sie werden durchgreifend entla-
stet. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, da es bei 
solchen Steuerreformen um die Fairneß der Kirchen 
uns gegenüber, dem Staat gegenüber, aber auch — 
umgekehrt — um die Fairneß des Staates den Kirchen 
gegenüber geht: Wäre es da gegenüber den Kirchen 
nicht am fairsten, auf Kinderfreibeträge ganz zu ver-
zichten und statt dessen ein Kindergeld zu zahlen, da 
dies die Kirchen dann von dem Odium befreien 
würde, Familien mit Kindern etwas mehr auf der Ta-
sche zu liegen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Es war so: Bei den 
wiederholten Gesprächen, die wir mit den Kirchen in 
dieser Frage geführt haben, war nicht etwa ein Wider-
stand der Kirchen gegen die Wiedereinführung der 
Kinderfreibeträge vorhanden. Auch in den Kirchen 
sind durchaus die Kräfte im Vordringen, die erken-
nen, daß es viel vernünftiger ist, den Menschen, die 
aus eigener Kraft Geld verdienen, das Geld für die 
Kinder eher zu belassen, als es durch die Steuer ein-
zuziehen und mit einer bürokratischen Umvertei-
lungsmaschine wieder an alle gleich zu verteilen, 

(Dr. Sperling [SPD]: Das müssen Sie ja nicht! 
Sie können's mit einheitlichen Beträgen 

machen!) 
und daß das duale System gerade auch christlicher 
Sozial- und Gesellschaftsphilosophie viel mehr ent-
spricht als die rein bürokratische Umverteilungsma-
schine. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Abgeordne-
ter Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
gibt es eigentlich — vielleicht auch von früheren Re-
gierungen — eine Erklärung dafür, weshalb es für 
Arbeitnehmer, für andere Bereiche, für die Wirtschaft, 
für Einzelpersönlichkeiten usw. Freibeträge gibt, aber 
ausgerechnet für Kinder keine geben soll? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ja, das ist der große 
Widerspruch bei der ganzen — leider — ideologischen 
Diskussion. Unbestritten zwischen fast allen Kräften 
dieses Hauses ist — zumindest auch hinsichtlich des 
größten Teils der Opposition, der SPD — , daß man  

nach der persönlichen Leistungsfähigkeit besteuert 
wird und daß alles abzugsfähig ist, was diese Lei-
stungsfähigkeit mindert. Im Betrieb z. B. sind dies die 
Betriebsausgaben, oder bei einem Geschiedenen die 
Unterhaltsaufwendungen an den geschiedenen Ehe-
gatten: Realsplitting. Aber ausgerechnet dann, wenn 
Kinder die Leistungsfähigkeit mindern, soll es nicht 
abzugsfähig sein. Das ist der große Widerspruch, der 
in dieser Diskussion vorhanden ist. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. Riedl steht zur Beantwortung der Fragen 
zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 5 des Herrn Abgeordneten Gansel 
auf : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Rückkehr der in Birma zur 
Waffen- und Sprengstoffherstellung befindlichen Experten der 
bundeseigenen „Fritz Werner Industrieausrüstungen GmbH" 
zu veranlassen und die Genehmigung von Exporten nach Birma 
einzustellen, die mit der Waffen- und Sprengstoffproduktion in 
diesem Lande im Zusammenhang stehen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Danke schön, Frau Präsidentin. — Von 
der Firma Fritz Werner sind in Birma keine Experten 
für die Waffen- und Sprengstoffherstellung tätig. Es 
befinden sich lediglich zwei Fritz-Werner-Monteure 
auf Grund vertraglicher Verpflichtungen aus Maschi-
nenlieferungen noch für eine gewisse Zeit in Birma im 
Einsatz. 

Ausfuhrgenehmigungen, die mit der Waffen - und 
Sprengstoffproduktion im Zusammenhang stehen, 
Herr Abgeordneter, werden wegen der gegenwärti-
gen innerpolitischen Situation in Birma nicht erteilt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Abgeordne-
ter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, wann sind sol-
che Genehmigungen zuletzt erteilt worden, und wann 
sind die anderen Mitarbeiter der Firma „Fritz Werner 
Industrieausrüstungen GmbH" aus Birma abgezogen 
worden? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Bundesregierung hat auf Grund der innenpoliti-
schen Entwicklung in Birma bereits 1988 beschlossen, 
keine Ausfuhrgenehmigungen nach Birma mehr zu 
erteilen. Die Firma Fritz Werner hat im Dezember 
1988 zugesagt, noch unter einer gültigen Ausfuhrge-
nehmigung mögliche Exporte nicht mehr zu tätigen. 
Diese Ausfuhrgenehmigung ist inzwischen ausgelau-
fen; sie wurde von der Bundesregierung nicht verlän-
gert. 

Vielleicht kann ich Ihnen hinsichtlich Ihrer letzten 
Teilfrage mit folgender Auskunft dienen — wenn Sie 
mit ihr nicht einverstanden sind, würde ich noch ein-
mal Recherchen anstellen — : Die Firma Fritz Werner 
unterhält seit fast 40 Jahren Geschäftsbeziehungen zu 
Birma, die sich auf zivile Anlagenprojekte, Fabrikan-
lagen und auf Projekte auf dem Sektor der Wehrtech-
nik erstrecken. Die Firma Fritz Werner hat seit etwa 
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vier Jahren keine Experten für die Waffen- und 
Sprengstoffherstellung mehr nach Birma entsandt. Es 
bestehen auch keine Pläne, solche Experten dort ein-
zusetzen. 

Dagegen sind auf Grund vertraglicher Vereinba-
rungen im Zusammenhang mit genehmigungspflich-
tigen Maschinenlieferungen aus dem Vorjahr — das 
sagte ich schon; die Ausfuhrgenehmigung lag vor, 
Herr Abgeordneter — noch für kurze Zeit zwei Fritz-
Werner-Monteure in Birma tätig. Ich möchte noch ein-
mal unterstreichen, daß diese Monteure keine soge-
nannten Experten auf dem Gebiet der Waffen- und 
Sprengstoffherstellung im Sinne Ihrer Anfrage sind. 

Wenn die Bundesregierung den vorzeitigen Abzug 
der beiden Monteure veranlassen wollte, müßte sie 
zunächst mit der Unternehmensführung über den Er-
satz der Schadensansprüche des birmanischen Kun-
den durch den Bund verhandeln. Das will ich dazu 
noch ergänzend ausführen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär ist es zutreffend, 
daß diese Anlagen, an denen die beiden Mitarbeiter 
des Bundesunternehmens in Birma noch tätig sind, in 
einem Zusammenhang mit militärischen oder polizei-
lichen Zwecken stehen müssen, weil sie auf Grund 
der Genehmigungspflichtigkeit mit Genehmigung 
der Bundesregierung geliefert worden sind? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
nach meinem derzeitigen Wissensstand muß ich diese 
Frage verneinen. Was die „polizeilichen Zwecke" an-
betrifft, muß ich mich noch einmal erkundigen; diesen 
Sachverhalt habe ich nicht geprüft. Im Verkaufsbüro 
der Firma Fritz Werner in Birma sind gegenwärtig 
überhaupt nur noch drei Mitarbeiter tätig, und das 
sind ebenfalls keine Experten im Sinne Ihrer Frage. 

(Gansel [SPD]: Dann sind ja noch fünf da!) 
— Im Verkaufsbüro sind insgesamt noch drei Mitar-
beiter zusätzlich zu den zwei vorhanden. 

(Gansel [SPD]: Was verkaufen die denn?) 
— Da müßte ich nachfragen. 

(Gansel [SPD]: Ich bitte darum!) 
— Sehr gerne. 

Die Firma Fritz Werner verfügt aber über keine Aus-
fuhrgenehmigungen für Birma - Projekte. Im Januar 
1989 ist die letzte Genehmigung ausgelaufen; sie 
wurde auch nicht verlängert. Ich bin gern bereit, Ih-
nen das zu beschaffen. 

(Gansel [SPD]: Ich bitte darum!) 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Befinden sich unter diesen Waren 
beispielsweise Werkzeugmaschinen, die dazu geeig-
net sind, in einer vermittelten Form ebenfalls zur Pro-
duktion von Waffen verwendet zu werden? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
mir ist die Antwort so gegeben worden, wie ich sie 

Ihnen vorgetragen habe. Ich gehe davon aus, daß es 
sich nicht um Produkte der von Ihnen erwähnten Art 
handelt. Ich schließe natürlich nichts aus — das muß 
ich hier ganz offen sagen — : Sie können auch mit 
einer Säge oder mit einem Hammer jemanden um-
bringen, ohne daß die Hersteller der Säge oder des 
Hammers dafür verantwortlich gemacht werden kön-
nen. 

(Sellin [GRÜNE]: Eine Werkzeugmaschine 
ist etwas anderes!) 

Ich werde aber auch diesem Punkt nachgehen, weil 
ich selbst ein Interesse daran habe, daß eine solche 
Frage nicht unbeantwortet im Raum stehenbleibt. 

(Zuruf des Abg. Gansel [SPD]) 
— Herr Abgeordneter, ich habe Sie leider nicht ver-
standen. 

(Gansel [SPD]: Imhausen wird sich über 
diese Verharmlosung freuen! Das ist das 

Niveau von vor drei Wochen!) 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
Sie so verstanden, daß die Genehmigung für den Ex-
port nicht verlängert wird. Wenn das so harmlos ist, 
frage ich Sie, was die Begründung dafür ist, daß man 
es nicht verlängert. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen; eine entsprechende Antwort lag bei uns 
nicht vor. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 6 des 
Abgeordneten Gansel auf: 

Für welche Teile des Tornado-Kampfbombers, die von Unter-
nehmen aus der Bundesrepublik Deutschland produziert wer-
den, sind Genehmigungen nach dem Kriegswaffenkontrollge-
setz bzw. dem Außenwirtschaftsgesetz erforderlich, bevor sie 
nach Großbritannien exportiert werden können, und in wel-
chem Umfang sind solche Genehmigungen bereits erteilt wor-
den? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Gansel, von Unternehmen in der Bundesrepublik 
Deutschland werden folgende Tornado-Teile produ-
ziert: erstens der sogenannte Rumpfmittelteil mit dem 
Flügelkasten, zweitens Triebwerksteile und drittens 
Maschinenkanonen. Die Rumpfmittel- und Trieb-
werksteile bedürfen zur Ausfuhr nach Großbritan-
nien einer Genehmigung nach dem Außenwirt-
schaftsgesetz, die Maschinenkanonen zusätzlich ei-
ner solchen nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz. 
Für alle bisher in Großbritannien produzierten Tor-
nado-Kampfflugzeuge — das waren am 31. Dezem-
ber 1988 338 Stück — sind die erforderlichen Geneh-
migungen zur Zulieferung der aus der Bundesrepu-
blik Deutschland stammenden Teile erteilt worden. 

Im deutsch-britischen Regierungsabkommen über 
die Ausfuhr von gemeinsam entwickeltem und gefer-
tigtem Rüstungsmaterial in dritte Länder — dieses Re-
gierungsabkommen datiert vom 25. Mai 1983 — hat 
sich die Bundesregierung verpflichtet, die erforderli-
chen Ausfuhrgenehmigungen für die Lieferung von 
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Rüstungsmaterial an Großbritannien nach unseren 
nationalen Gesetzen und Vorschriften ohne Verzug zu 
erteilen. Die Auslegung und Anwendung dieser natio-
nalen Gesetze soll im Geiste der deutsch-britischen 
Zusammenarbeit erfolgen. Nach Nr. 4 der rüstungs-
exportpolitischen Grundsätze vom 28. April 1982 ste-
hen solchen Lieferungen auch keine zwingenden 
Versagungsgründe entgegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Trifft es zu, Herr Staatssekretär, daß 
die Bundesregierung bei dem Ausüben ihres Ermes-
sens nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz bestimm-
ten Einschränkungen unterworfen ist und diese aus 
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Gründen 
nicht durch ein Regierungsabkommen beiseiteschie-
ben kann? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das Regierungsabkommen steht rechtlich und verfas-
sungsrechtlich in vollem Einklang mit den Grundla-
gen, die für die Bundesregierung vorhanden sind. Das 
deutsch-britische Regierungsabkommen ist, wenn Sie 
so wollen, verfassungskonform und wird deshalb von 
der Bundesregierung auch entsprechend ange-
wandt. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Gansel (SPD): Trifft es zu, daß das Bundeswirt-
schaftsministerium die Produktionsgenehmigung 
nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz bereits erteilt 
hatte, als der Bundesaußenminister gegen das Export-
vorhaben noch politische Bedenken angemeldet 
hat? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Welches Exportvor-
haben meinen Sie, Herr Abgeordneter? 

Gansel (SPD): Teile von Tornado-Flugzeugen nach 
Großbritannien und weiter in das Spannungsgebiet 
des Nahen Ostens! 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Meinen Sie jetzt die 
Jordanien-Lieferung? 

Gansel (SPD) : Ja. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Das müßte ich nach-
prüfen. Sie bekommen von mir schriftlich Bescheid. 

Gansel (SPD): Darf ich — — 

Vizepräsident Frau Renger: Das waren zwei Fra-
gen, Herr Kollege Gansel. Weitere Zusatzfragen zu 
dieser Frage sind nicht zulässig. 

Gansel (SPD): Ich habe nur das, worauf ich vertrö-
stet werde, in meiner Anfrage an die Bundesregierung 
gerne wissen wollen! 

Vizepräsident Frau Renger: Es tut mir leid. Ich bin ja 
nicht kleinlich, aber ich muß das schon so handhaben, 
wie ich es bei anderen Kollegen auch tue. 

Gansel (SPD): Ich will auch nur meinem Befremden 
Ausdruck geben, Frau Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Dies ist aber nicht an-
gebracht, verehrter Kollege. 

(Gansel [SPD]: Angebracht schon, aber nicht 
geschäftsordnungsmäßig!) 

Herr Kollege Sellin! 

Sellin (GRÜNE): Hat die Bundesregierung im Rah-
men des Abkommens mit Großbritannien eine Ver-
einbarung über den Endverbleib von Tornado-Flug-
zeugen getroffen, und hat sie sich Gedanken darüber 
gemacht, daß diese Vereinbarung, wenn das Endver-
bleibsland beispielsweise Jordanien ist, also ein 
Kriegszustandsgebiet, in einem — auch rechtli-
chen — Widerspruch zu den rechtlichen Grundlagen 
des Exports von Waffen aus der Bundesrepublik 
Deutschland steht? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Bundesregierung sieht in diesem Sachverhalt kei-
nen rechtlichen Widerspruch. Der Art. 2 der deutsch-
britischen Regierungsvereinbarung über die Ausfuhr 
von gemeinsam entwickeltem und/oder gefertigtem 
Rüstungsmaterial in dritte Länder vom 25. Mai 1983 
liegt mir hier vor. Wenn Sie es mir ersparen, daß ich 
ihn vorlese, gebe ich Ihnen diesen Text gerne. Sie 
können dann nachprüfen, daß meine Aussage durch 
das, was in dem Abkommen steht, voll gedeckt ist. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müller. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie vorhin richtig verstanden, daß „nach dem 
Geist der deutsch-britischen Zusammenarbeit han-
deln" für Sie immer heißt, daß Sie alles genehmigen, 
oder gibt es da noch irgendwelche Vorbehalte, die 
den Grundsätzen, die wir in den beiden Gesetzen 
haben, entsprechen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
„alles genehmigen" ist ja schon deshalb nicht mög-
lich, weil in jedem Fall eine Einzelprüfung erfolgen 
muß. 

(Gansel [SPD]: Aha!) 
Der Geist des deutsch-britischen Abkommens er-

laubt es, hier und heute festzustellen, daß alle bishe-
rigen Lieferungen, die über Großbritannien gelaufen 
sind und von Großbritannien beantragt worden sind, 
rechtsstaatlichen Grundsätzen voll entsprechen. 

Vizepräsidentin Renger: Danke, Herr Staatssekre-
tär. Damit ist dieser Geschäftsbereich beendet. 

Die Frage 7 des Abgeordneten Jäger wird schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit auf. Der 
Parlamentarische Staatssekretär Pfeifer steht zur Be-
antwortung der Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 8 und 9 der Abgeordneten Frau Würfel 
werden auf Wunsch der Fragestellerin schriftlich be- 
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antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten Glotz 
auf. Er ist nicht im Raum. Die Frage wird also nicht 
beantwortet. 

Ich rufe nun die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Wüppesahl auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung den Einsatz von Zivil-
dienstleistenden im Bereich des Tierschutzes auszuweiten und 
damit dem Bedarf anzupassen, oder ist sie der Meinung, daß 
eine ausreichende Betreuung der Tiere in Tierheimen, deren 
Träger gemeinnützige Vereine sind, derzeit mit 20 Zivildienst-
plätzen in diesem Bereich hinreichend sichergestellt ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Frau 
Präsidentin! Herr Kollege Wüppesahl, nach dem Zivil-
dienstgesetz werden im Zivildienst vorrangig Aufga-
ben im sozialen Bereich erfüllt. Dazu gehört in erster 
Linie die Betreuung von hilfsbedürftigen Menschen. 
Der Beirat für den Zivildienst hat sich in einer Sitzung 
am 12. Mai 1987 gegen den Einsatz von Zivildienst-
leistenden im Bereich des Tierschutzes ausgespro-
chen. 

Diesem Votum folgt die Bundesregierung. Sie ist 
der Auffassung, daß es zur Zeit nicht vertretbar ist, die 
Zahl der Zivildienstplätze in Tierheimen zu erhöhen, 
solange im pflegerischen Bereich noch viele Zivil-
dienstplätze unbesetzt sind und weitere Plätze in gro-
ßer Zahl angeboten werden. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Wie viele Tierheime, de-
ren Träger gemeinnützige Vereine sind, haben 1987 
und 1988 die Einrichtung einer Zivildienststelle beim 
Bundesamt für den Zivildienst beantragt? Wie viele 
wurden davon mit welcher Begründung abgelehnt, 
und welche Entwicklung erwartet die Bundesregie-
rung in den kommenden Jahren? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wüppe-
sahl, wie viele Anträge eingegangen sind, entzieht 
sich meiner Kenntnis. Ich weiß, daß im Beirat für den 
Zivildienst eine Ausweitung der Zivildienstplätze um 
etwa das Vierfache erwogen worden ist. Das Ergebnis 
der Sitzung des Beirates habe ich Ihnen mitgeteilt. Die 
Bundesregierung folgt diesem. 

Wir haben im Augenblick aus einem früheren Mo-
dellversuch 20 solcher Plätze. Diese behalten wir 
bei. 

Wie viele Anträge 1989 eingehen werden, weiß ich 
nicht. 

Vizepräsidentin Renger: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Könnten Sie die erste Zu-
satzfrage schriftlich beantworten? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich bin gerne bereit, 
mich zu erkundigen. Wenn darüber eine statistische 
Information vorliegt, gebe ich Ihnen diese gerne. Was  

das Jahr 1989 angeht, so ist das natürlich im Moment 
nicht möglich, da das Jahr ja noch im Gange ist. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich hatte nach 1987 und 
1988 gefragt. 

Die zweite Zusatzfrage: Ist die Bundesregierung 
bereit, auch gegen das Votum des Beirates für den 
Zivildienst den Einsatz von Zivildienstleistenden im 
Bereich des Tierschutzes zu erhöhen, wenn der Bedarf 
entsprechend gestiegen ist bzw. steigen wird, wobei 
ich sehr wohl zugrunde lege, daß Sie eben ausgeführt 
haben, daß sich die Bundesregierung beim gegenwär-
tigen Stand nicht gegen das Votum des Beirates aus-
sprechen will. 

Ich würde in diesem Zusammenhang auch gerne 
hören wollen, wie die Einordnung seitens der Bundes-
regierung erfolgt, weil die Zahl der Anträge auf Aner-
kennung als Kriegsdienstverweigerer exorbitant 
steigt. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wüppe-
sahl, zu Ihrer letzten Bemerkung möchte ich sagen, 
daß wir im Augenblick rund 100 000 Zivildienstplätze 
haben und daß die Zahl derjenigen, die den Zivil-
dienst leisten, deutlich darunter liegt. 

Was den ersten Teil Ihrer Zusatzfrage angeht: Ich 
habe ja ausdrücklich gesagt, daß die Bundesregie-
rung dem Votum des Beirates folgt, und zwar deshalb, 
weil im pflegerischen Bereich viele Zivildienstplätze 
unbesetzt sind. Darin kommt eine klare Prioritäten-
entscheidung zum Ausdruck, die auch für die Zukunft 
gilt. 

Vizepräsidentin Renger: Wir haben noch die 
Frage 12 des Abgeordneten Schreiner: 

Kann die Bundesregierung Studien bestätigen, daß das Le-
bensvertrauen der zwischen 1 Million und 1,5 Millionen in Ar-
beitslosenhaushalten lebenden Kinder durch die Arbeitslosig-
keit der Eltern bzw. einzelner Elternteile, insbesondere Lang-
zeitarbeitslosigkeit, zerstört wird und diese dann wiederum in 
hohem Maße selbst von Arbeitslosigkeit betroffen werden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schrei-
ner, der Bundesregierung sind umfassende Studien, 
welche die in Ihrer Frage enthaltenen Hypothesen 
ausreichend absichern, nicht bekannt. Aus der Arbeit 
von Beratungsstellen und von Mitarbeitern in der So-
zialarbeit sowie aus Einzelfallstudien ist jedoch be-
kannt, daß lang andauernde Arbeitslosigkeit von El-
tern erhebliche Auswirkungen nicht nur auf die wirt-
schaftliche Basis der Familie, sondern auch auf die 
Beziehungen der einzelnen Familienmitglieder unter-
einander hat. Deshalb führt das Bundesministerium 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit ein Mo-
dellprojekt durch unter dem Titel „Entwicklung und 
Erprobung neuer Formen der Sozialarbeit mit von Ar-
beitslosigkeit betroffenen Familien". 

Bei dem Projekt geht es darum, Familienhelfern 
oder Mitarbeitern von Sozialstationen sowie Mitarbei-
tern von Arbeitsämtern und Sozialämtern einen Leit-
faden zur Beratung von durch Arbeitslosigkeit betrof-
fenen Familien an die Hand zu geben, der sie für die 
aus der Arbeitslosigkeit entstehenden psychosozialen 
Probleme in Familien sensibilisiert und sie in die Lage 
versetzt, entsprechende Konsequenzen für den Um- 
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gang mit von Arbeitslosigkeit betroffenen Familien zu 
ziehen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD) : Herr Staatssekretär, ist denn der 
Bundesregierung der Bericht der Expertenkommis-
sion der Arbeitsgemeinschaft „Jugendhilfe" bekannt, 
in dem ein unverzüglicher Handlungsbedarf zugun-
sten der von Arbeitslosigkeit mitbetroffenen Familien, 
insbesondere der Kinder festgestellt worden ist, und 
welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
diesem Bericht gegebenenfalls? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn wir über diesen Bericht der Expertenkom-
mission, den Sie eben genannt haben, einmal mitein-
ander ein Gespräch führen könnten. Ich weiß nicht, ob 
er identisch ist mit den Unterlagen, die uns zur Verfü-
gung stehen. 

Ich möchte Sie aber darauf hinweisen, daß wir im 
Zusammenhang mit der Familienministerkonferenz 
des Bundes und der Länder, die wir im letzten Jahr 
gehabt haben, diesem Bereich besondere Aufmerk-
samkeit geschenkt haben. Da haben u. a. die Einzel-
fallstudien eine Rolle gespielt, die ich eben genannt 
habe. 

Vizepräsidentin Renger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schreiner, bitte. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, ich nehme 
gerne das Angebot zu einem Gespräch an, zumal in 
dem von mir eben erwähnten Bericht eine Fülle von 
sehr konkreten Forderungen an die einzelnen staatli-
chen Einheiten formuliert worden sind. 

Aber da es wohl zutrifft, daß besonders Kinder aus 
Familien mit Langzeitarbeitslosigkeit in hohem Maße 
von den eben von Ihnen angedeuteten psychosozialen 
Verwerfungen betroffen sind, frage ich darüber hin-
aus: Gibt es innerhalb der Bundesregierung eine er-
kennbare Diskussion darüber, wie und in welchem 
Zeithorizont eigene Möglichkeiten entwickelt werden 
sollen, um das geradezu täglich wachsende Problem 
der Langzeitarbeitslosigkeit insbesondere auch unter 
dem Gesichtspunkt der Kinder aus diesen Familien in 
Zukunft zu lösen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: In der Tat ist das ein 
Anliegen, das wir sehr ernst nehmen. Das können Sie 
auch der Tatsache entnehmen, daß wir ein entspre-
chendes Modellprojekt vergeben haben. Ich möchte 
hinzufügen, daß das Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit auch bereit ist, wei-
tere entsprechende Studien zu initiieren oder in Auf-
trag zu geben — soweit es sich um Studien handelt, 
die zu Konsequenzen führen, auf die das Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
mit Maßnahmen reagieren kann — , um zu konkreten, 
dem Familienministerium möglichen Maßnahmen zu 
kommen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, auch wenn Ih-
nen umfangreiche Studien nicht bekannt sind, hat ja 
aufhorchen lassen, daß beispielsweise der Deutsche 
Kinderschutzbund oder der Bundesverband der Ar-
beiterwohlfahrt mit umfangreichen Materialsamm-
lungen auf die Situation der Kinder von Arbeitslosen 
verwiesen hat. Sind Sie eigentlich der Meinung, daß 
es ausreichend ist, wenn das Bundesfamilienministe-
rium Pilotprojekte fördert, die dann zu einer besseren 
Beratung durch Sozialarbeiter führen sollen, oder sind 
Sie nicht der Meinung, daß im Gesamtbereich der 
Jugendhilfe weitergehende Maßnahmen zur Hilfe 
dieses Personenkreises notwendig sind? Wenn ja: 
Welche? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Zunächst habe ich ja 
darauf hingewiesen, daß wir in dem von mir einge-
grenzten Bereich bereit sind, weitere Studien zu initi-
ieren, auch in Auftrag zu geben, wenn uns entspre-
chende Vorschläge unterbreitet werden. 

Zum zweiten haben Sie recht, daß dies auch ein 
Thema ist, das die Jugendhilfe angeht. Dieses werden 
wir bei der angekündigten Novellierung des Jugend-
hilferechts entsprechend aufnehmen. Eine der Maß-
nahmen, an die wir beispielsweise denken, ist, daß wir 
die Jugendhilfe in der Zukunft auch auf junge Er-
wachsene ausdehnen wollen, wenn sie beispielsweise 
arbeitslos sind. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Ob nun der Pastor betet oder 
ob ein Sozialarbeiter kommt und mit den Kindern be-
tet: Ist Ihnen eigentlich bewußt, daß Sie das Bundes-
sozialhilfegesetz ändern müssen, damit die Kinder 
mehr Geld bekommen, so daß die Eltern das dann lei-
sten können und die Kinder sich nicht ständig ausge-
schlossen fühlen und die Häme der anderen Kinder 
erfahren müssen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich denke, die Aus-
gangsfrage hat deutlich gemacht, daß es sich hier 
nicht in erster Linie um ein finanzielles Problem han-
delt, sondern, worauf der Kollege Schreiner in seiner 
Frage hingewiesen hat, auch eine Reihe von psycho-
sozialen Problemen entstehen. Ich wollte in dieser 
Fragestunde deutlich machen, daß wir als Familien-
ministerium gerade diese psychosozialen Probleme 
sehr ernst nehmen und in der Tat daran interessiert 
sind, daß hier nicht nur ein Leitfaden entsteht, son-
dern daß Konzepte entstehen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Staatssekretär, wird die Bundes-
regierung denn ihre Handlungsfähigkeit dadurch un-
ter Beweis stellen oder den Versuch dazu machen, 
noch in dieser Legislaturperiode des Deutschen Bun-
destages die Novellierung des Jugendhilferechts zu-
mindest auf den Weg zu bringen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir ha-
ben den Referentenentwurf vorgelegt. Wir haben in-
zwischen die Stellungnahmen zum Referentenent-
wurf erhalten. Wir arbeiten am Regierungsentwurf. 
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Ich hoffe, daß es uns möglich sein wird, diesen Regie-
rungsentwurf noch vor der Sommerpause vorzulegen. 
Das hat auch Frau Bundesministerin Professor Lehr in 
der letzten Sitzungswoche im zuständigen Ausschuß 
so angekündigt. 

Vizepräsidentin Renger: Danke sehr, Herr Staatsse-
kretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Dr. Schulte steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 

Wir kommen zu Frage 13 des Herrn Abgeordneten 
Pauli: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit der ein-
heitlichen Überwachung der Sozialvorschriften im Straßenver-
kehrsgewerbe in den Staaten der Europäischen Gemeinschaft, 
wenn außerhalb der Bundesrepublik Deutschland weder eine 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr noch eine in der Effi-
zienz vergleichbare Gewerbeaufsicht vorhanden ist, und ist 
hierdurch möglicherweise die Konkurrenzfähigkeit und letzt-
endlich die Verkehrssicherheit gefährdet? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Verkehr: Herr Kollege, auf Drängen der Bun-
desregierung hat der Rat der EG-Verkehrsminister am 
23. November 1988 eine Richtlinie beschlossen, durch 
die in Zukunft eine EG -einheitliche Kontrollpraxis 
gewährleistet wird, insbesondere durch die erstma-
lige verbindliche Festlegung des Mindestumfangs der 
in den Mitgliedstaaten durchzuführenden Straßen- 
und Betriebskontrollen. Dies bedeutet auch, daß die 
Mitgliedstaaten unter Umständen ihre Kontrollkapa-
zität erweitern, insbesondere mehr Kontrollpersonal 
einsetzen müssen. 

Die Bundesregierung verspricht sich von dieser Re-
gelung nicht nur eine Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit, sondern auch die Beseitigung von Wettbe-
werbsnachteilen, die durch eine unterschiedliche 
Kontrollpraxis entstehen könnten. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilen Sie 
die Feststellung im Mitteilungsblatt „Straßen-Ver-
kehrs-Gewerbe Rheinland", das von Herrn Bundes-
minister als großer Erfolg bezeichnete Grundsatzpa-
pier, das Sie eben auch erwähnt haben, werde nichts 
bewirken, weil es in den übrigen EG-Staaten weder 
eine Bundesanstalt für den Güterverkehr noch eine in 
der Effizienz vergleichbare Gewerbeaufsicht gebe? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hoffe, daß die Sorgen des Gewerbes in dieser Hinsicht 
durch weitere Beschlüsse ausgeräumt werden kön-
nen, die in Europa, aber auch in den einzelnen Mit-
gliedstaaten nötig sind. In jedem Land wird anders 
kontrolliert, und in jedem Land — so kann man es frei 
sagen — sind die Institutionen unterschiedlich. Wir 
müssen davon ausgehen, daß in der Mehrzahl der 
Mitgliedsländer extra Institutionen eingerichtet wer-
den müssen, daß zum Teil sogar Personal eingestellt 
werden muß. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es denn schon 
Anhaltspunkte, Zielvorstellungen und Termine, daß 
in den Mitgliedstaaten mit der Bundesrepublik gleich-
gezogen wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Zur Zeit wird an 
weiteren Einzelheiten in der EG-Kommission, aber 
auch im Ministerrat gearbeitet. Ich kann Ihnen einen 
konkreten Termin noch nicht nennen. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 14 des 
Herrn Abgeordneten Pauli auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung des Stra-
ßenverkehrsgewerbes Rheinland im Interesse der deutschen 
Wirtschaft, der Verkehrssicherheit und damit im Interesse der 
gesamten deutschen Volkswirtschaft den deutschen Ordnungs-
rahmen mit Kontingentierung und Tarifbildung im Straßenver-
kehrsgewerbe beizubehalten und in modifizierter Form auf ganz 
Europa zu übertragen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung unterstützt die Schaffung eines 
freien Verkehrsmarktes in Europa als notwendigen 
Bestandteil des gemeinsamen europäischen Binnen-
marktes. Um den deutschen Verkehrsunternehmen 
faire Chancen zu sichern, drängt die Bundesregierung 
darauf, daß Zug um Zug mit der Öffnung der Märkte 
gleichgewichtig eine Angleichung der Wettbewerbs-
bedingungen erfolgt. In den letzten Jahren hat der 
Verkehrsministerrat in Brüssel in beiden Richtungen 
Beschlüsse gefaßt, die auf eine schrittweise Errich-
tung des gemeinsamen Verkehrsmarktes zielen. 
Wichtigste Aufgabe bleibt es, eine europäische Lö-
sung zur Angleichung der fiskalischen Wettbewerbs-
bedingungen in der EG zu finden. 

Kein Mitgliedstaat wird in der Lage sein, seine 
Marktordnung auf die ganze EG zu übertragen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bundesre-
gierung bewußt, daß unsere kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen selbst dann, wenn es kleine Zu-
schläge gibt, nicht mehr existieren können, weil die 
Kostenbelastung um 20 % und mehr über dem euro-
päischen Niveau liegt, und wissen Sie eigentlich, daß 
diese Unternehmen, wenn sie nach Luxemburg aus-
flaggen, nach Berechnungen des Vorsitzenden der 
Straßenverkehrsgenossenschaft Rheinland einen Ko-
stenvorteil von exakt 21,2 % haben, wobei die Einspa-
rungen, die sich aus den Erleichterungen auf Grund 
weniger exakter Kontrollinstanzen ergeben, noch 
nicht eingerechnet sind? 

Vizepräsidentin Renger: Eine sehr lange Frage. 
Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
haben im Verkehrsausschuß diese Problematik schon 
mehrfach miteinander behandelt. Die Wettbewerbs-
bedingungen sind von Land zu Land unterschiedlich, 
weil z. B. die fiskalischen Grundlagen verschieden 
sind. Wir bemühen uns um eine Harmonisierung. Das 
fängt bei den Maßen und Gewichten für Lkws an. Die 
Sozialvorschriften gehören mit dazu. 
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Ein wichtiger Grundsatzbeschluß ist ja gelungen. 

Wir wollen mit den Plänen zur Einführung einer Stra-
ßenbenutzungsgebühr ebenfalls in Richtung Harmo-
nisierung marschieren. Ich glaube, dies ist ein wichti-
ger Schritt, der auch vom Gewerbe begrüßt wird. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie in die-
ser Situation nicht auch eine verfehlte Verkehrspolitik 
erkennen, indem hier zunehmend Steuerminderein-
nahmen entstehen, die für meine Begriffe und nach 
den eben zitierten Überlegungen die Größenordnung 
der Verschuldung der Deutschen Bundesbahn errei-
chen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn wir es schaffen — und davon gehe ich aus —, 
die Wettbewerbsbedingungen weiter zu harmonisie-
ren, dann fällt damit ein Anlaß weg auszuflaggen. Es 
mag daneben noch andere Anlässe geben, die mit 
unseren Fragen und Antworten im Augenblick nichts 
zu tun haben. 

Ich bin optimistisch, daß wir auf dem Weg der Har-
monisierung vorankommen. Ich glaube, damit habe 
ich eine klare Antwort auch bezüglich Ihrer Gesamt-
beurteilung der Verkehrspolitik der Bundesregierung 
gegeben. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön. Die Fra-
gen 15 und 16 des Abgeordneten Sielaff sowie die 
Fragen 17 und 18 des Abgeordneten Stiegler werden 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Olderog auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Absicht einer p rivaten 
Fährlinie, auf der Vogelfluglinie zwischen Puttgarden auf der 
deutschen Insel Fehmarn und Rödby auf der dänischen Insel 
Lolland neben der Deutschen Bundesbahn eine Fährlinie zu 
eröffnen, und ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es im 
Bedarfsfalle insbesondere aus ökologischen Gründen sinnvoll 
wäre, nicht einen zweiten Fährhafen bauen zu lassen, sondern 
den Bundesbahnfährhafen auch für private Fährschiffe zu öff-
nen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, sei-
tens der Bundesregierung bestehen keine Möglich-
keiten, auf die Errichtung privater Fährlinien in der 
Ostsee Einfluß zu nehmen. Das gilt sowohl für die 
Fährlinie selbst als auch für den Bau privater Hafen-
anlagen. Weitere Fährverkehre können zu Überkapa-
zitäten und damit zu einem Absinken der Tarife füh-
ren, mit der Folge, daß das Wirtschaftsergebnis der 
Vogelfluglinie negativ beeinflußt wird. 

Andererseits kämen niedrigere Tarife den Nutzern 
zugute. Dabei bleibt allerdings fraglich, ob alle betei-
ligten Fährunternehmen auf Dauer einen solchen 
Wettbewerb durchstehen könnten. 

Die Deutsche Bundesbahn rechnet jedenfalls damit, 
daß ab 1993 mit Inbetriebnahme der festen Verbin-
dung über den Großen Belt freie Kapazitäten in den 
Fährhäfen verfügbar sein werden. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gibt 
es Überlegungen der Bundesbahn, für den Bundes-
bahnfährhafen Puttgarden eine Hafengesellschaft 
gegebenenfalls auch unter Beteiligung des Landes 
Schleswig-Holstein zu gründen und damit den Hafen 
auch für private Reedereien zu öffnen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Deutsche Bundesbahn zeigt sich in dieser Frage ko-
operationsbereit. Sie hat dies auch im Rahmen einer 
Anhörung in Kiel erklärt. Sie hat auch die Möglichkeit 
der Mitbenutzung des DB-Fährhafens angedeutet. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, beab-
sichtigt die Bundesbahn, den Geschäftsbereich Fähr-
betriebe Vogelfluglinie der Deutschen Bundesbahn 
zu verselbständigen, z. B. in der Rechtsform einer 
GmbH als Tochtergesellschaft der DB, um dadurch 
die Beweglichkeit der Reederei zu erhöhen und damit 
z. B. die Möglichkeit zu schaffen, Kooperationen mit 
anderen Gesellschaften einzugehen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Deutsche Bundesbahn stellt Überlegungen in alle 
Richtungen an, in der Zukunft diesen Betrieb zu ge-
stalten. Dazu gehört auch die Kooperation mit ande-
ren Gesellschaften. Eine endgültige Entscheidung ist 
aber noch nicht gefallen. 

Vizepräsidentin Renger: Sie hatten zwei Fragen. — 
Aber  bitte. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Frau Präsidentin, darf ich 
den Herr Staatssekretär daran erinnern, daß er am 
Anfang die ökologische Frage nicht beantwortet hat, 
ob es nicht aus ökologischen Gründen geboten sei, 
nicht zwei Häfen nebeneinander einzurichten? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Frage beant-
wortet sich, glaube ich, von selbst: Einer wäre günsti-
ger. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, werden die 
positiven Aussagen der Bundesregierung für einen 
Fehmarnbelt-Tunnel und damit verbunden auch für 
einen Oresund-Tunnel nach Schweden dazu führen, 
daß die Bundesbahnstrecke Hamburg—Puttgarden als 
Ausbaustrecke wieder in den Verkehrswegeplan auf-
zunehmen ist? 

(Tietjen [SPD]: Quatsch!) 

Dr. Schulte, Parl, Staatssekretär: Herr Kollege, im 
Bundesverkehrswegeplan ist diese Strecke unter der 
Rubrik „Planungen" eingereiht, allerdings verbunden 
mit der Einschränkung, daß wir auf die Absichten der 
Nachbarstaaten Rücksicht zu nehmen hätten. 

(Tietjen [SPD]: So ist es!) 
Es ist gewährleistet, daß bei einer Fortschreibung des 
Verkehrswegeplans diese Strecke aufs neue unter-
sucht wird. 
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Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 20 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Olderog auf: 

Unterstützt die Bundesregierung Planungen der Deutschen 
Bundesbahn (DB), zwischen dem Fährhafen Puttgarden auf Feh-
marn und einem südschwedischen Hafen eine Eisenbahnfähr-
verbindung einzurichten, und sieht die Bundesregierung in ei-
ner solchen neuen Linie eine Möglichkeit, die vorhandenen 
Fährschiffe der DB und ihre Besatzungen auch dann in vollem 
Umfang weiter einzusetzen, wenn sich für den Schienengüter-
verkehr von Deutschland nach Skandinavien durch den Bau 
einer festen Querung des Großen Belts eine Veränderung der 
Verkehrsströme ergeben sollte? 

Bitte schön. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Einrichtung einer Eisenbahnfährverbindung zwi-
schen dem Fährhafen Puttgarden auf Fehmarn und 
einem südschwedischen Hafen ist Sache der beteilig-
ten Eisenbahnen. Eine solche Fährverbindung könnte 
aus der Sicht der Bundesregierung zu einer besseren 
Auslastung der heutigen Bundesbahnfährschiffe bei-
tragen, falls sich das Verkehrsaufkommen der Vogel-
fluglinie auf Grund der geplanten festen Verbindung 
über den Großen Belt oder weiterer privater Fährver-
kehre rückläufig entwickeln sollte. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesbahn geprüft, ob sie für den Schienengü-
terverkehr nach Schweden und Norwegen durch eine 
Fährverbindung Puttgarden—Südschweden für ihre 
Kunden kürzere Transportzeiten und kostengünsti-
gere Transportpreise bieten kann als bei Benutzung 
einer zukünftigen festen Verbindung über den Gro-
ßen Belt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Diese Fragen wer-
den zur Zeit von der Deutschen Bundesbahn im Rah-
men eines gesonderten Projekts untersucht. Antwor-
ten hat die Deutsche Bundesbahn selber noch nicht, so 
daß ich auch keine Antworten meinerseits weiterge-
ben kann. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Olderog (CDU/CSU) : Ist der Deutschen Bundes-
bahn die Haltung der Schwedischen Staatsbahnen 
zu einem Reedereipool Bundesbahn/Schwedische 
Staatsbahnen für die Verbindung Puttgarden—Süd-
schweden bekannt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Bisher war der 
Bundesregierung diese Haltung nicht bekannt. Nach 
Auskunft der Deutschen Bundesbahn war auf dieser 
Ebene dieser Gedanke auch noch nicht Gegenstand 
von Erörterungen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, seit wann 
beschäftigt sich die Deutsche Bundesbahn — insbe-
sondere der Vorstand in Frankfurt — mit der Frage 
einer Kooperation der Deutschen Bundesbahn mit ei-
ner privaten Reederei in Puttgarden und mit der Frage 
einer Fährverbindung nach Südschweden, und wann 
ist mit einer Entscheidung zu rechnen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, seit 
der Anhörung, die im September des letzten Jahres 
stattgefunden hat, beschäftigt sich die DB mit diesem 
Thema. Eine Entscheidung ist noch nicht abzuse-
hen. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 
Der Parlamentarische Staatssekretär Grüner steht zur 
Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 21 des Herrn Abgeordneten Kroll

-

Schlüter auf: 
Ist es richtig, daß das sogenannte Umweltschutzpapier mehr 

Druckfarben und Chemikalien enthält und die Abwasserbela-
stung bei Umweltschutzpapier sechsfach höher liegen kann als 
bei holzfreiem Papier, und wie hoch ist der Energieverbrauch 
bei der Herstellung von Umweltschutzpapier im Vergleich zu 
nicht wiederaufgearbeitetem Papier? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Kollege, Recyclingpapier ist ein auf 100 % Altpapier-
basis hergestelltes graphisches Papier. Je nach der 
eingesetzten Altpapiermischung und dem gewählten 
Aufbereitungsverfahren enthält Recyclingpapier in 
mehr oder weniger großem Umfang Druckfarbenre-
ste. In jedem Falle aber enthält jedes Recyclingpapier 
wesentlich geringere Druckfarbenanteile als Tages-
zeitungen, Illustrierte und ähnliche Druckerzeug-
nisse. 

Die Zugabe von Hilfsmitteln — und damit der Ge-
halt an sogenannten Chemikalien aller Art, von Füll-
stoffen, Streichmitteln, Pigmenten u. a. — ist abhän-
gig von dem jeweils eingesetzten Faserstoff. Sie rich-
tet sich nach dem Zweck, für den das jeweilige Pro-
dukt eingesetzt wird. 

Vergleicht man die bei der Herstellung von Recy-
clingpapier entstehenden Umweltbelastungen mit 
denen der herkömmlichen Papierproduktion, so stellt 
man fest, daß die Aufbereitung und Verarbeitung des 
Altpapiers wesentlich geringere Umweltbelastungen 
verursachen. 

Die hauptsächlichen Belastungen bei der traditio-
nellen Herstellung von Papier ergeben sich aus der 
Erzeugung der für die Herstellung des Papiers erf or-
derlichen Halbstoffe Zellstoff und Holzschliff. 

Grundsätzlich können die bei der Verarbeitung der 
Halbstoffe zu Papierprodukten entstehenden Um-
weltbelastungen für alle Faserstoffe pauschal als 
gleich angesetzt werden. Unterschiede, die sich auf 
Grund der verschiedenen angewandten Produktions-
verfahren ergeben, sind von so geringer Bedeutung, 
daß es sich hier um vernachlässigenswerte Größen 
handelt. 

Die Abwasserbelastung bei der Herstellung von 
holzfreiem Papier liegt in der Regel — sowohl bezo-
gen auf biologische Abbaustoffe als auch auf das als 
gefährlich anzusehende chlororganische Verbin-
dungsgemisch — mehr als zehnfach höher als die bei 
der Herstellung von Recyclingpapier. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Kollege, 
bitte. 
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Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Ist es richtig, daß bei der 
Herstellung dieses Papiers mehr Energie als bei der 
Herstellung des herkömmlichen Papiers gebraucht 
wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, auch das ist nicht 
richtig, wenn ich den Gesamtherstellungsprozeß, den 
ich hier vergleichen muß, ins Auge fasse. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Kroll-Schlüter  (CDU/CSU) : Darf ich fragen, was un-
ter Gesamtherstellungsprozeß zu verstehen ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Bei der Herstellung 
von neuem Papier muß ich ja die Rohstoffe, die zur 
Papierherstellung benötigt werden, und den damit 
verbundenen Produktionsprozeß einbeziehen, wäh-
rend bei der Verwendung von Recyclingpapier diese 
Stufe sozusagen wegfällt. 

Vizepräsidentin Renger: Wird noch eine Zusatz-
frage gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 22 des Herrn Abgeordneten 
Kroll-Schlüter auf: 

Schützt Umweltschutzpapier tatsächlich die Umwelt, und hat 
es folglich die Berechtigung, mit dem blauen Umweltschutz-
engel ausgezeichnet zu sein? 

(Zuruf des Abg. Kroll-Schlüter [CDU/CSU]) 
— Hat sich erledigt? — Fabelhaft. 

Frage 23 der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürn-
berg) soll auf Wunsch der Fragestellerin schriftlich 
beantwortet werden. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe Frage 24 der Abgeordneten Frau Wollny 
auf: 

Ein wie großer Prozentsatz des in der Bundesrepublik 
Deutschland anfallenden schwachaktiven Atommülls wurde 
bisher nach Studsvik/Schweden zur Verbrennung verbracht, 
und seit wann ist der Bundesregierung bekannt, daß in Studsvik 
die zulässigen Grenzwerte an Radioaktivität in der Abluft um 
ein Zwanzigfaches überstiegen wurden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, nach 
den Angaben der „Statens Kärnkraftinspektion (SKI) " 
in Schweden wurden von Anfang 1983 bis Ende 1987 
zirka 1 400 t schwachradioaktiver Mischabfälle aus 
der Bundesrepublik Deutschland zur Verbrennung 
nach Studsvik transportiert. Daneben wurden im glei-
chen Zeitraum zirka 300 t sogenannter Umrüst-
schrotte aus Kernkraftwerken zur Dekontaminierung 
nach Studsvik verbracht. 

Nach den der Bundesrepublik vorliegenden Infor-
mationen wurden in Studsvik die zulässigen Aktivi-
tätsabgabewerte der Abluft nicht überschritten. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Die schwedische Regierung 
hat kürzlich bestimmt, daß Studsvik wegen der hohen 
Überschreitung der Abgabewerte am 31. Juni ge-
schlossen wird. Vielleicht kann man da einmal nach-
fragen. Mich interessiert: Was geschieht dann mit den 
noch in Studsvik lagernden, bisher nicht dekontami-
nierten oder konditionierten Abfällen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich würde, wenn Sie 
einverstanden sind, Frau Kollegin, meine Antwort auf 
diese Frage mit der Antwort auf Ihre zweite Haupt-
frage verbinden, weil sie sich überschneiden. 

Vizepräsidentin Renger: Sind Sie einverstanden? — 
Dann  rufe ich Frage 25 der Abgeordneten Frau 
Wollny auf: 

Wo soll in Zukunft Ersatzkapazität für die Verbrennung von 
schwachaktivem Atommüll aus der Bundesrepublik Deutsch-
land geschaffen werden, wenn am 1. Juni 1989 die Anlage in 
Studsvik geschlossen wird, und welche Art von Kapazitäten zur 
Beseitigung schwachaktiver Atomabfälle stehen z. Z. in der 
Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nach den uns vorlie-
genden Informationen soll die Anlage in Studsvik von 
Anfang Juni bis zum September 1989 wegen auszu-
führender Umrüstmaßnahmen im Bereich der Abgas-
reinigung den Betrieb einstellen. Es geht also nicht, 
wie offenbar irrtümlich angenommen, um eine Stille-
gung, sondern um Nachrüstmaßnahmen, die zu einer 
vorübergehenden Stillegung der Anlage führen. 

Danach wird die Anlage für weitere Verbrennungs-
kampagnen wieder zur Verfügung stehen. Aus die-
sem Grunde stellt sich die Frage nach Ersatzkapazitä-
ten für die Verbrennung von schwachradioaktiven 
Abfällen an anderen Orten nicht. 

Zur Verbrennung schwachradioaktiver Abfälle ste-
hen innerhalb der Bundesrepublik grundsätzlich die 
Einrichtungen in Jülich und Karlsruhe zur Verfügung, 
nach Abschluß von Nachrüstmaßnahmen im Bereich 
der Abgasreinigung, voraussichtlich 1990, ebenfalls 
wieder die Verbrennungsanlage in Karlstein/Main. 

Vizepräsidentin Renger: Sie haben noch drei Zu-
satzfragen, Frau Kollegin. 

Frau Wollny (GRÜNE): Laut Bericht der schwedi-
schen Strahlenschutzbehörde vom März 1988 wurden 
in der Regel von den aus der BRD angelieferten Abfäl-
len ca. ein Drittel aussortiert und unbearbeitet zurück-
geschickt, und zwar weil das Material in Studsvik 
nicht zu verbrennen war. Bei der Aussortierung wurde 
das Personal hohen Strahlendosen ausgesetzt. Wie 
erklärt sich die Tatsache, daß die angelieferten Ab-
fälle so schlecht sortiert nach Schweden gelangen 
konnten? Dabei ist besonders auffällig, daß es in erster 
Linie Mate rial aus Biblis war, das zurückgeschickt 
wurde. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich kann 
diese Informationen weder dementieren noch bestäti-
gen. Im Zusammenhang mit den Recherchen, die wir 
auf der Grundlage Ihrer Anfrage angestellt haben, ist 
etwas Derartiges nicht bekanntgeworden. Ich werde 
aber der zusätzlich gestellten Frage nachgehen und 
Ihnen Nachricht geben. 

Vizepräsidentin Renger: Ihre zweite Zusatzfrage. 

Frau Wollny (GRÜNE): 1985 wurden sechs Behälter 
mit Ionenaustauschern aus Würgassen nach Studsvik 
zur Lagerung verbracht — dieses geschah illegal —, 
und das Material wurde im März 1987 in die BRD 
zurückgebracht und ins Zwischenlager Gorleben ge-
bracht. Während die schwedischen Behörden in die-
sem Fall von sechs Behältern sprechen, hat die Bun- 
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desregierung in der Fragestunde vom 10. März 1988 
erklärt, daß vier Behälter, die zwischenzeitlich in 
Studsvik lagerten, ins Zwischenlager Gorleben ge-
gangen sind. Es ergibt sich eine Differenz von zwei 
Behältern. Können Sie mir sagen, wo sie geblieben 
sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, wir ha-
ben diese Transportgeschichten in einer Ausführlich-
keit und in einer Detailliertheit hier behandelt, daß ich 
sicher bin, daß die für mich jetzt unerwartete Frage 
auf Grund der vorhandenen Unterlagen rasch beant-
wortet werden kann. Auch dazu werde ich Ihnen ent-
sprechende Unterlagen zusenden. Wenn es tatsäch-
lich zu solchen Transaktionen gekommen wäre, wie 
Sie sie hier andeuten, bin ich sicher, daß die Schwe-
den die Fortsetzung der Zusammenarbeit mit uns in 
Frage stellen würden, was sie nicht tun. 

Vizepräsidentin Renger: Haben Sie noch eine Zu-
satzfrage, Frau Kollegin? 

Frau Wollny (GRÜNE): Es ist interessant, daß bisher 
von TN nach Schweden geliefert wurde. Es würde 
mich interessieren, welche Firma seit der Schließung 
von Transnuklear die Lieferungen übernommen hat 
und ob Studsvik als Ausweichort für Mol benutzt 
wird. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es ist 
mir sehr peinlich, daß ich auf diese Fragen keine Ant-
wort geben kann. Sie treffen mich völlig überra-
schend. Sie müssen verstehen, daß so detaillierte, 
komplizierte Fragen nicht aus dem Stand und dem 
Gedächtnis beantwortet werden können, zumal sie 
dann nicht vollständig wären. Auch da muß ich 
schriftlich antworten. 

Vizepräsidentin Renger: Frau Garbe, Zusatzfrage. 

Frau Garbe (GRÜNE): Herr Staatssekretär, im Jahre 
1985 wurden ca. 300 t radioaktiv kontaminierter Um-
rüstschrott aus Würgassen nach Studsvik geliefert und 
sollte dort dekontaminiert werden. Meine Frage ist: Ist 
dieses Material mittlerweile bearbeitet, eingeschmol-
zen oder anderweitig dekontaminiert, und — wenn 
nicht — was soll jetzt mit dem Material passieren? Es 
lagert inzwischen schon zu lange, da die nach Schwe-
den verbrachten Abfälle nach schwedischem Gesetz 
maximal nur zwei Jahre dort bleiben dürfen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Auch auf diese Frage 
werde ich gerne schriftlich zurückkommen. 

Frau Garbe (GRÜNE): Danke. 

Vizepräsidentin Renger: Sie hätten noch eine Zu-
satzfrage. Wollen Sie die noch loswerden? 

Frau Garbe (GRÜNE): Nein. 

Vizepräsidentin Renger: Frau Teubner, eine oder 
zwei Zusatzfragen. 

Frau Teubner (GRÜNE): Ich habe eine Zusatzfrage 
zu Frage 24 und eine zu Frage 25. 

Vizepräsidentin Renger: Ja, Sie haben zwei Zusatz-
fragen. 

Frau Teubner (GRÜNE): Ich habe einen Wider-
spruch herausgehört. Die Bundesregierung sagt, sie 
habe keine Kenntnis gehabt über erhöhte Strahlenab-
gaben in der Verbrennungsanlage, während die 
schwedische Regierung offensichtlich Gründe gehabt 
hat, diese Anlage zumindest vorübergehend zu 
schließen. Mich interessiert, in welcher Weise sich die 
Bundesregierung über den Zustand oder den Stan-
dard solcher von der Bundesrepublik mitbenutzter 
Anlagen im Ausland informiert. Gibt es da einen Infor-
mationsaustausch zwischen den Behörden oder den 
Regierungen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja. Die Anfrage war 
natürlich Anlaß, dem nachzugehen. Die einzige Er-
klärung, die für die Annahme, daß eine Überschrei-
tung der Aktivitätsabgabe stattgefunden habe, gege-
ben werden konnte, ist die Verschärfung der Abgabe-
werte. Möglicherweise ist ein Vergleich mit früheren 
Emissionsbegrenzungen herangezogen worden. Sie 
wissen, daß diese Emissionsbegrenzungswerte stän-
dig herabgesetzt werden, nicht nur bei uns, sondern 
auch in Schweden, wo auf diesem Gebiet ebenso vor-
bildlich gearbeitet wird wie hier in der Bundesrepu-
blik Deutschland. So erkläre ich das. Die schwedi-
schen Behörden und die zuständigen Einrichtungen 
sagen, es könne keine Rede davon sein, daß eine 
Überschreitung der Abgabewerte stattgefunden hat. 
Auch angesichts der Aufmerksamkeit, mit der die 
schwedische Öffentlichkeit derartige Dinge verfolgt, 
habe ich keinen Zweifel daran, daß diese schwedi-
schen Angaben zutreffend sind. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Frau Teubner (GRÜNE): Welche Verbrennungska-
pazitäten für radioaktiven Abfall gibt es in der Bun-
desrepublik? Damit ist auch danach gefragt, wo sie 
sich befinden. Und gibt es Pläne, sie zu erweitern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es gibt keine Erweite-
rungspläne und -notwendigkeiten. Ich habe die Orte, 
in denen Verbrennung durchgeführt werden kann 
— bei uns Karlsruhe-Jülich und Karlstein/Main —, 
schon genannt, wobei Karlstein/Main wegen Nach-
rüstmaßnahmen und Verbesserungen der Verbren-
nungsqualität im Augenblick stilliegt, aber wieder in 
Betrieb genommen werden kann. 

Vizepräsidentin Renger: Die Fragen 26 und 27 des 
Abgeordneten Würzbach werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Schönen Dank, Herr Staatssekretär. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Forschung und Technologie auf. Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Dr. Probst steht zur Beantwor-
tung zur Verfügung. 

Die Fragen 28 und 29 des Abgeordneten Menzel 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 
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Ich rufe die Frage 30 der Abgeordneten Frau Bul-
mahn auf: 

Trifft eine Meldung der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung 
vom 9. Februar 1989 zu, derzufolge die Bundesregierung sich an 
der Entwicklung eines europäischen Brutreaktors beteiligen 
will, und welche Gründe sprechen nach Ansicht der Bundesre-
gierung für diese Beteiligung? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Frau Kollegin 
Bulmahn, Ihre Frage Nr. 30 beantworte ich wie folgt: 
Die Bundesregierung beteiligt sich nicht an der Finan-
zierung von Planung, Errichtung und Betrieb des Eu-
ropean Fast Reactor (EFR). Dies ist Aufgabe der Wirt-
schaft, und das habe ich von hier aus auch wiederholt 
erklärt. Die Bundesregierung begrüßt allerdings diese 
europäische Zusammenarbeit. Im Rahmen der euro-
päischen FuE-Programme zur Weiterentwicklung der 
Brutreaktortechnik fördert die Bundesregierung deut-
sche Beiträge, insbesondere zur Reaktorsicherheit. 

Die Gründe für diese Beteiligung lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 1987 haben sich die europäi-
schen Partner darauf verständigt, zukünftig einen 
Vorschlag der European Fast Reactor Ultilities Group, 
bestehend aus EdF (Frankreich), ENEL (Italien), 
CEGB (Großbritannien) und SBK/RWE (Deutschland), 
zu verfolgen. Dieser Vorschlag zielt darauf ab, zu-
nächst über einen Zeitraum von ca. fünf Jahren ein 
gemeinsames europäisches Konzept für die nächste 
große Demonstrationsanlage zu entwerfen, und zwar 
so, daß es in allen europäischen Ländern genehmi-
gungsfähig sein soll und in das alle bisherigen Ent-
würfe und Erfahrungen eingebracht werden sollen. 

Es wird erwartet, daß die Wirtschaftlichkeit dieses 
Reaktors in die Nähe der Wirtschaftlichkeit des 
Leichtwasserreaktors gelangen wird. Die besten ver-
fügbaren Sicherheitsstrategien sollen dabei zusam-
mengeführt werden. Die europäische Zusammenar-
beit von Unternehmen und FuE-Einrichtungen hat 
zum Ziel, den Schnellbrutreaktor zu einer kommer-
ziellen Stromerzeugungsanlage in Arbeitsteilung zu 
entwickeln. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Herr Dr. Probst, wie vereinba-
ren Sie Ihre Aussage, daß die Bundesrepublik hier 
nicht beteiligt sei, mit der Tatsache, daß die Bundes-
regierung 1984 an den Vertragsverhandlungen zu 
dem morgen zu unterzeichnenden Vertrag beteiligt 
war, der Tatsache, daß Herr Riesenhuber morgen die 
Grußworte spricht, und der Tatsache, daß die KfK ja 
der Aufsicht des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie untersteht? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ich habe nicht be-
hauptet, daß sich die Bundesregierung nicht beteiligt, 
sondern ich habe gesagt, daß sich die Bundesregie-
rung nicht beteiligt, und zwar in den drei bestimmten 
Bereichen, die ich Ihnen genannt habe. Die Bundes-
regierung beteiligt sich insofern, als sie Forschungs-
mittel, insbesondere für Sicherheitsfragen, zur Verfü-
gung stellt. 

Vizepräsidentin Renger: Ich würde sagen, die Aus-
legung ist schwierig, was „Bundesregierung" und  

„Bundesrepublik" angeht. Das sind ja geradezu ver-
fassungsrechtliche Fragen, die Sie hier aufwerfen. 

Zusatzfrage, Frau Abgeordnete Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Herr Dr. Probst, können Sie 
mir definitiv zusichern, daß Siemens und Tochterge-
sellschaften sowie die KfK keinerlei Forschungs- und 
Entwicklungsgelder seitens des Bundes bekommen 
wird? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Konfiguration 
der Kooperation — auch die Frage der Arbeitstei-
lung — ist bis heute nicht geklärt. Sie werden erst 
festgelegt. Im Rahmen dieser Arbeitsteilung wird sich 
auch jeweils die Frage einer Unterstützung stellen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Staatssekretär, ich muß sagen: 
Ihre Antworten sind sehr verwirrend. Deswegen habe 
ich die Frage an Sie: Wie ist denn der Kostenumfang 
des Projektes insgesamt, und mit welchem For-
schungskostenanteil beteiligt sich denn wer, der Bun-
desregierung nahestehend, an diesem Projekt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Da das Projekt nicht 
definiert ist, sondern nur der Kooperationsvertrag 
— das heißt, eigentlich drei Verträge — unterzeichnet 
wird — und das wird morgen geschehen — , läßt sich 
auch das Volumen der Kosten nicht feststellen. Das ist 
zunächst auch völlig gleichgültig, weil es eine privat-
wirtschaftliche Angelegenheit ist. Relevant ist, was 
die Bundesregierung künftig in diesem Bereich an 
Forschungsmitteln zur Verfügung stellen wird: Für 
1987 sind für die gesamte Brüterentwicklung etwa 
87 Millionen DM vorgesehen. Hiervon sind rund 
35 Millionen DM — weitere 70 Millionen DM bringt 
die deutsche Wirtschaft auf — für die Wartephase des 
Schnellen Brüters 300 — SNR 300 — und 20 Millio-
nen DM für SNR 300 begleitende Sicherheitsfor-
schung vorgesehen. Die restlichen 30 Millionen DM 
sollen für die Weiterentwicklung der Brütertechnik 
insgesamt, nämlich insbesondere Sicherheit und Zu-
verlässigkeit, eingesetzt werden. Hinzu kommt, daß 
auch die Großforschungseinrichtungen der Bundesre-
publik, z. B. Karlsruhe, sich in diesem Jahr mit 
165 Mannjahren der Brütertechnik widmen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Traupe. 

Frau Traupe (SPD): Herr Staatssekretär, welchen 
forschungspolitischen Sinn hat es eigentlich, daß die 
Bundesregierung an der Entwicklung und an der In-
betriebnahme von Kalkar, also dem SNR 300, weiter 
festhält, wenn dort der geplante europäische Reaktor 
nicht an den SNR 300 anknüpfen soll, sondern eine 
völlig neue Entwicklung ist? Wäre es da nicht sinnvoll, 
endgültig auf die Inbetriebnahme von Kalkar zu ver-
zichten? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
muß Ihnen, so leid es mir tut, diese Frage mit Nein 
beantworten. Es ist so, daß ein so großes technisches 
Vorhaben, wie die Entwicklung eines Schnellen Brut-
reaktors, heute keine nationale Angelegenheit mehr 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Februar 1989 	9113 

Parl. Staatssekretär Dr. Probst 

ist. Das ist auch der SNR 300 nicht mehr. Er ist in 
internationaler Kooperation gebaut; allerdings mit 
viel zu hohen staatlichen Beteiligungen, die die der-
zeitige Regierung nicht zu verantworten hat. Die 
künftige Entwicklung geht schrittweise vor. Es wird in 
Arbeitsteilung ein nächster Schritt zur Wirtschaftlich-
machung eines derartigen Reaktors angestrebt. Inso-
fern ist das nicht widersinnig, sondern eine logische 
Folge aus dem einen zum anderen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß Italien seit gestern aus dem Brüterpro-
gramm ausgestiegen ist, und welche Bedeutung hat 
das für die Bundesregierung? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Das ist mir nicht 
bekannt, Frau Kollegin. Ich kann diese Mitteilung im 
Moment auch nicht überprüfen. 

Frau Unruh (GRÜNE): Bekomme ich schriftlich, was 
Sie davon halten? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Sie können das 
schriftlich bekommen; aber das wird sich ohnehin öf-
fentlich dokumentieren, wenn es so ist. Ich bezweifle 
nur, daß es so ist. 

Frau Unruh (GRÜNE): Das finde ich nun nicht gut. 
Wenn ich Ihnen diese Frage stelle, dann ist das so. 

(Eigen [CDU/CSU]: Wir können hier keinen 
Dialog machen!) 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Sie können es dann 
selbstverständlich noch einmal schriftlich dazu be-
kommen. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 31 der 
Frau Kollegin Bulmahn auf: 

In welcher Höhe ist die Beteiligung des Bundes und bundes-
deutscher Unternehmen vorgesehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Bul-
mahn, wie schon erwähnt, fördert die Bundesregie-
rung nur Forschungs- und Entwicklungsarbeiten im 
Rahmen der koordinierten europäischen FuE-Pro-
gramme zur Weiterentwicklung der Brutreaktortech-
nik. In welchem Maße bestimmte Arbeitsergebnisse 
dem EFR zugutekommen werden, ist derzeit nicht 
absehbar. Die finanzielle Beteiligung deutscher Un-
ternehmen an den Kosten für Planung und gegebe-
nenfalls Errichtung und Betrieb des EFR ist der Höhe 
nach zwischen den Partnern noch auszuhandeln. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Ist die Bundesregierung Ver-
pflichtungen eingegangen, Anteile der bundesrepu-
blikanischen Unternehmen zu übernehmen, falls 
diese aus dem Projekt aussteigen sollten? Ich möchte 
in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß heute 
morgen eine dpa-Meldung herausgegeben worden 
ist, daß Italien aus diesem Projekt ausgestiegen ist. 

Gibt es im Falle solcher Entscheidungen von seiten 
der Bundesregierung Verpflichtungen, dann — wie 
gesagt — Anteile der Unternehmen zu überneh-
men? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen aus-
geführt, Frau Kollegin, daß dies eine Angelegenheit 
der wirtschaftlichen Kooperation ist. Das schließt ein, 
daß die Bundesregierung solche Verpflichtungen 
nicht eingeht. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Frau Bulmahn (SPD): Welche Abreden zur Wieder-
aufbereitung des Plutoniums sind vereinbart worden, 
und hat die Bundesregierung darauf hingewirkt, daß 
das mit diesem Forschungsreaktor erzeugte Pluto-
nium nicht in die französische Atomwaffenproduktion 
einfließt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es 
handelt sich hier um eine Kooperation auf privatwirt-
schaftlicher Basis. Derartige Fragen werden darin zu-
nächst nicht behandelt. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters des Auswärtigen auf. Herr Staatsminister 
Schäfer steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Die Fragen 32 und 33 des Abgeordneten Müller 
(Wesseling) sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen nun zur Frage 34 des Abgeordneten 
Tietjen. 

Hat die Bundesregierung schon eine Antwort auf die Note des 
Auswärtigen Amtes vom 13. Januar 1989 an den Außenminister 
von Mosambik, die die Aufforderung beinhaltete, das in Leer 
(Ostfriesland) beheimatete Motorschiff „Edda" im Interesse der 
gegenseitigen positiven Beziehungen — Mosambik/Bundesre-
publik Deutschland — baldmöglichst aus Quelimane freizulas-
sen, erhalten? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister beim Bundesminister des 
Auswärtigen: Herr Kollege, eine Antwort auf das 
Schreiben von Bundesaußenminister Genscher vom 
16. Januar dieses Jahres an den mosambikanischen 
Außenminister, das am 20. Januar wegen Abwesen-
heit des Außenministers an seinen Vertreter, den Vi-
zeaußenminister Mbanze, übermittelt wurde, steht 
noch aus. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter. 

Tietjen (SPD) : Herr Staatsminister, zunächst einmal: 
Sind Sie bereit, mir zuzugestehen, daß die Formulie-
rung der Frage am 13. Januar — wie von mir geschrie-
ben — in Ihrem Hause vorgenommen worden ist? 

Schäfer, Staatsminister: Sie haben hier eine Frage 
gestellt, die sich auf die Beantwortung der Note des 
Auswärtigen Amtes vom 13. Januar bezieht. Ich bin 
über den Unterschied von drei Tagen nicht informiert; 
darüber kann ich Ihnen nichts sagen. Ich kann Ihnen 
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nur sagen, daß bisher eine Antwort auf das Schreiben 
des Bundesaußenministers nicht vorliegt. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Tietjen (SPD) : Herr Staatsminister, sind Sie denn 
bereit, mir und auch den Familienangehörigen in 
Deutschland zu erklären, ob es richtig ist, daß der 
Staatssekretär Köhler vom BMZ in dieser Frage Ge-
spräche mit dem Transportminister von Mosambik 
geführt hat und — das ist für mich die entscheidende 
Frage — daß sich endlich auch der Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland in diesen Problemkreis 
offenbar einschaltet? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich kann hier 
schlecht für den Bundeskanzler sprechen, sondern le-
diglich für den Bereich des Auswärtigen Amtes; inso-
fern ist Ihre Frage überraschend. Ich weiß, daß Herr 
Staatssekretär Köhler in Luanda mit dem dort anwe-
senden mosambikanischen Transportminister solche 
Gespräche geführt hat. Es ist ihm zugesagt worden, 
daß die Angelegenheit nach Möglichkeit schnell ge-
regelt werden soll. 

Vizepräsidentin Renger: Mehr kann man dazu wohl 
nicht sagen. 

Dann rufe ich die Frage 35 des Abgeordneten Tiet-
jen auf: 

Falls nein, was gedenkt die Bundesregierung zusätzlich zu 
tun, um die sechs Besatzungsmitglieder aus der Bundesrepu-
blik Deutschland baldmöglichst zu ihren Familienangehörigen 
in die Bundesrepublik Deutschland zurückzuholen? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, die Bundes-
regierung bemüht sich weiterhin — wie Sie wissen — 
intensiv, die Freilassung des in Mosambik festgehal-
tenen deutschen Motorschiffes „Edda" und seiner Be-
satzung so schnell wie möglich zu erreichen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Staatsminister, nachdem Sie auf 
meine vorhergehende Frage die Antwort geben muß-
ten, es gebe auf die Frage des bundesdeutschen Au-
ßenministers keine Reaktion seitens des mosambika-
nischen Außenministers: Sind Sie jetzt bereit, die 
Stufe nach oben zu gehen und den Bundeskanzler 
nun wirklich zu bitten, in dieser Angelegenheit aktiv 
zu werden? 

Schäfer, Staatsminister: Ich kann dazu nur sagen, 
daß wir inzwischen alle nur denkbaren Schritte unter-
nommen haben, daß die mosambikanische Regierung 
endlich deutlich macht, wieso sie diesen Prozeß bis-
lang so sehr verschleppt hat, und daß wir alles tun 
werden, um diese Verschleppung aufzuheben, d. h. 
nach Möglichkeit so schnell wie möglich eine Antwort 
zu bekommen und auch zu erfahren, was eigentlich 
die Gründe sind, weshalb die Besatzung weiterhin 
festgehalten wird. 

Vizepräsidentin Frau Renger: Zusatzfrage, bitte. 

Tietjen (SPD): Herr Staatsminister, noch eine etwas 
persönliche Frage. Meinen Bart habe ich mir in Mo-
sambik stehen lassen und habe gesagt: Den nehme  

ich erst wieder ab, wenn das Motorschiff „Edda" aus 
Quelimane freikommt. Können Sie mir behilflich sein, 
daß ich den Bart nicht bis zu den Fußspitzen zu tragen 
habe? 

Schäfer, Staatsminister: Da ich hier auch nicht für 
die mosambikanische Regierung sprechen kann, die 
ja wohl entscheidend dafür verantwortlich ist, daß Ihr 
Bart weiter wächst, kann ich Ihnen in bezug auf die 
Länge des Bartes hier natürlich noch keine Auskunft 
erteilen. Aber ich gehe davon aus, daß wir mit Ihnen 
— Sie sind vom Auswärtigen Amt unmittelbar und 
ständig informiert worden — 

(Tietjen [SPD]: Völlig klar!) 
alles tun, damit die Besatzung endlich freigelassen 
wird. 

(Tietjen [SPD]: Das gilt sowohl für den Bot

-

schafter wie auch für Herrn Nöldeke, um das 
abschließend zu sagen!) 

— Das gilt für alle. 

Vizepräsidentin Renger: Ich kann Ihnen versichern, 
daß der Bart Ihnen gut steht, Herr Kollege. 

(Heiterkeit) 
Danke schön, Herr Staatsminister. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

des Innern auf. Zur Beantwortung steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Spranger zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Uldall auf: 

Warum ist die Besoldung der Beamten des mittleren Wasser-
zolldienstes nicht wie die der staatlich geprüften Techniker von 
A 5 nach A 6 angehoben worden, obwohl sie eine den staatlich 
geprüften Technikern entsprechende Ausbildung vorzuweisen 
haben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Uldall, die Bundesregierung 
hat im Bericht zur strukturellen Weiterentwicklung 
des öffentlichen Dienstrechts vorgeschlagen, nur das 
Eingangsamt für Laufbahnen, in denen die Meister-
prüfung oder die Abschlußprüfung als staatlich ge-
prüfter Techniker vorgeschrieben ist, der Besoldungs-
gruppe A 6 zuzuordnen. Durch das Bundesbesol-
dungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 1988 sind 
ab 1. Januar 1989 jedoch neben den Meistern und 
staatlich geprüften Technikern auch die Lokomotiv-
führer in die Regelung über das höhere Eingangsamt 
einbezogen worden. 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat 
in seinem Schriftlichen Bericht vom 9. November 1988 
die Bundesregierung daraufhin u. a. um Prüfung ge-
beten, ob die genannte Regelung wegen vergleichba-
rer Voraussetzungen auf weitere Laufbahnen zu er-
strecken ist. Bei den Beratungen sind Werkführer, 
technische Assistenten und der Wasserzolldienst bei-
spielhaft erwähnt worden. 

Die Prüfung, die in Zusammenarbeit mit den haupt-
beteiligten Bundesressorts und den Ländern vorge-
nommen wird, ist noch nicht abgeschlossen. Über das 
Ergebnis der Prüfung wird die Bundesregierung den 
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Innenausschuß des Bundestages entsprechend dem 
erwähnten Ersuchen unterrichten. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung bei diesen Überlegungen mit be-
rücksichtigen, daß sich der Aufgabenkreis der Was-
serzöllner in den letzten Jahren auf Grund des ver-
stärkten Schmuggels von Rauschgift über die See-
häfen außerordentlich erweitert hat? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das wird, Herr Kol-
lege Uldall, die Bundesregierung natürlich mit in Be-
tracht ziehen. Sie anerkennt auch die bedeutsame 
Arbeit, die von diesen Beamten geleistet wird. Ich bin 
sicher, daß auch das Parlament diese Arbeit entspre-
chend zu würdigen weiß. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Uldall (CDU/CSU) : Ist schon abzusehen, Herr 
Staatssekretär, wann die Prüfung zu einem Ergebnis 
gekommen sein wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das läßt sich jetzt 
nicht konkretisieren. Ich gehe davon aus, daß die Ab-
klärungen, die notwendig sind, in den nächsten Wo-
chen stattfinden werden. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung bei ihrer Prüfung auch besonders wür-
digen, daß die Beamten des Wasserzolldienstes eine 
ganz besondere Verantwortung im Hinblick auf Per-
sonal und auch Sachen, etwa Einsatz der Schiffe auf 
See usw., haben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe auf die 
Frage des Kollegen Uldall vorhin schon erwähnt, daß 
der Bundesregierung diese Verantwortung durchaus 
bewußt ist. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe Frage 37 des 
Herrn Abgeordneten Jäger auf: 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung die Einführung des 
Wahlrechts für Ausländer zu den kommunalen Volksvertretun-
gen durch den Landesgesetzgeber im Einklang mit den Bestim-
mungen des Grundgesetzes, und welche Möglichkeit hat die 
Bundesregierung verneinendenfalls, Bundesländer, die Derarti-
ges planen, zur Beachtung der Verfassung anzuhalten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 2. No-
vember 1988 auf die Große Anfrage der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP zur Lage der Städte, Ge-
meinden und Kreise hinsichtlich der Einräumung des 
Kommunalwahlrechts für Ausländer folgendes ausge-
führt — ich zitiere — : 

Nach Artikel 20 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) 
geht alle Staatsgewalt vom Volke aus, das sie 
unter anderem in Wahlen und Abstimmungen 
ausübt. Unter „Volk" im Sinne dieser Vorschrift 
ist das Staatsvolk zu verstehen, d. h. die Gemein-

schaft aller Deutschen im Sinne des Grundgeset-
zes. Nach Artikel 28 Abs. 1 Satz 2 GG muß das 
Volk in den Ländern, Kreisen und Gemeinden 
eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, un-
mittelbaren, freien, gleichen und geheimen 
Wahlen hervorgegangen ist. Mit der Aufnahme 
des Begriffs „Volk" wird zum Ausdruck gebracht, 
daß es hier um einen regional begrenzten Teil des 
Staatsvolkes geht. Folglich steht nach dem 
Grundgesetz auch das Kommunalwahlrecht nur 
Deutschen zu. Mit dieser Auffassung befindet 
sich die Bundesregierung in Übereinstimmung 
mit der weit überwiegenden Auffassung in der 
verfassungsrechtlichen Literatur. 

So weit das Zitat. 
Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die Pla-

nungen für Gesetze über ein Kommunalwahlrecht für 
Ausländer in einigen Ländern wiederholt auf die Ver-
fassungswidrigkeit hingewiesen. Sie hält es im übri-
gen auch politisch nicht für wünschenswert, weil es 
kein geeignetes Mittel zur Integration von Ausländern 
ist, sondern diese eher erschwert. 

Nach Abschluß der Gesetzgebungsverfahren, d. h. 
nach Verkündung im jeweiligen Gesetzesblatt, kann 
in einem Verfahren der abstrakten Normenkontrolle 
nach Artikel 93 Abs. 1 Nr. 2 des Grundgesetzes durch 
das Bundesverfassungsgericht geklärt werden, ob die 
betreffenden Gesetzesnormen des Landes mit dem 
Grundgesetz unvereinbar und damit nichtig sind. An-
tragsberechtigt ist die Bundesregierung, daneben 
auch jede Landesregierung und ein Drittel der Mit-
glieder des Bundestages. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß sich namhafte Juristen — 
nicht nur solche aus dem Bereich der der Bundesre-
gierung zuzuordnenden politischen Lager, sondern 
auch solche aus den Reihen der SPD; ich nenne etwa 
Herrn Wassermann, der einer der bedeutendsten so-
zialdemokratischen Juristen ist — ganz klar dafür aus-
gesprochen haben, daß das Kommunalwahlrecht eine 
Sache des Staatsbürgers und niemandes sonst ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das ist der Bundes-
regierung bekannt, Herr Kollege Jäger. Ich darf noch 
daran erinnern, daß ich bei meiner Zitierung aus der 
Antwort der Bundesregierung auf diese Große An-
frage ausdrücklich erwähnt habe, daß sich die Bun-
desregierung mit ihrer Meinung hier „in Übereinstim-
mung mit der weit überwiegenden Auffassung in der 
verfassungsrechtlichen Literatur" bewegt, und zwar 
in großer Spannbreite. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung diese ihre Auffassung auch den 
Bundesländern, von denen bekannt ist, daß sie sich 
mit derartigen Plänen tragen, mitgeteilt, und wie ha-
ben sich diese Länder gegebenenfalls dazu eingelas-
sen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Diese Auffassung 
der Bundesregierung ist vielfach übermittelt worden, 
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ist den betreffenden Ländern auch bekannt. Es ist 
bedauerlich, daß sie sich über diese Meinung, über 
diese Verfassungslage hinwegsetzen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, spielt bei 
diesen Überlegungen, die Sie uns in der Antwort auf 
die Frage des Kollegen Jäger vorgetragen haben, 
auch die Frage eine Rolle, ob es sich um EG-Länder 
oder EFTA-Länder handelt? Am Dienstag wurde be-
schlossen, daß auch für Ausländer aus drei EFTA

-

Ländern ein Wahlrecht ermöglicht werden soll. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Was ich sagte, ist 
eine grundsätzliche Darstellung der Verfassungslage, 
die alle Ausländer betrifft, also alle Menschen betrifft, 
die nicht deutsche Staatsbürger sind. Wenn man Aus-
nahmen machen wollte, bedürfte es sicherlich verfas-
sungsrechtlicher Änderungen. 

Vizepräsidentin Renger: Danke sehr. 
Die Fragen 38 und 39 werden auf Wunsch der Fra-

gesteller, des Abgeordneten Dr. Daniels (Regens-
burg) und des Abgeordneten Wüppesahl (fraktions-
los) schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit ist dieser Geschäftsbereich beendet. Danke 
sehr. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. von Geldern 
steht zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 40 und 41 des Abgeordneten Schütz 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Die Frage 42 der Frau Abgeordneten Teubner: 
Trifft es zu, daß sich die Bundesanstalt für Ernährung in Karls-

ruhe mit der radioaktiven Bestrahlung von Lebensmitteln be-
schäftigt, bzw. sollte dies derzeit noch nicht der Fall sein, ist mit 
der strahlentechnischen Behandlung von Verbrauchsgütern 
demnächst durch die Karlsruher Bundesanstalt zu rechnen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Frau Kollegin Teubner, an der Bundesforschungsan-
stalt für Ernährung in Karlsruhe wird die Behandlung 
von Lebensmitteln mit ionisierenden Strahlen unter-
sucht. Als Strahlenquelle dient ein Elektronenbe-
schleuniger, der weder radioaktives Material enthält 
noch Radioaktivität erzeugt. Hauptziel der Arbeiten 
ist die Entwicklung von Methoden der Prozeßkon-
trolle und des Nachweises der Bestrahlung. Die Vor-
haben müssen im Hinblick auf die von der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaft angestrebte Zu-
lassung von Bestrahlungsverfahren für den europäi-
schen Markt fortgesetzt werden. 

Vizepräsidentin Renger: Keine Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten 

Eigen auf: 

Wie groß waren am 15. Januar 1989 die Bestände an Rind-
fleisch in der Europäischen Gemeinschaft, und wieviel davon 
war zu diesem Zeitpunkt verkauft? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, nach Angaben der EG-Kommission beliefen 
sich die noch nicht verkauften Interventionsbestände 
an Rindfleisch am 31. Dezember 1988 auf rund 
390 000 Tonnen. Davon entfielen rund 170 000 Ton-
nen auf deutsche Interventionsbestände. Bis zum 
15. Januar 1989 — das war das in Ihrer Frage ge-
nannte Datum — dürften sich keine wesentlichen Än-
derungen ergeben haben. Angaben über die Mengen, 
die bereits verkauft, aber noch nicht ausgelagert sind, 
liegen uns nicht vor. 

Vizepräsidentin Renger: Bitte, eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind dann 
die Meldungen falsch, daß die Kommission bei den 
Verhandlungen am 23./24. Januar 1989 in Brüssel 
dem Ministerrat vorgetragen hat, daß noch 600 000 
Tonnen in den Lägern der EG vorhanden seien? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ich kann das 
nicht bestätigen, Herr Kollege Eigen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine zweite Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Eigen (CDU/CSU): Was würden Sie davon halten, 
wenn die Kommission dem Ministerrat falsche Anga-
ben gemacht haben sollte, um damit einen Beschluß 
des Ministerrats in der von ihr gewünschten Form her-
beizuführen? Wie würden Sie eine solche Verhaltens-
weise bezeichnen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Das ist eine 
hypothetische Frage, aber ich kann darauf durchaus 
eine generelle Antwort geben. Ich bin grundsätzlich 
nicht damit einverstanden, daß jemand falsche Be-
hauptungen aufstellt oder falsche Angaben macht. 

(Eigen [CDU/CSU]: Vielen Dank!) 

Vizepräsidentin Renger: Danke sehr, Herr Staatsse-
kretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Arbeit und Sozialordnung. Der Herr Staats-
sekretär Höpfinger steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 44 der Frau Abgeordneten 
Traupe auf: 

In welchen Tageszeitungen hat der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung die Anzeige „DIE GESUNDHEITSREFORM 
— nötig vernünftig sozial" am 18. Januar 1989 geschaltet? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Frau Präsidentin, 
Frau Kollegin wenn Sie einverstanden sind, würde ich 
gern die Fragen 44 und 45 gemeinsam beantworten. 

Frau Traupe (SPD): Ich bin damit einverstanden. 

Vizepräsidentin Renger: Dann rufe ich auch die 
Frage 45 der Abgeordneten Frau Traupe auf 

Was hat diese Anzeige gekostet? 
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Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Traupe, die Anzeige zum Thema Härteklausel, § 61 
Gesundheitsreformgesetz, ist am 18. Januar 1989 in 
der regionalen Tagespresse und in der Heimatpresse 
geschaltet worden. Die Anzeige hat 460 000 DM ge-
kostet; die Schlußabrechnung liegt aber noch nicht 
vor. 

Diese Anzeige war sehr, sehr wichtig, da gerade zur 
Härteklausel und zur Überforderungsklausel nach 
wie vor Informationsbedarf gegeben ist. Wir bitten die 
Krankenkassen, auch weiterhin aufklärend in der Be-
völkerung zu wirken. Die Bundesregierung und die 
Krankenkassen werden gerade diese beiden Paragra-
phen der Bevölkerung nahebringen, denn das ist 
wirklich eine Hilfe für all die Leute, die die Härteklau-
sel und die Überforderungsklausel in Anspruch neh-
men können. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Kollegin Traupe. 

Frau Traupe (SPD): Lieber Herr Kollege, sehr geehr-
ter Herr Staatssekretär, falls die Bundesregierung die 
Beratungen zum Thema Gesundheitsreform sorgfälti-
ger, mit mehr zeitlichem Aufwand möglich gemacht 
hätte, wäre diese Ausgabe von Mitteln des deutschen 
Steuerzahlers wahrscheinlich überflüssig gewesen? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Traupe, hier muß ich Ihnen widersprechen, denn die 
Beratung des Gesetzes hat hier im Parlament und in 
den Ausschüssen stattgefunden, und es ist bei jedem 
Gesetz erforderlich, daß dann das, was das Parlament 
beschlossen hat, auch in der Bevölkerung umgesetzt 
wird. Um diese Umsetzung geht es, und dieser Umset-
zung dienen auch die Ausgaben für die Information. 

Frau Traupe (SPD): Stellen Sie sich denn vor, Herr 
Staatssekretär, daß das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung bei jedem dieser Gesetze entspre-
chende Zeitungskampagnen durchführt? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Traupe, Gesetze, die in unserem Ministerium beraten, 
im Parlament dann weiterhin beraten und beschlos-
sen werden, betreffen oft mehr als 60, 70 oder 80 % der 
Bevölkerung. Ich habe Ihnen schon einmal gesagt: 
Diese Aufklärungs- und Informationstätigkeit des Mi-
nisteriums ist notwendig, damit Gesetze nicht nur ge-
macht, sondern auch von der Bevölkerung angewandt 
werden können. 

Frau Traupe (SPD): Herr Staatssekretär, was macht 
denn fast die andere Hälfte des Parlaments, nämlich 
die Kollegen der Opposition, die diese Mittel nicht zur 
Verfügung haben, um solche Aufklärungskampagnen 
in Höhe von 500 000 DM durchzuführen? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Traupe, wenn das Ministerium aufklärt, klärt es für 
die gesamte Bevölkerung auf und fragt nicht, welcher 
Teil der Bevölkerung hier unmittelbar betroffen ist 
oder gar welcher politischen Orientierung der eine 
oder andere angehört. Das ist eine Informationspflicht 
der Bundesregierung, die gegenüber der gesamten 
Bevölkerung in der Bundesrepublik erfüllt wird. 

Frau Traupe (SPD): Teilen Sie denn meine Mei-
nung, daß die übrigen Parteien des Deutschen Bun-
destages nicht die Möglichkeit haben, ihre Informa-
tionen in der gleichen Weise der Öffentlichkeit darzu-
stellen? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie nach den 
Parteien fragen, Frau Kollegin, muß ich sagen: Jede 
Partei hat auf ihre Weise die Möglichkeit, zu informie-
ren. Wie mir aber bekannt ist, hat jede Bundesregie-
rung — ganz gleich, wie sie zusammengesetzt war — 
diese Informationspflicht für die gesamte Bevölke-
rung wahrgenommen, und Sie werden auch feststel-
len können, daß unsere Information, soweit sie vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung er-
folgt, nicht irgendwelche parteipolitischen Tenden-
zen hat, sondern eine Aufklärung für die gesamte 
Bevölkerung ist. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kastning. 

Kastning (SPD) : Da Sie von der Informationspflicht 
der Bundesregierung reden, Herr Staatssekretär, 
möchte ich doch noch nachfragen: Zu wieviel Prozent 
schätzen Sie denn diese Anzeigenkampagne als Auf-
klärung und Information in der Sache ein und zu wie-
viel Prozent als Propaganda, die eher geeignet ist, 
bestimmte Sachverhalte zu verschleiern oder zu ver-
tuschen? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Hier würde ich sa-
gen: Unsere Aufklärung ist zu 100 % Information der 
Bevölkerung. Hier wird nichts vertuscht, sondern hier 
wird mit dem Gesetz gearbeitet, das dieses Parlament 
beraten und beschlossen hat. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe Frage 46 des Ab-
geordneten Schreiner auf: 

Kann die Bundesregierung Erkenntnisse des Deutschen Kin-
derschutzbundes bestätigen, daß bundesweit mindestens 
400 000 Kinder im Alter von 12 bis 15 Jahren verbotene Kinder-
arbeit leisten und eine wesentliche Ursache dafür die anhal-
tende hohe Arbeitslosigkeit, insbesondere die Langzeitarbeits-
losigkeit, ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, die Bundesregierung kann, wie sie bereits 
in ihrer Antwort auf die Anfrage der Abgeordneten 
Simonis am 11. Juli 1983 ausgeführt hat, die Zahl der 
Kinder, die in der Bundesrepublik Deutschland ver-
botene Kinderarbeit leisten, nicht angeben. Sie kann 
die vom Deutschen Kinderschutzbund angegebene 
Zahl von 400 000 Kindern deshalb auch nicht bestäti-
gen. Diese Zahl beruht auf einer Hochrechnung von 
Zahlen, die aus einer Fragebogenaktion in Schulen 
des Gewerbeaufsichtsamtsbezirks Münster ermittelt 
worden sind. Die Ergebnisse der Fragebogenaktion 
liegen dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung erst seit kurzem vor. Zur Zeit wird geprüft, ob 
die Ergebnisse dieser sehr begrenzten Fragebogenak-
tion allgemeingültige Schlüsse auf die Zahl von Ver-
stößen gegen das Verbot der Kinderarbeit in der Bun-
desrepublik Deutschland zulassen. 

Den obersten Arbeitsbehörden der Länder obliegt 
die Aufgabe, die Einhaltung des Verbots der Kinder-
arbeit zu überwachen. Nach den von diesen Behörden 
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Pari. Staatssekretär Höpfinger 

übermittelten Zahlen liegt die Zahl der Verstöße ge-
gen das Verbot der Kinderarbeit im Jahresdurch-
schnitt bei ca. 800. Die obersten Landesbehörden wei-
sen darauf hin, daß die Dunkelziffer im Bereich der 
verbotenen Kinderarbeit ebenso wenig geschätzt 
werden kann wie in anderen Bereichen. Erkenntnisse 
darüber, ob für geleistete Kinderarbeit die Arbeitslo-
sigkeit eine wesentliche Ursache ist, liegen der Bun-
desregierung nicht vor. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
zahlreiche Verbände, u. a. der Kinderschutzbund, 
aber auch wissenschaftliche Institute den Zusammen-
hang insbesondere zwischen Langzeitarbeitslosig-
keit, Verarmung in den betroffenen Familien und Kin-
derarbeit nicht mehr abstreiten, sondern deutlich be-
tonen, frage ich, ob die Bundesregierung bereit ist, mit 
eigenen Studien diesem Problem stärker auf den 
Grund zu gehen, um die Zahlen, die vom Kinder-
schutzbund der Öffentlichkeit präsentiert worden 
sind, entweder zu dementieren oder zu bestätigen 
und daraus entsprechende praktische Schlußfolge-
rungen für die Politik zu ziehen. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, die Bundesregierung beschäftigt sich in 
dieser Angelegenheit nicht nur mit Studien. Wir ha-
ben auch im Deutschen Bundestag eine Anhörung 
zum Problem der Langzeitarbeitslosigkeit gehabt, 
und die Bundesregierung hat schon dadurch gehan-
delt, daß man für die Langzeitarbeitslosen die Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes wesentlich verlängert 
hat. Das war eine konkrete Antwort der Bundesregie-
rung auf diese Situation, auf die Lebenssituation der 
von Langzeitarbeitslosigkeit betroffenen Menschen. 

Vizepräsidentin Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, selbst wenn 
man nicht in Abrede stellen will, daß sich die mate-
rielle Situation der Langzeitarbeitslosen relativ ver-
bessert hat, läßt sich ebenso wenig in Abrede stellen, 
daß in den Familien mit Langzeitarbeitslosigkeit psy-
chosoziale Probleme, vor allem was die Kinder betrifft, 
vorhanden sind, und wir haben eine Reihe von Unter-
suchungen, die deutlich machen, daß in den Familien 
mit Langzeitarbeitslosigkeit das Problem der Verer-
bung von Arbeitslosigkeit auf Grund von psychosozia-
len Störungen der Kinder immer stärker um sich 
greift. Daher frage ich, was die Bundesregierung nach 
Ihrem Hinweis auf die Anhörung im Ausschuß und 
nach meinem Hinweis, daß bereits im Dezember 1987 
das Parlament, zumindest die SPD-Fraktion, initiativ 
geworden ist, um die Bundesregierung aufzufordern, 
entsprechende Maßnahmen gegen die Langzeitar-
beitslosigkeit als solche zu ergreifen und nicht nur in 
geringem Umfange die materielle Situation zu verbes-
sern, konkret beabsichtigt oder plant, um in absehba-
rer Zeit den anwachsenden Zahlen von Langzeitar-
beitslosen wirksam zu begegnen und auch den damit 
verbundenen Notsituationen — bei Langzeitarbeitslo-
sigkeit eben auch in Form von Kinderarbeit — zu be-
gegnen. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, zunächst bin ich Ihnen dankbar, daß Sie 
positiv hervorheben, daß sich die materielle Situation 
der Langzeitarbeitslosen durch die Maßnahmen der 
Bundesregierung gebessert hat. 

Ich stimme Ihnen zu: Arbeitslosigkeit hat eine mate-
rielle und eine seelische Seite. Ich bin davon über-
zeugt, daß Arbeitslosigkeit natürlich auch ihren Nie-
derschlag in der Familie findet. 

Allerdings kann ich Ihren Aussagen über die Verer-
bung von Arbeitslosigkeit nicht zustimmen. Wenn ich 
allein an unsere Geburtenjahrgänge — Jahrgang 
1925 oder 1930 — denke, muß ich sagen, daß wir 
ebenfalls erlebt haben, daß unsere Väter und Mütter 
arbeitslos waren. Da hat sich keine Vererbung der 
Arbeitslosigkeit ergeben. Das würde ich also sicher in 
Abrede stellen. 

Aber richtig ist, daß natürlich seelische Auswirkun-
gen auf die Familien vorhanden sind und daß auch 
Kinder davon betroffen sind. 

(Schreiner [SPD]: Was tut die Bundesregie

-

rung?) 

— Und wenn Sie fragen „Was tut die Bundesregie-
rung?", dann darf ich noch einmal darauf hinweisen, 
daß unser ganzes Arbeitsförderungsgesetz doch prak-
tisch darauf angelegt ist, durch die ganzen Maßnah-
men, die dieses Gesetz ermöglicht, oder z. B. durch 
die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen die Menschen 
wenigstens zeitlich wieder in das Arbeitsleben einzu-
gliedern. 

Herr Kollege Schreiner, hier darf ich schon darauf 
hinweisen, daß es, während Ihre Fraktion die Regie-
rungsverantwortung getragen hat, 29 000 Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen gegeben hat. Unter unse-
rer Regierungsverantwortung hat sich diese Zahl auf 
130 000 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ausge-
dehnt. 

(Schreiner [SPD]: Bei wesentlich höherer Ge
-samtarbeitslosigkeit!) 

Diese geht jetzt vielleicht etwas zurück, aber nicht 
unter 110 000 oder 115 000. 

(Schreiner [SPD]: Das wird von Franke be

-

stritten!) 

Vizepräsidentin Renger: Zu meinem Bedauern 
kann ich keine weiteren Fragen mehr zulassen; wir 
haben die Zeit schon überschritten. Sie bekommen die 
noch ausstehenden Antworten schriftlich. Sie werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Damit ist die Fragestunde beendet. Wir sind auch 
am Ende der heutigen Sitzung. 

Ich rufe die nächste Sitzung des Bundestages für 
Donnerstag, 16. Februar, 9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.37 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 17. 2. 
Antretter 15. 2. 
Bindig 17. 2. 
Eylmann 15. 2. 
Gallus 17. 2. 
Glos 16. 2. 
Dr. Hauchler 17. 2. 
Dr. Hauff 17. 2. 
Frhr. Heereman von Zuydtwyck 17. 2. 
Jaunich 15. 2. 
Frau Karwatzki 17. 2. 
Klose 17. 2. 
Dr.-Ing. Laermann 17. 2. 
Maaß 17. 2. 
Meyer 15. 2. 
Pfuhl 16. 2. 
Poß 16. 2. 
Reuschenbach 17. 2. 
Rühe 15. 2. 
Frhr. von Schorlemer 16. 2. 
Verheugen 17. 2. 
Voigt (Frankfurt) ** 16. 2. 
Dr. Warnke 16. 2. 
Wetzel 17. 2. 
Zierer * 17. 2. 
Dr. Zimmermann 17. 2. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm-
lung 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer 
Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 
Drucksache 11/1959 
Drucksache 11/1028 

Ausschuß für Wirtschaft 
Drucksache 11/2858 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen 
bzw. von einer Beratung abgesehen hat: 

Ausschuß für Wirtschaft 
Drucksache 11/2350 Nr. 2.1 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Drucksache 11/1707 Nr. 24 

Ausschuß für Forschung und Technologie 
Drucksache 11/2724 Nr. 29 
Drucksache 11/3021 Nr. 2.12 
Drucksache 11/3117 Nr. 2.13 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Drucksache 11/2580 Nr. 45 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 3 

Erklärung 
des Abgeordneten Dr. Bernhard Friedmann 

(CDU/CSU) vom 9. Februar 1989 

Ich versichere, daß ich an der vierten namentlichen 
Abstimmung (zu Drs. 11/3443) in der 111. Sitzung am 
25. November 1988 teilgenommen und mit Nein ge-
stimmt habe. 

Mir ist unerklärlich, warum meine Abstimmungs-
karte nicht auffindbar ist. 

Anlage 4 

Erklärung des Abgeordneten Peter Zumkley (SPD) 
vom 15. Februar 1989 

Ich versichere, daß ich an der dritten namentlichen 
Abstimmung (zu Drs. 11/3375) in der 109. Sitzung am 
23. November 1988 teilgenommen und mit Ja ge-
stimmt habe. 

Mir ist unerklärlich, warum meine Abstimmungs-
karte nicht auffindbar ist. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Kinkel auf die Frage des Ab-
geordneten Geiß (CDU/CSU) (Drucksache 11/3970 
Frage 2): 

Wie will die Bundesregierung der Öffentlichkeit verständlich 
machen, daß gezielte Schmerzzufügungen gegen Menschen 
durch Folter und sogar unbeabsichtigte Schmerzzufügungen 
gegenüber Tieren durch Gesetz und internationale Abmachun-
gen verboten sind, die mögliche Schmerzzufügungen gegen 
ungeborene Kinder durch Verätzung oder Zerstückelung beim 
Schwangerschaftsabbruch jedoch bisher nicht verboten, ge-
schweige denn geahndet wird? 

Der Abbruch der Schwangerschaft ist nach gelten-
dem Recht grundsätzlich verboten und strafbar. Er ist 
nur ausnahmsweise - innerhalb bestimmter Fri-
sten - zulässig, wenn er vom Arzt vorgenommen 
wird, die Schwangere einwilligt und eine der in 
§ 218a StGB bezeichneten Indikationen vorliegt. Im 
Rahmen der mit dieser Regelung verbundenen Güter-
abwägung sind die für den Schwangerschaftsabbruch 
erforderlichen ärztlichen Handlungen erlaubt; sie 
sind unter Beachtung der Grundsätze der Berufsord-
nung für die deutschen Ärzte durchzuführen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Priesnitz auf die Frage des 
Abgeordneten Jäger (CDU/CSU) (Drucksache 
11/3970 Frage 7): 
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Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Be-
spitzelung von Kirchenmännern in der DDR durch den Staatssi-
cherheitsdienst, und trifft es insbesondere zu, daß der „Friedens-
pfarrer" Eppelmann in seinen Amtsräumen „Wanzen" in 
Radioapparat und Lampe entdeckt hat, die offenkundig für 
Lausch-Angriffe auf ihn bestimmt waren? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Pfarrer 
Eppelmann über eine in seinem Arbeitszimmer ent-
deckte Abhöranlage berichtet hat. Darüber hinausge-
hende Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht 
vor. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Würfel (FDP) (Drucksache 
11/3970 Fragen 8 und 9) : 

Wie hoch ist der Haushaltsansatz für das Kindergeld im Rah-
men des Familienlastenausgleichs zu veranschlagen, wenn alle 
Erstkinder in Familien eine Erhöhung des Kindergeldes von 
50 DM auf 80 DM erhielten? 

Wie hoch ist der Haushaltsansatz für das Kindergeld im Rah-
men des Familienlastenausgleichs zu veranschlagen, wenn das 
Kindergeld für alle zweiten Kinder von 100 DM auf 130 DM 
erhöht wird? 

Zu Frage 8: 

Der Haushaltsansatz für das Kindergeld würde sich 
bei einer Erhöhung des Kindergeldes für das erste 
Kind von 50 auf 80 DM um 2,715 Mrd. DM erhöhen, 
also 1989 auf 16,715 Mrd. DM. 

Zu Frage 9: 

Der Haushaltsansatz für das Kindergeld würde sich 
bei einer Erhöhung des Kindergeldes für das zweite 
Kind von 100 auf 130 DM — bei Beibehaltung des 
Sockelbetrages (70 DM) — um 840 Mio. DM erhöhen, 
also 1989 auf 14,840 Mrd. DM. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 11/3970 
Fragen 15 und 16) : 

An welchen Bahnhöfen der Deutschen Bundesbahn in der 
Pfalz können Reisende am Wochenende Reisegepäck aufgeben 
oder abholen, und zu welchen Zeiten? 

Wie steht die Bundesregierung zu Plänen der Deutschen Bun-
desbahn, in großem Umfang ihren Service in vielen Regionen 
— insbesondere im bereits jetzt benachteiligten ländlichen 
Raum — abzubauen bzw. ganz einzustellen? 

Zu Frage 15: 

An Wochenenden gelten für Gepäckschalter der 
Deutschen Bundesbahn unterschiedliche, durch Aus-
hang bekanntgegebene Öffnungszeiten. Sie richten 
sich nach der Zuglage, orientieren sich an der Nach-
frage und berücksichtigen jeweils die örtlichen Ver-
hältnisse. Es würde den Rahmen der Fragestunde 
sprengen, wenn ich dazu ins einzelne ginge. 

Ich habe deshalb eine Liste der in Frage kommen-
den 36 Bahnhöfe in der Pfalz mit den gewünschten 
Angaben anfertigen lassen, die Ihnen sofort zur Ver-
fügung steht. 

Zu Frage 16: 

Der Bundesregierung sind Pläne der Deutschen 
Bundesbahn zum Abbau oder zur Einstellung ihres 
Dienstleistungsangebotes in großem Umfang, insbe-
sondere im ländlichen Raum, nicht bekannt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
11/3970 Fragen 17 und 18): 

Wie ist der derzeitige Stand der Planung für das Interregio-
Kernnetz in Bayern, und wie soll dabei die Erschließung des 
Zonenrandgebietes in Bayern, insbesondere der Region Ober-
pfalz-Nord (Weiden), erfolgen? 

Wie ist der Stand der Ausbauplanungen für die Bundesbahn-
strecke Nürnberg—Weiden in der Oberpfalz, und his wann ist 
damit zu rechnen, daß auf dieser Strecke der ,,Pendolino" ein-
gesetzt wird? 

Zu Frage 17: 

Das gesamte Fernverkehrsangebot der Deutschen 
Bundesbahn wird derzeit neu strukturiert und eine 
Ausweitung des Interregio-Zugangebotes im Takt-
verkehr vorgenommen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat zum Stand der 
mittelfristigen Schienenpersonenverkehrsplanungen 
mitgeteilt, daß im Jahre 1991 die Interregio-Linien 27 
(Karlsruhe—Stuttgart—Nürnberg, mit einer Verlänge-
rung morgens von Bayreuth und abends nach Bay-
reuth) und 28 (Karlsruhe—Stuttgart—München—Salz-
burg) eingerichtet sein sollen. 

Ab 1991 sollen als Vorstufe zum Interregioverkehr 
(D-Zugverkehr im Taktfahrplan) folgende D-Zug-Li-
nien eingerichtet werden: 

Linie 24: 
Coburg—Nürnberg—Augsburg—München 

Linie 25 A: 
(Hof—) Marktredwitz—Weiden—Regensburg-
Landshut—München 

Linie 25 B: 
Passau—Landshut—München. 

Der vollständige Interregio-Standard wird bis 
1993/94 erreicht sein. In die Linien 24 und 25 A sollen 
auch die beiden Zugpaare Berlin—München integriert 
werden. 

Die vorgenannten Linienführungen entsprechen 
dem derzeitigen Planungsstand. Genauere Angaben 
kann die Deutsche Bundesbahn erst nach Abschluß 
der Detailplanung, die zur Zeit läuft, machen, da die 
Anzahl der auf den Linien verkehrenden Züge von der 
Zeitlage, der Wirtschaftlichkeit der Züge und günsti-
gen Verknüpfungsmöglichkeiten mit anderen Linien 
abhängt. Hierbei sind noch Änderungen möglich. 
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Diese Arbeiten dürften im Sommer 1989 abgeschlos-
sen sein. 

Zu Frage 18: 

Zum Stand der Ausbauplanungen: 

Für die Teilstrecke Nürnberg—Hersbruck(—Bay-
reuth/Hof) hat die Deutsche Bundesbahn im Januar 
1989 den Planungsauftrag erteilt 

— für Infrastrukturmaßnahmen zur allgemeinen Ge-
schwindigkeitserhöhung und zur Anpassung an 
ein neues Betriebsprogramm sowie 

— für Maßnahmen, die darüber hinaus durch den 
beabsichtigten Einsatz des Pendolino in der Rela-
tion Nürnberg—Bayreuth/Hof erforderlich wer-
den. 

Die Vorbereitungen für diesen Auftrag und die sich 
daran anschließende Detailplanung werden mit hoher 
Priorität durchgeführt. 

Unabhängig davon werden verschiedene Baumaß-
nahmen zur Beseitigung von Langsamfahrstellen bei 
Sulzbach—Rosenberg auf der Strecke Neukirchen—
Weiden (Oberpfalz) durchgeführt bzw. geplant. 

Zum Einsatz des Pendolino: 

Nach den erforderlichen Test- und Präsentations-
fahrten des Pendolino im vergangenen Jahr verhan-
deln zur Zeit der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
und die Bayerische Staatsregierung über die Finan-
zierung und Beschaffung von deutschen Triebwagen 
mit Pendolino-Technik. Da bisher nur konzeptionelle 
Vorstellungen bestehen, benötigt die Industrie noch 
etwa zwei Jahre für die Entwicklung und den Bau der 
ersten einsatzreifen Fahrzeuge. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 11/3970 Frage 23): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß 
einige Getränkegroßhersteller beabsichtigen, nachdem sie die 
1,5-Liter-Einwegflaschen aus PET-Kunststoff aus dem Markt 
genommen haben, verstärkt auf eine Absatzsteigerung bei den 
verbleibenden Einwegverpackungen (insbesondere bei der 
2-Liter-Großverbraucherflasche) hinzuwirken, und beabsichtigt 
die Bundesregierung, Initiativen zu ergreifen, die sich gegen 
eine hierdurch bedingte Erhöhung des Abfallvolumens richten, 
z. B. durch das generelle Verbot von Einweggetränkeverpak-
kungen oder der Einführung eines Zwangspfandes auch für 
diese Verpackungen? 

Gemäß § 7 der Verordnung über die Rücknahme 
und Pfanderhebung von Getränkeverpackungen aus 
Kunststoffen vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2455) 
unterliegen die in der Frage angesprochenen 2-Liter-
Einwegflaschen aus Kunststoff ab 1. Dezember 1989 
ebenfalls der Pflicht zur Pfanderhebung, Rücknahme 
durch den Handel und der Verwertung außerhalb der 
Abfallentsorgung. 

Im Hinblick auf diese Übergangsfrist und auf die 
Tatsache, daß bei den 2 Liter PET-Flaschen bereits  

jetzt ein Pfandsystem auf freiwilliger Basis mit zufrie-
denstellenden Rücklaufraten praktiziert wird, sieht 
die Bundesregierung gegenwärtig keine Notwendig-
keit zu weiteren Maßnahmen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Würzbach (CDU/CSU) (Drucksache 
11/3970 Fragen 26 und 27): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Auswirkungen verschie-
dener und gerade in jüngster Zeit noch vermehrt gesprochener 
Urteile deutscher Gerichte, durch die komplette, ordnungsge-
mäß genehmigte, mit öffentlichen Mitteln erstellte Sportanlagen 
und auch Einrichtungen der Freiwilligen Feuerwehr stillgelegt 
wurden, und was ist wann beabsichtigt, um durch klarere, ein-
deutigere Gesetzgebung wieder einen dem Allgemeinwohl die-
nenden realitätsbezogenen, berechenbaren Zustand herzustel-
len? 

Hält es die Bundesregierung für richtig und zeitgemäß, daß 
beim Beurteilen und Messen von sogenannten Lärmquellen das 
Lachen von spielenden Kindern, das Beifallklatschen von Zu-
schauern beim Sport, das Herausfahren von Feuerwehr-Fahr-
zeugen aus Gerätehäusern zum Übungsabend die gleichen 
Maßstäbe angelegt werden, wie bei solchem Lärm, der durch 
Straßenverkehr oder durch Industrieanlagen hervorgerufen 
wird, und wenn nein, was ist wann beabsichtigt, um wieder zu 
bürgernahen und der Allgemeinheit verständlichen Regelun-
gen zu kommen? 

Zu Frage 26: 

Die Bundesregierung sieht in der Rechtsprechung 
keine Anhaltspunkte dafür, daß in jüngster Zeit ver-
mehrt Sportanlagen oder Einrichtungen der Freiwilli-
gen Feuerwehr durch Urteil stillgelegt worden sind. 

Vielmehr ist davon auszugehen, daß es sich in den 
meisten Fällen lediglich um partielle Einschränkun-
gen der Betriebszeit gehandelt hat. Die angesproche-
nen Urteile betrafen dabei Extremfälle störender 
Lärmeinwirkungen auf die Nachbarschaft, die in der 
Regel auf Planungsfehler bei der Errichtung der strei-
tigen Anlagen zurückzuführen sein dürften. 

Für die in der Rechtsprechung behandelten proble-
matischen „Altfälle" vermag eine Änderung der ge-
setzlichen Bestimmungen, die allein auf die Zukunft 
gerichtet sein kann, nichts zu bewirken. Die Bundes-
regierung hält es deshalb für zweckmäßiger, den Im-
missionsschutzbehörden Hilfen wie die „Hinweise zur 
Beurteilung der durch Freizeitaktivitäten verursach-
ten Geräusche" des Länderausschusses für Immis-
sionsschutz, die von der Umweltministerkonferenz 
und der Sportministerkonferenz gebilligt wurden, an 
die Hand zu geben. Damit können Sport- und Freizeit-
anlagen aufgrund der gegenwärtigen Rechtslage in 
sachgerechter Weise beurteilt werden. 

Zu Frage 27: 

Es trifft nicht zu, daß sämtliche in der Frage genann-
ten Geräusche nach den gleichen Maßstäben wie Ver-
kehrs- und Industriegeräusche beurteilt werden. Das 
Lachen spielender Kinder unterliegt keiner Regelung. 
Beifallsgeräusche sportlicher Großveranstaltungen 
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— die erhebliche Schallpegel erreichen können — 
werden nach den in der Antwort zu Frage 54 genann-
ten „Hinweisen" beurteilt. Das Herausfahren von 
Feuerwehrfahrzeugen aus Gerätehäusern zum 
Übungsabend ist nach ständiger Rechtsprechung ent-
sprechend dem Verursacherprinzip der Anlage zuzu-
ordnen und wird wie das Anlagengeräusch beur-
teilt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen des 
Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 11/3970 
Fragen 28 und 29) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß EG-Gremien an einem 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Verbesserung 
von Verfahren zur Stillegung von Kernkraftwerken arbeiten und 
daß dafür ca. 125 Millionen DM bereitgestellt werden sollen? 

Unterstützt die Bundesregierung dieses Vorhaben, und in 
welchem Umfang ist die Elektrizitätswirtschaft an diesem Vor-
haben beteiligt? 

Zu Frage 28: 

Ja; der Kommissionsvorschlag liegt auch dem Aus-
schuß für Forschung und Technologie des Deutschen 
Bundestages als Drucksachen-Nr. 311 vor. Der Vor-
schlag sieht Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
zur Stillegung kerntechnischer Anlagen vor. Gleich-
zeitig will die Kommission die Umsetzung der in frü-
heren Programmen gewonnenen Erkenntnisse bei der 
großtechnischen Anwendung fördern. Das Programm, 
Laufzeit 1989 bis 1993, soll einschließlich der Kosten 
für einen Personalbestand von fünf Bediensteten mit 
Mitteln in Höhe von 31,5 Millionen ECU (= etwa 
65,7 Millionen DM) dotiert werden. 

Zu Frage 29: 

Die Bundesregierung befürwortet den Vorschlag 
der Kommission. Zielsetzung und wissenschaftlich

-

technischer Inhalt des Kommissionsvorschlags ent-
sprechen den im Anhang II des gemeinschaftlichen 
Forschungsrahmenprogramms festgelegten Grund-
zügen. Mit andauernder Nutzung der Kernenergie 
und zunehmendem Alter der betriebenen kerntechni-
schen Anlagen gewinnt die Frage der Stillegung die-
ser Anlagen an Bedeutung. 

Das Programm soll hauptsächlich im Rahmen von 
Kostenteilungsverträgen mit öffentlichen Forschungs-
einrichtungen und privaten Firmen aus den Mitglied-
staaten durchgeführt werden. Die Förderquote be-
trägt normalerweise höchstens 50 % der Gesamtko-
sten eines Vorhabens. Bei der Teilnahme von Hoch-
schulen kann die Gemeinschaft bis zu 100 % der zu-
sätzlichen Ausgaben (Grenzkosten) übernehmen. Un-
ternehmen der Elektrizitätswirtschaft müssen folglich, 
wenn sie an dem Gemeinschaftsprogramm teilneh-
men wollen, mindestens 50 % der Projektkosten tra-
gen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen des Abge-
ordneten Müller (Wesseling) (CDU/CSU) (Drucksa-
che 11/3970 Fragen 32 und 33): 

Trifft es zu, daß auf den Philippinen die Gewerkschaftsfreiheit 
verletzt wird und daß mit Folter und Mord gegen Gewerkschaft-
ler, die der National Federation of sugar workers (NFSW) ange-
hören, vorgegangen wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Präsidentin Corazon 
Aquino in entsprechender Weise einzuwirken mit dem Ziel, die 
völlige Gewerkschaftsfreiheit — insbesondere auf Negros — 
wiederherzustellen? 

Zu Frage 32: 

Die philippinische Regierung tritt grundsätzlich für 
die Gewerkschaftsfreiheit ein. Folter und Mord gehö-
ren nicht zu ihrem Regierungsstil. 

Die NFSW ist eine Gewerkschaft der Zuckerplanta-
genarbeiter auf der Insel Negros. Sie ist der KILU-
SANG MAYO UNO (Bewegung 1. Mai) angeschlos-
sen, einer Organisation, die der Kommunistischen 
Partei der Philippinen nahesteht. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, daß — entgegen der Politik der 
Zentralregierung — lokale Milizgruppen einzelne 
Übergriffe gegen Gewerkschafter begehen. Die Re-
gierung von Frau Aquino verurteilt derartige Über-
griffe und ist bemüht, ihnen entgegenzutreten. Hier-
für hat sie im Dezember 1988 eine „Commission on 
Human Rights" gegründet, die die Präsidentin bera-
ten und die Angehörigen von Betroffenen unterstüt-
zen soll. 

Zu Frage 33: 

Wie zuvor erwähnt, tritt die Regierung Aquino für 
Gewerkschaftsfreiheit ein. Eines besonderen Einwir-
kens von seiten der Bundesregierung bedarf es nicht. 
Verschiedene unabhängige deutsche Organisationen 
unterstützen die Gewerkschaftsarbeit auf den Philip-
pinen seit Jahren. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) (DIE GRÜ-
NEN) (Drucksache 11/3970 Frage 38): 

Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, zur Erleichterung 
des kleinen Grenzverkehrs in die CSSR am Grenzübergang 
Waidhaus den Bahnfahrern genauso wie den Autofahrern 
Tagesvisa zu gewähren, und warum verweigert die Bundes-
regierung einreisenden CSSR-Staatsbürgern Tagesvisa? 

Die Bundesregierung verhandelt mit der CSSR über 
Reiseerleichterungen, um die rechtlichen Möglichkei-
ten auszuschöpfen, tschechoslowakischen Staatsan-
gehörigen Reisen ins Bundesgebiet zu erleichtern. 
Hierüber wurden mit der CSSR bereits im November 
1988 erste Gespräche aufgenommen. 

Für Einreisen in das Bundesgebiet ist das geltende 
Ausländerrecht maßgebend. Nach § 20 Abs. 4 des 
Ausländergesetzes obliegt die Erteilung von Sichtver-
merken den Auslandsvertretungen und nicht den 
Grenzbehörden. 
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Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Wüppesahl (fraktionslos) (Drucksache 
11/3970 Frage 39): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das Grundrecht 
auf freie Meinungsäußerung auch für Berufsorganisationen in 
gleicher Weise gewährleistet werden müsse und aus diesem 
Grundrecht resultierend auch die Broschüre „Für Polizisten und 
Demonstranten", die in Zusammenarbeit zwischen der Bundes-
arbeitsgemeinschaft Kritischer Polizistinnen und Polizisten so-
wie Gruppen der Friedensbewegung entstanden ist, selbstver-
ständlich auch in Dienststellen des Bundes ausgelegt werden 
darf, und wenn nicht, warum nicht? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerungen für jeder-
mann, auch für Berufsorganisationen, innerhalb der 
Schranken der allgemeinen Gesetze gewährleistet ist. 
Dieses Grundrecht berechtigt nicht zu einem jederzei-
tigen freien Zugang zu den Behörden und Dienststel-
len des Bundes und der Möglichkeit, dort beliebige 
Publikationen zu verbreiten. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die Fra-
gen des Abgeordneten Schütz (SPD) (Drucksache 
11/3970 Fragen 40 und 41): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß trotz des 
am 1. Juli 1988 erfolgten Inkrafttretens des § 22 des Gesetzes 
zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz) die Re-
geln für die Abgabe von Pflanzenschutzmitteln im Einzelhandel 
vielfach nicht beachtet und Pflanzenschutzmittel frei zugänglich 
und ohne fachkundige Beratung des Verkaufspersonals ver-
kauft werden (vgl. Sendung ZAK-Magazin, WDR III vom 9. De-
zember 1988, 21.45 Uhr; Dokumentation des BUND „Aktion 
Pestizidfreie Regale")? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung, daß auf 
Grund der trotz einer achtzehnmonatigen Übergangsphase häu-
fig nicht erfolgten Beachtung der ab dem 1. Juli 1988 geltenden 
Verkaufsregeln für Pflanzenschutzmittel der Verkauf über den 
Einzelhandel künftig ganz verboten werden sollte, da es offen-
sichtlich nicht möglich ist, eine ausreichende Qualifikation des 
Verkaufspersonals für eine sachkundige Beratung zu gewähr-
leisten? 

Zu Frage 40: 

Die Bundesregierung hat bereits mit Schreiben vom 
27. Juli 1988 an die Länder, die für die Durchführung 
des Pflanzenschutzgesetzes einschließlich der Über-
wachung der Einhaltung seiner Vorschriften zustän-
dig sind, darauf hingewiesen, daß ihr Presseinforma-
tionen vorliegen, wonach gegen das Selbstbedie-
nungsverbot bei der Abgabe von Pflanzenschutzmit-
teln nach § 22 des Pflanzenschutzgesetzes verstoßen 
würde und daß Verkäufer häufig nicht in der Lage 
seien, die Kunden über Pflanzenschutz zu beraten. In 
einer Besprechung mit den Länderreferenten für 
Pflanzenschutz haben die Länder über ihre Erfahrun-
gen und die ergriffenen Maßnahmen berichtet. Da-
nach werden von allen Ländern Kontrollen durchge-
führt, um die Einhaltung der Vorschriften des Pflan-
zenschutzgesetzes über die Abgabe von Pflanzen-
schutzmitteln im Einzelhandel sicherzustellen. Die 

Bundesregierung geht davon aus, daß dies weitge-
hend geschieht. 

Zu Frage 41: 

Die Bundesregierung hält ein Verbot, Pflanzen-
schutzmittel über den Einzelhandel zu verkaufen, 
nicht für sinnvoll. Gerade in Drogerien, Samen-, Gar-
tenbedarfs- und Düngemittelhandlungen sowie in 
Gärtnereien und Gartencentern kann der Kunde im 
persönlichen Gespräch in der Regel eine umfangrei-
che und sachkundige Beratung erhalten. 

Im übrigen geht die Bundesregierung davon aus, 
daß zukünftig die Pflanzenschutz-Sachkunde bei der 
Abgabe von Pflanzenschutzmitteln weitgehend si-
chergestellt ist. Sie stützt sich dabei auf Trendmeldun-
gen aus den Ländern, die von einer regen Nachfrage 
nach den angebotenen Ausbildungslehrgängen be-
richten. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Glotz (SPD) (Drucksache 11/3970 
Frage 47): 

Unter welchen materiellen und lebensweltlichen Bedingun-
gen leben ältere türkische Arbeitnehmer und ihre Familien in 
der Bundesrepublik Deutschland, und welche Probleme erge-
ben sich daraus für das Alter? 

Das Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung 
hat 1980 und 1985 im Auftrag des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung Repräsentativuntersuchun-
gen über die Situation der ausländischen Arbeitneh-
mer und ihrer Familienangehörigen in der Bundesre-
publik Deutschland vorgenommen, die umfassende 
Daten zur sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Lage der ausländischen Wohnbevölkerung enthält. 
Dabei zeigen sich vor allem Integrationsfortschritte 
innerhalb dieses Fünfjahreszeitraumes. Trotz der sehr 
breit und tiefgegliedert angelegten Untersuchungen 
enthalten sie allerdings keine spezifischen Angaben 
im Hinblick auf die älteren ausländischen Arbeitneh-
mer, insbesondere auch die älteren Türken. Schon 
ihre längere Aufenthaltsdauer rechtfertigt aber die 
Annahme, daß auch und gerade sie sich immer besser 
in der deutschen Gesellschaft zurechtfinden. Es ist 
daher — bei anhaltenden Integrationsbemühun-
gen — zu erwarten, daß sie im Alter keinen gravieren-
den besonderen Problemen gegenüberstehen wer-
den, zumal sie — wie deutsche Arbeitnehmer — 
Kranken- und Rentenversicherungsschutz genießen. 
Genaueren Aufschluß über die von Ihnen angespro-
chenen Zusammenhänge könnten nur gesonderte Er-
hebungen zu Integrationsverläufen geben. Ein sol-
ches Projekt wird derzeit geprüft. 

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, daß nur 
etwa 3 To  der türkischen Wohnbevölkerung über 55, 
nur 1 % über 60 Jahre alt ist. 



9124* 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. Februar 1989 

Anlage 18 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Höfpinger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Unruh (DIE GRÜNEN) (Drucksa-
che 11/3970 Fragen 48 und 49): 

Seit wann ist der Bundesregierung der Verdacht der Untreue 
gegen den Präsidenten der Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte (BfA) und seinen Mitarbeitern bekannt, und was ge-
denkt sie zu tun, um für die Wiedergutmachung des voraussicht-
lichen Schadens, der den Rentenversicherten entstanden ist, 
Sorge zu tragen? 

Sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang zwischen 
den Millionenbeträgen, wegen derer die Ermittlungen geführt 
werden, und den im Vergleich zu den Landesversicherungsan-
stalten der Arbeiterrentenversicherung um ein Mehrfaches hö-
heren Verwaltungskosten (Aufwand pro Rente) der BfA, und 
was hat die Bundesregierung unternommen oder was gedenkt 
sie über strafrechtliche Maßnahmen hinaus zu tun, um für eine 
Senkung der BfA-Verwaltungskosten Sorge zu tragen? 

Zu Frage 48: 
Ende Oktober 1988 ging beim Bundesministerium 

für Arbeit und Sozialordnung und beim Bundesversi-
cherungsamt ein anonymes Schreiben ein, dem Ko-
pien einer Anzeige an die Staatsanwaltschaft beim 
Landgericht Berlin beigefügt waren. Daraufhin be-
gann das Bundesversicherungsamt als zuständige 
Aufsichtsbehörde Anfang November 1988 mit einer 
Aufsichtsprüfung. Abdruck des Prüfberichts vom 
20. Januar 1989 wurde dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung und der Staatsanwaltschaft 
Berlin auf deren Anforderung übersandt. 

Aufgrund des Prüfberichts des Bundesversiche-
rungsamtes hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung disziplinarrechtliche Vorermittlungen 
gegen den Präsidenten der Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte wegen des Verdachts eines 
Dienstvergehens veranlaßt. Der Präsident der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte hat seiner-
seits gegen sich beim Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung die Einleitung des förmlichen Dis-
ziplinarverfahrens beantragt. 

Seit Ende Januar 1989 ist bekannt, daß die Staats-
anwaltschaft beim Landgericht Berlin ein Ermitt-
lungsverfahren gegen den Präsidenten der Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte und einen Mitar-
beiter wegen des Verdachts der Untreue eingeleitet 
hat. 

Ob und ggf. in welcher Höhe ein Schaden entstan-
den ist, wird zur Zeit geprüft. Das Ergebnis dieser Prü-
fung muß abgewartet werden. Erst dann stellt sich die 
Frage etwaiger Regreßforderungen. 

Zu Frage 49: 
Der Anteil der Beträge, wegen derer die Ermittlun-

gen geführt werden, an den jährlichen Verwaltungs-
kosten ist mit ca. 0,04 % so gering, daß er bei einem 
Vergleich der Verwaltungskosten von Angestellten- 
und Arbeiterrentenversicherung keinen relevanten 
Faktor darstellt. Ein solcher Vergleich auf der von 
Ihnen angeführten Basis „Aufwand pro Rente" wäre 
im übrigen wegen der strukturellen Unterschiede in 
der Angestellten- und Arbeiterrentenversicherung 
nicht aussagekräftig, denn es gibt andere Vergleichs-
kriterien, z. B. „Verwaltungskosten je Versicherten 
(Angestelltenrentenversicherung: 125,29; Arbeiter-
rentenversicherung: 182,01), Anteil der Verwaltungs-

kosten an den Gesamtausgaben" (Angestelltenren-
tenversicherung: 1,5 v. H., Arbeiterrentenversiche-
rung: 1,9 v. H.), nach denen die Verwaltungsausga-
ben der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
auch verhältnismäßig unter denen der Arbeiterren-
tenversicherung liegen. Denn die Verwaltungskosten 
umfassen auch die Betreuung des Versichertenbe-
standes (einschließlich der besonders verwaltungs-
aufwendigen Klärung der Versicherungskonten). Da-
bei ist der im Vergleich zum Rentenbestand relativ 
höhere Versichertenbestand der Angestelltenversi-
cherung zu berücksichtigen. 

Sowohl im Rahmen der allgemeinen Rechtsaufsicht 
nach § 87 des Vierten Buches des Sozialgesetzbuches 
als auch im Rahmen der jährlichen Haushaltsaufstel-
lungsverfahren nach § 70 des Vierten Buches des So-
zialgesetzbuches ist die Einhaltung der Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit stets sorgfältig 
geprüft worden. Dabei ist regelmäßig auch der Bun-
desrechnungshof eingeschaltet worden. Die Bundes-
regierung wird den betreffenden Vorfall zum Anlaß 
nehmen, dies künftig noch kritischer zu tun. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wimmer auf die Frage des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
11/3970 Frage 50): 

Wie hat die Bundesregierung auf die Studie des Defense Po-
licy Panel of the Committee on Armed Services, House of Repre-
sentatives „Soviet readiness for war: Assessing one of the major 
sources of East-West instability" reagiert, nachdem festzustehen 
scheint, daß diese Studie von falschen Voraussetzungen aus-
geht? 

Die Bundesregierung hat am 16. Dezember 1988 
gegenüber dem Vorsitzenden des Defense Policy Pa-
nel of the Committee on Armed Services, House of 
Representatives, Mr. Les Aspin, ihre von den Ergeb-
nissen der Studie abweichende Haltung zum Aus-
druck gebracht. Sie hat den Sachverhalt mit den für 
die Beurteilung der sowjetischen militärischen Fähig-
keiten zuständigen US-Stellen erörtert und ihre Auf-
fassung deutlich gemacht. Darüber hinaus wurde die 
nationale Beurteilung im Rahmen der Vorbereitung 
des NATO-Dokumentes MC 161/89 „The Warsaw 
Pact Strength and Capabilities" eingebracht. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wimmer auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) (DIE GRÜ-
NEN) (Drucksache 11/3970 Frage 51): 

Welche Mengen welcher B- und C-Kampfstoffe lagern noch in 
und um das Munitionsdepot Schierling, Landkreis Regensburg, 
und welche Anstrengungen unternehmen Bundesregierung 
und regionale Behörden, eventuell noch vergrabene Kampf-
stoffe aufzufinden? 
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1979 sind außerhalb des Munitionsdepots Schier-
ling Kampfstoffampullen gefunden und vom Landes-
räumkommando des Freistaates Bayern beseitigt wor-
den. Die Suche nach Kampfstoffen an vermeintlichen 
Vergrabungsstellen innerhalb des Depots blieb er-
folglos. Neue Erkenntnisse über die Lagerung von 
Kampfstoffen in Schierling liegen dem Bundesmini-
sterium der Verteidigung nicht vor. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wimmer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Mechtersheimer (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 11/3970 Fragen 52 und 53): 

Auf welche Höhe beläuft sich die Gesamtheit sämtlicher Zu-
wendungen, auch solcher in Materialform oder in Form mittel-
barer Unterstützung, seitens des Bundesministeriums der Ver-
teidigung an die „Studiengesellschaft für Zeitprobleme e. V." in 
den Etatjahren 1981, 1982, 1983, 1984, 1985, 1986, 1987 und 
1988? 

Kann die Bundesregierung bestätigen oder dementieren, daß 
die unerwartet schnelle Entscheidung der Regierung, weitere 
Arbeiten am TECHNEX- und KOLAS-Programm zunächst zu 
unterlassen, in einem unmittelbaren Zusammenhang mit Ent-
scheidungen von US- bzw. NATO-Gremien zur Festlegung der 
Reichweite des Army Tactical Missile System (ATACMS) auf 
300 Meilen stehen, die das Festhalten an nuklearen Optionen 
des KULAS-Programms überflüssig werden lassen? 

Zu Frage 52: 

Die Studiengesellschaft für Zeitprobleme e. V. hat 
in den Haushaltsjahren 1981 bis 1988 im einzelnen  

folgende Zuwendungen aus Kapitel 1401/Titel 535 04 
des BMVg erhalten: 

1981: 996 000, — DM 

1982: 1,02 Millionen DM 

1983: 1,03 Millionen DM 

1984: 1,07 Millionen DM 

1985: 1,1 Millionen DM 

1986: 1,07 Millionen DM 

1987: 1,09 Millionen DM 

1988: 1,02 Millionen DM 

Weitere Zuwendungen in Materialform oder in 
Form mittelbarer Unterstützung sind nicht erfolgt. 

Zu Frage 53: 

Es gibt hier keinen Zusammenhang. Das Studien-
programm TECHNEX ist — wie bereits mehrfach er-
klärt wurde — rein konventionell. 

Es wurde kürzlich abgeschlossen. Eine Entschei-
dung, ob und wie die aus diesen Studienprogramm 
gewonnenen Erkenntnisse genutzt werden sollen, 
stand an. Die Bundesregierung hat entschieden, die 
Überlegungen derzeit nicht weiter zu verfolgen. 

Unabhängig davon prüft die NATO gegenwärtig, 
wie im Zusammenhang mit künftigen Abrüstungs-
schritten die künftige Struktur der Nuklearwaffen in 
und für Europa aussehen soll. Diese Überlegungen 
sind noch nicht abgeschlossen. 
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